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Sie Politik Hannooers in Besag auf den deutsch« 
dänischen SSrieg 1848—50.*) 

Bon 
F e r d i n a n d SieDers . 

Vor der Behandlung der Hannoverschen Politik in Bezug aus 
den deutsch-danischen Krieg 1848—1850 ist ein Blick auf die Han­
noversche Politik in der ersten Halste des 19. Iahrhunderts zu 
weisen, um zu erkennen, welche Gesichtspunkte in ihr vorherrschend 
waren und bei wem die Kraft der Regierung lag. 

Die hannoverschen Herrscher waren, seitdem Georg Ludwig 
1714 als Georg I . den englischen Thron bestiegen hatte, ihrem 
Stammlande mehr und mehr entfremdet. Georg I I I . unterhielt 
sich zwar bei Besuchen seiner deutschen Untertanen mit ihnen noch 
in deutscher Sprache J), hat jedoch in seiner langen Regierungszeit 
niemals sein Heimatland Hannover betreten. Georg I V . und 32311-
helm I V . hingegen sprachen nur englisch und fühlten fich durchaus 
als Briten. Um die eigentlichen Regierungsgefchäfte in Hannover 
kümmerten sich die Könige so gut wie gar nicht, diese überließen sie 
vielmehr ihren hannoverschen Ministern. 

Der bedeutendste hannoversche Staatsmann zu Beginn des 
19 . Iahrhunderts ist zweifellos Graf Herbert von Münster gewefen. 
Als Diplomat in englischen Diensten hatte er bei dem Zustande­
bringen der Koalitionen gegen Napoleon eine große Rolle gespielt 
und war 1805 zur Belohnung für den guten Erfolg einer Ent­
sendung nach Petersburg zum hannoverschen Kabinettsminister 
beim Könige ernannt worden. Georgs I V . Vertrauen zu ihm war 
so groß, daß er ihn 1814 mit der Söahrnehrnung der hannoversch-
welsischen Interessen auf dem SBiener Kongreß betraute, ohne ihm 
besondere Richtlinien mitzugeben. Als erstes nahm hier in SBien 
Graf Münster für Hannover den Titel eines Königreiches an. Ein 
ungewöhnliches Streben nach Ehre und Ruhm seitens der han-

*) Z. T. gekürzter Abdruck einer philofophifchen Dissertation der 
Universität Leipzig v. J . 1922. Auszug im Jahrbuch der philofoph. Fakul-
tat 1922, S . 71—74. 

1 ) E. v. Meier, Hannoversche Verfassungs- und Verwaltungs-
flefchichte 1680 bis 1860 I. 127. 

9Hel.ertä(.jf. Sa^tSuHj 1926. 1 
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noverschen Politik ist jedoch hieraus nicht zu folgern, denn die An­
nahme der Königswürde war für Hannover zur Notwendigkeit ge­
worden, nachdem alle älteren Kurfürsten und selbst der auf niedrigem 
Rangstufe stehende Herzog von Württemberg den Königstitel an­
genommen hatten. Aber Münster wußte seinem Lande zu bei 
neuen .Würde auch einen beträchtlichen Landzuwachs zu verschassen. 
Sein Streben 2) ging hierbei ans Stärkung der welsischen Macht 
gegenüber Preußen, gegen das er insolge der preußischen Politik 
zur Zeit Napoleons ein starkes Mißtraum hegte. Da Preußen 
das hannoversche Lauenburg als Tauschobjekt für Schwedisch-Vor-
pommern brauchte, gelang dem die Lage ausnutzenden Grafen 
Münster auch noch der Erwerb des preußischen Ostsriesland, fodaß 
Preußen gänzlich von der Nordsee abgetrennt wurde. Doch lag 
dieses Ziel wohl mehr im englischen als im hannoverschen Staats­
interesse, denn England dachte sich mit einem ununterbrochen zu­
sammenhängenden Holland-Hannover einen gewaltigen englischen 
Brückenkops ans dem Festland zu fichern. 

Graf Münster hatte in Wien ferner an der Wiederherstellung 
einer Versassung für Deutschland mitzuarbeiten. Hierbei trat er sür 
die Rechte der Untertanen und sür Gewährung von Repräsentativ' 
versassnngen ein. I m übrigen aber erwies er sich als Partikularist, 
der fürchtete, daß eine politische Verbindung ud so mächtigen 
Staaten wie Österreich und Preußen zu einr societas leonina 
ausarten könne 3), und er war nicht geneigt, irgendwelche Rechte 
auszugeben, „nur um diesen zwei Monarchien untertänig zu wer­
den oder um ein geteiltes Protektorat in Deutschland zu bilden." 
Daß sich Münsters Besorgnisse hierbei weniger gegen Österreich als 
gegen das benachbarte Preußen richteten, ergibt sich schon aus der 
geographischen Lage. Persönlich ist dem Grafen Münster wegen 
seiner Haltung in dieser Frage ebensowenig ein Vorwurs zu 
machen, wie dem Fürsten äWettemich aus feinem „berüchtigten 
System". Wie Metternich im Interesse Österreichs, so handelte 
Graf Münster als Bevollmächtigter seines englisch-hannoverschen 
Fürstenhauses und mußte nach der bei den Regiernngen damals 
vorherrschenden Staatsaussassung deutsche Gesamtinteressen hinter 
spezifisch hannoverschen oder welsischen zurückstehen lassen. Nicht 

») Denkschrift Münsters vom 21. 4. 1809. 
*) Brief Münsters an Gagern vom 10. 8. 1814. 
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zu rechtfertigen ist jedoch, daß sich Münster durch sein Mißtrauen 
gegen Preußen verleiten ließ, beim Streit um die Einverleibung 
Sachsens in Preußen die Einmischung der Franzosen herbeiführen 
zu helfen, und daß er für Hannover dem zwischen England, Frank­
reich und Osterreich am 3 . 1. 1815 abgeschlossenen Kriegsbündnis 
beitrat. 

Der Zwiespalt, der fortan die beiden deutschen Großmachte 
trennte, und das Streben der Mittelstaaten, nichts von ihrer Sou­
veränität auszugeben, machte die Schaffung einer starken deutschen 
Buudesversassung unmöglich, und so kam es nur zu dem lockeren 
Gefuge des Deutschen Bundes, der den Fürsten sogar das 1648 
festgelegte Recht, selbständig Bündnisse abschließen zu dürsen, be­
ließ. Aus die Mängel der Buudesversassung, die namentlich in 
den Iahren 1848—50 zu tage traten, wird bei Behandlung der 
hannoverschen Politik hinsichtlich der deutsch - danischen Frage 
1848—50 noch des österen zurückzukommen sein. 

I n der Folgezeit traten bis 1848 große europäische Fragen 
nicht hervor, und Münsters Tätigkeit wandte sich nach Abschluß 
des .Wiener Kongresses darauf, die Verwaltung und Verfassung des 
Königreiches nen zu ordnen. Schon 1814 hatte Hannover als 
erster deurscher Staat eine liberale Verfassung erhalten, die jedoch 
1819 in konservativem Sinne stark abgeändert wurde. Von nun 
an herrschte in Hannover krassestes Adelsregiment, dessen Miß­
stände im Ianuar 1831 zum Sturz Münsters führten, da das Volk 
in ihm den Hauptschuldigen sah. Und tatsächlich hatte Münster 
auch diese 1V 2 Iahrzehnte, von 1815—1830, einen überragenden 
Einfluß auf die Gestaltung der Verhältnisse in Hannover aus­
geübt, obwohl er an und für sich den übrigen hannoverschen Mi­
nistem gegenüber nur gleichberechtigt, nicht ubergeordnet war. Der 
Grund, daß er trotzdem schlechthin ausschlaggebend wurde, lag 
darin, daß er in London in der Umgebung des Königs weilte, 
während die anderen Minister sern in Hannover saßen. So konnte 
er seine Ansichten und Wünsche bei dem Regenten in ganz anderer 
Weise zur Geltung bringen, als seine Kollegen, die überdies un­
bedeutend waren. Wer etwas erreichen wollte, wandte sich am 
besten unmittelbar an Münster. Als nun gar die Landdrosten An-
weisung erhielten, ihre Berichte nicht an die Minister, sondern um 
allzu langer Verschleppung vorzubeugen, ohne jede Zwischeninstanz 
direkt nach London zu senden, wurde Münster dadurch in Wirklich-

i* 
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feit aus einem Kollegen ein Vorgesetzter der übrigen hannoverschen 
Minister. Die Politik Hannovers wurde also in dieser Zeit von 
London aus geleitet und demgemäß stark von englischen Interessen 
beeinflußt, wenn auch Gras Münster die Verwendung hannoverscher 
Truppen für rein englische Zwecke als versasfungswidrig ver­
hinderte. Die staatsrechtliche Stellung des Herzogs von Earnbridge 
als Statthalter von Hannover war demgegenüber gänzlich be­
deutungslos und beschränkte sich aus den Ehrenvorsitz im Mini­
sterium. 

Mit der Thronbesteigung Wilhelms IV. änderte sich das 
System der Regierung Hannovers. Der bisher allmathtige Gros 
Münster wurde entlassen, der Herzog von Eambridge zum Vize­
könig erhoben und mit weitgehenden Befugnissen ausgestattet. Zwar 
blieb in London die deutsche Kanzlei, wo bis 1837 von Cmpteda 
an Münsters Stelle als Minister trat, aber mit der überragenden 
Bedeutung dieses Ministerpostens war es vorbei, der Schwerpunkt 
der hannoverschen Regierung lag fortan in Hannover. I n Bezug 
auf die hannoversche Handels- und Zollpolitik bedeutete jedoch der 
.Wechsel des Iahres 1830 keine Änderung. Genau wie bei den 
Verhandlungen ans dem Wiener Kongreß waren für Hannover auch 
hier folgende drei Gesichtspunkte maßgebend: Furcht vor Preußen, 
Streben nach Ansiechterhaltung vollster Souveränität und Rücksicht 
aus England. 

.War schon das am 1. 1. 1819 zur Einführung gelangte neue 
preußische Zollfystem bei den Nachbarn ungünstig aufgenommen, 
so erhob sich in ganz Deutschland erst recht laute Entrüstung, als 
noch im gleichen Iahre Fürst Anton Günther von Schwarzburg-
Sondershausen sich diesem System anschloß. Man betrachtete diesen 
Schritt als Aufopferung der Selbständigkeit von Schwarzburg-Son-
bershausen und die Befürchtung, daß Preußen aus handelspoli­
tischem Wege die deurschen Klein- und Mütelstaaten zu preußischen 
Provinzen herabzndrücken beabsichtige, war in Denrschland und ganz 
besonders in Hannover weit verbreitet. Graf Münster, damals 
noch leitender Staatsmann Hannovers, ging in feinem Mißtrauen 
gegen Preußen soweit, den Zollverein als „preußische Rennions-
fammer" *) zu bezeichnen, der man entgegen treten müsse. Verstärkt 
wurde diese Besorgnis vor preußischer Suprematie noch dadurch, 

*) ö Hasser, Geschichte des Königreiches Hannover I 260. 
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daß Preußen in seinen Mitteln nicht immer sehr wählerisch vor­
ging, sondern beispielsweise den Anschluß Anhalt-Köchens, das 
aufs Heftigste friberstxebte, butch Absperrung der Elbe geradezu er­
zwungen hatte. Für Hannover bestand nun ober materiell rein 
Grund, sich dem preußischen System, das die eingeführten Waren 
mit hohen Zöllen belegte, anzuschließen. Eine in der Entwicklung 
begriffene und des Schubes bedürftige Industrie gab es in Han­
nover noch nicht, und man fah deshalb nicht ein, weshalb man 
Kolonialwaren und englische Stoffe, französische Wein« und Seide 
Preußen zuliebe teuer verzollen sollte. 

Sieben diesen Gründen, die vorn hannoverschen Standpunkt 
aus gegen den preußischen Zollverein sprachen, wirkte aber auch die 
Rücksicht aus England bestimmend aus die hannoversche Politik 
ein. Für England mußte naturgemäß rine Zolleinigung ganz 
Deutschlands in dem Sinne, Voie Preußen fit anstrebte, äußerst un­
erwünscht sein, denn zur Zeit bot Hannover, dessen Einfuhrzölle 
weit geringer waren als die preußischen, ein vorzügliches Absatz­
gebiet für die englischen Waren. 

Als nun 1828 aus Gegnerschaft gegen Preußen von Sachsen 
aus der Mitteldeutsche Handelsverein begründet wurde, trat Han­
nover bereitwilligst bei. Es versolgte hiermit einen doppelten 
Zweck: Einmal glaubte es die weitere Entwicklung des preußisch-
hessischen Zollvereins dadurch unterbinden zu können, zum anderen 
aber vergrößerte sich infolge der niedrigen Durchfuhrzölle, die ganz 
entgegen den Interessen der aufblühenden sächsischen Industrie im 
Vereinsgebiet sestgesetzt waren, durch den Beitritt Hannovers die 
leichte Absatzmöglichkeit für die englischen Weiten toeit über ba« 
Gebiet des Königreichs hinaus bis nach Frankfurt und Sachfen 
hin. Als dann 1831 durch Kurhesfens Abfall und Beitritt zum 
preußischen Zollverein der Mitteldeutsche Handelsverein gesprengt 
war, suchte Hannober nunmehr durch Zurückgreifen auf Artikel 19 
der Bundesakte5) dem preußischen Zollverein Schwierigkeiten zu 
bereiten und ries sogar die diplomatische Unterstützung Englands 
an mit der Begründung, daß es für den englischen Handel doch 

5) Artikel 19 der Bundesakte vom 8. 6. 1815: Die Bundesglieder be* 
holten sich vor, bei der ersten Zusammenkunst der Bundesversammlung in 
Frankfurt wegen des Handels und Verkehrs zwischen den verschiedenen 
Bundesstaaten, sowie wegen der Schiffahrt nach Anleitung der auf dem 
Kongreß zu Wien angenommenen Grundsätze in Beratung ju treten. 
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nicht einerlei sein könne, wenn auch Hannover in das preußische 
Zollsystem hineingezogen würde 6 ) . Die Furcht vor dem preußischen 
Handelsübergewicht, und daß daraus eine Minderung der han­
noverschen Souveränitätsrechte folgen möchte, ging also so weit, 
daß man sich nicht fchente, die Hilfe des Auslandes gegen das 
preußische Streben nach einer deutschen Zolleinheit in Anspruch 
zu nehmen! 

1836 endlich kam es zur Überlassung von hannoverschen und 
braunschweigischen Enklaven an den Zollverein. Anfang der 40 er 
Iahre erneuerte fich jedoch der Zollkrieg infolge des zweifelhaften 
Verhaltens Braunfchweigs, und erst 1845 kam es zum Abschluß 
des langjährigen Kampfes durch ein Abkommen mit Preußen zur 
Regelung des Zoll-, Grenz- und Kartellverkehrs. Zn einem An­
schluß an den preußischen Zollverein aber wollte der aus seine 
Souveränität stolze König Ernst August sich noch nicht verstehen. 
9loch 1849 erklärte er, nie ans eine Zolleinigung mit Preußen ein­
gehen zu wollen 7), und erst kurz vor seinem Tode 1851 hat er 
dann doch schließlich den Zollvertrag unterzeichnet. 

Das Iahr 1837 bedeutet einen Wendepunkt in der hannover­
schen Geschichte, insofern, als nun wieder ein eigener Herrscher zu 
dauerndem Aufenthalt ins Land kam. Ernst August, der neue 
König, war bereits 66 Iahre alt, als er den Thron bestieg. I n 
seiner Ingend hatte er an den Kämpsen gegen Frankreich teil­
genommen und seinen persönlichen Mut im Handgemenge erwiesen. 
Für alles Militärische hatte er auch späterhin reges Interesse, das 
sich im Kriege mit einer ungewöhnlich starken Fürsorge für das 
.Wohlergehen feiner Truppen verband, und mit Borliebe pflegte er 
fich selbst als einen „alten Soldaten" 8 ) zu bezeichnen. I n Eng­
land war er sodann als Führer der Hochtorys politisch tötig ge­
wesen und hatte sich infolge feines fchrossen Austretens bei der Be­
völkerung gründlichst verhaßt gemacht. Gunst oder Ungunst des 
Volkes ließ ihn jedoch unberührt. Während seines langjährigen 
Aufenthaltes in Berlin hatte er mit seinem Schmager Friedrich 
.Wilhelm I I I . freundschaftliche Beziehungen gepflegt. Den stärksten 
Eindruck machte auf ihn das stramme preußische Militär, sodaß er 

•) Treitschke: Deutsche Geschichte im 19. Jahrhundert IV 387. 
7) Rothert: Allgemeine Hannoversche Biographie II 144. 
8 ) Brief Ernst Augusts an den Herzog Christian August von Augusten« 

burg vorn 13. 4. 1846. 
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nach seinem Regiernngsantritt im hannoverseben Heerwesen manche 
-Änderung nach preußischem Borbild vornahm. 

Der wesentlichste Eharafterzug des Königs ist sein scharf aus­
geprägtes Souveranitatsgefühl. I m Staatsgrnndgefetz von 1833 
war die Vereinigung der Landeskafsen durchgeführt worden und 
nur die Ausscheidung eines Krongutes zur Deckung der königlichen 
Bedürfnisse festgesetzt. Obwohl finanziell für den König gar nicht 
unvorteilhaft, kam diese Beschränkung auf eine Zivillifte, als die 
ihm die Reuregelung von 1833 erschien, dem Herzog von Eumber-
land als eines Königs unwürdig vor, und fo hob er denn bald 
nach feiner Thronbesteigung das Staatsgrundgesetz von 1833 kurzer 
Hand auf und setzte die Versassung von 1819 wieder in Kraft. 
Die rechtliche Seite der Frage interessierte ihn dabei so wenig, daß 
er sich trotz des ossendaren Bersassungsbrnches später rühmte, alles 
in völlig gesetzmäßiger Weise vollbracht zu haben. Die Proteste 
gegen die widerrechtliche Aushebung des Staatsgrnndgesetzes 
empsand er als Ernpörnng gegen sein königliches Recht, und dem­
entsprechend waren die Mittel, mit denen er gegen die Protestieren­
den vorging. Er wollte in Hannover eine starke monarchische Ge­
n/alt wieder ausrichten und mit der eingebürgerten Herrschaft der 
Minister brechen. Die bisherigen Kabinettsminister beließ er zwar 
in ihren Stellungen, degradierte sie jedoch zu Departementsministern 
und stellte an ihre Spitze als alleinigen Kabinettsminister ihren 
alten Gegner Schele, mit dem er seit längerem in vertraulicher Ver­
bindung stand. Später stthrte er die Regierung völlig selbständig. 

Dies absolutistische Regiment blieb im wesentlichen bestehen, 
bis das Iahr 1848 einen gründlichen .Wandel herbeisührte. Nach­
dem die Märzrevolntion in Berlin gesiegt hatte, war es auch in 
Hannover nötig geworden, eine Umbildung des Ministeriums vor­
zunehmen. Falcke und die übrigen Minister wurden vom Könige 
tntlassen, und Graf Bennigsen mit der Bildung des neuen Mini­
steriums beauftragt. Bennigsen sowohl wie die für Ministerposten 
vorgeschlagenen Lehzen und Braun nahmen nur unter der Be­
dingung an, daß auch Stüve in das Ministerium einträte. Und 
so kam es denn zu einem Ministerium, in dem Bennigsen das Aus­
wärtige, Lehzen die Finanzen, Stüve das Innere übernahm, wäh­
rend Braun für den Kultus, von Düring für die Iuftiz eintrat und 
der untüchtige General Prott, der das Kriegsministerium mit Hilfe 
seines Adjutanten, des sähigen Oberstlentnants Iacobi, verwaltete. 
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beibehalten wurde. Bennigsen stand offiziell an de: Spitze de* 
Ministeriums, Stüve aber war die Seele des Ganzen, und schon 
äußerlich zeigt sich seine ausschlaggebende Bedeutung darin, daß 
man das Märzministerium, das bis zum Oktober 1850 am Ruder 
blieb, meist als das „Ministerium Stüve" zu bezeichnen pflegt. 

Da die Beschlüsse im Ministerium gemeinschaftlich gefaßt 
wurden und Stüve in ihm eine beherschende Stellung einnahm, soll 
auf ihn hier etwas näher eingegangen werden, obwohl er als 
Minister des Innern mit der auswärtigen Politik an sich wenig 
zu tun hatte. 

Stüve hatte sich als Abgeordneter der zweiten Kammer und 
als Mitglied des Schatzratskollegs Anfang der 30 er Iahre um das 
Zustandekommen des Staatsgrundgesetzes große Verdienste erworben; 
zum Führer wurde er erst, als er infolge der Aushebung eben dieses 
Staatsgrundgesetzes in schärfste Opposition zur damaligen Regie­
rung trat. Er focht nun als Vorkämpfer für Freiheit und Recht 
an erster Stelle. Den Grundfatz des Rechtes wollte er als den 
ersten, einzigen im Staate gewahrt wissen, und auch beim schärfsten 
Kampse gegen die Regierung ließ er sich von dem Wege des Rechtes 
nicht abdrängen und wollte von Rebellion und Gewalttat nichts 
wissen. Bei diesem Kampse für das Recht stand Stüve natur­
gemäß Schulter an Schulter mit den Liberalen. Den doktrinären 
Liberalismus eines Welcker oder Rotteck aber lehnte er ab. Seine 
Staatsanschaunng war die des historischen Liberalismus, und sich 
selbst bezeichnete er einmal als einen von Haus aus konservativen 
und aristokratischen M a n n 9 ) . 

Die 9cotwendigkeit einer Bundesresorm erkannte er durchaus 
an, und verschloß sich in der Theorie auch nicht den von Preußen 
schon aus dem Wiener Kongreß gestellten Forderungen nach kraft­
voller Kriegsgewalt, Bundesgericht, und landständischen, durch den 
Bundesvertrag gesicherten Bersassungen. Scarnentlich die @in-
sührung von Ständen sah er als die Vorbedingung jeder Besserung 
an. Er trat dasür ein, daß Denrschland mit Einschluß von Österrreich 
und Preußen ein ganzes bilden sollte, und daß diese Verbindung mit 
allen Mitteln gefestigt werden müßte; jedoch glaubte er gerade in der 
Eristenz der kleineren Staaten den Grund zu sehen, daß die Einheit 

•) G. Stüve: J . E. B. Stüve noch Briefen und persönlichen Erinne­
rungen n 31. 
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Deutschlands nicht verloren gegangen sei, und da er die Selbständig­
keit der Einzelstaaten nicht aufgeben wollte, hielt er eine aus den 
einzelnen Staaten gewählte Versammlung mit beratender Stimmt 
als Vertretung des Volkes am Bunde für hinreichend. I n der 
Prajis hinderte also auch ihn, dessen deutsche Gesinnung durch viele 
Zeugnisse einwandfrei feststeht, fein pariikulariftifcher Standpunkt, 
sich für eine großzügige Resorm einznfetzen, die er in der Theorie 
wohl als nötig erkannt hatte. 

Ein ausgeprägtes Mißtrauen gegenüber Preußen war bei 
Stüve nicht vorhanden. Seine Ansichten über Preußen blieben sich 
zwar in der Zeit von 1830—48 nicht immer gleich, sondern 
wandelten sich je nach den inneren Zuständen Preußens. Innerlich 
aber stand Stüve dem preußischen Staat, dessen Verdienste um 
Deutschland er völlig anerkannte, durchaus wohlwollend gegenüber, 
und es war nur schmerzliches Bedauern, das Stüve zu ungünstigem 
Urteil über Preußen veranlaßte, wenn dieses nicht den Weg ein­
schlug, den Stüve für den richtigen hielt. Von .öfterreich hingegen 
versprach er sich nichts Gutes, da in -Osterreich keine Kraft fei, die 
Deutschland beleben könnte 1 0). 

Persönlich war Stüve ein untadelhafter Eharakter mit festem 
Willen, eine unermüdliche Arbeitskrast, unbeugsam auf dem Wege 
des Rechts verharrend, voE sozialer Gesinnung für die unterdrückten 
und notleidenden Stände, ein Mann, der das Vertrauen des Volkes 
wie des Königs voll und ganz verdiente, der einzige, der in der Lage 
war, in den gefährlichen Märztagen des Iahres 1846 das Über­
maß der Revolution zu bannen. 

Es ist Ernst August nicht als besonders großes Verdienst anzu­
rechnen, diesen Mann trotz aller srühereu Gegnerschaft an die Spitze 
seiner Regierung berufen zu haben, denn er tat es, als die Verwirrung, 
aufs Höchste gestiegen war und er keinen anderen Ausweg sah. Als 
bann die ©efahr vorüber war und man bt» Stetters nicht mehr be­
durfte, wurde das Marzministerium wieder entlassen. Es ist ein-
leuchtend, daß mit der Berufung Stüves mit der bisherigen absoluten 
Regierungsweife gebrochen werden mußte, denn Stüve hätte fich zu 
keinem Schritt hergegeben, den er nicht für richtig gehalten haben 
würde. I n allen Regierungsfragen war jetzt also das Ministerium, 
und vor allem Stüve entscheidend, nur das Heerwesen blieb das be-

*°) Brief Stüpes an Frommann vom 4. 2. 1833. 
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sondere Gebiet des Königs, auf dem er sich nicht ohne weiteres lenken 
ließ. Eine besondere Stärke des Ministeriums lag darin, daß es 
feine Stellung von vornherein nnr als ein Provisorium auffaßte, 
weshalb die einzelnen Minister auch nur den Titel von Ministerial-
vorständen annahmen, und daß sie jederzeit bereit waren, auszuschei­
den, wenn ein Verbleiben im Amt mit ihren Grundsätzen unverein­
bar gewesen w ä r e D i e Minister v. Bennigsen, Lehzen, Stüve, 
Brann und v. Düring waren untereinander in guter Fmmdschaft 
verbunden und ihre Einigkeit machte ein weiteres Moment ihrer 
Stärke dem König gegenüber ans. Die Beschlüsse über alle wesent­
lichen Fragen wurden in gemeinfamer Sitzung gefaßt. Auch dulde­
ten die Minister, wenigstens ansangs, durchaus nicht, daß der König 
ohne ihren persönlichen Vortrag irgendwelche Sachen erledigte. 

Das Schwergewicht der hannoverschen Regierung lag also beim 
Ministerium, nicht beim König, als die schleswig-holsteinsche Frage 
die Stellungnahme der hannoverschen Regierung erforderlich machte. 

.Wie stand es nun mit Schleswig-Holstein? 
I n der constitutio Waldemariana vom Iahre 1326 hatte 

Graf Gerhard der Große von Schauenburg vom danifchen Könige die 
Zufage erlangt, daß das Herzogtum Schleswig niemals mit der 
Krone Dänemark in der Weife verbunden werden solle, daß einer 
über beide Länder Herr sei. Trotz dieser Bestimmung, die noch 1448 
bestätigt war, wählten 1460 die Stände der beiden Länder Schleswig 
und Holstein nach dem Aussterben ihres Schauenbnrger Herrscher­
hauses den Dänen-König Ehristian I . zu ihrem Landesherrn. Dafür 
erhielten sie, nebst anderen großen Rechten die Zusicherung, ,,dat se 
bliven ewig tosamen ungedeelt". 

Bald nach dem Übergang zum Absolutismus wurde durch das 
Königsgesetz von 1665 in Dänemark die kognatische Erbsolge ein­
geführt; in Schleswig-Holstein blieb jedoch allein der Mannesstomm 
erbberechtigt. Durch Erbteilungen zerfiel das Land in eine Menge 
kleiner Linien, die aber im Laufe des 18. Iahrhunderts sämtlich 
tvieder in einer Hand vereinigt wurden. 

Trotz des mit Dänemark gemeinsamen Oberhauptes hatte 
Schleswig-Holstein Jahrhunderte lang ungestört ein reiches, geistiges 

U ) H. A. Opperrnann: Zur Geschichte des Königreiches Hannover von 
1832—1860 berichtet Bd. n , 305, da& das Ministerium Stüöe insgesamt 
42 mal um seine Entlassung eingekommen fei 



— 11 — 

Eigenleben sichren tonneu in enger Anlehnung an Deutschland, die 
von dänischer Seite nicht bekämpft, sondern vielmehr durchaus ge­
wünscht und gesördert wurde. Erst als zu Beginn des 19. Jahr­
hunderts auch Dänemark von dem in Dentschland damals zu un­
geahnter Stärke anwachsenden Rationalbewußtsein ergrissen wurde, 
hörte dieser friedliche Zustand, daß Schleswig-Holstein zur danischen 
Staatsnation, zugleich aber ungestört zur deutschen Kulturnation ge­
hören dursie, aus, und es setzten jetzt die ersten Versuche zur Danisie-
rung Schleswigs ein, indem Gesetze für eine Bevorzugung der dani­
schen Sprache erlassen wurden. Während in den vergangenen Iahr-
hunderten die deutsche Sprachgrenze sich langsam nach Rorden ver­
schoben hatte, trat um die Mitte des 19. Jahrhunderts infolge leb­
hafter dänischer Propaganda eine rückläufige Bewegung ein. Immer 
stärker wurde das dänische Bemühen, das auf eine völlige Einver­
leibung Schleswigs in Dänemark abzielte. 

König Friedrich V I . (1808—1839) unterstützte diese Bestre­
bungen, um seinen Nachfolgern aus dem dänischen Thron die Herr­
schast zum mindesten über Schleswig zu sichern. Denn ein Erlöschen 
des königlichen Mannesstammes stand in naher Aussicht, und es 
mußte dann im Königreich Dänemark und in den Herzogtümern 
verschiedene Thronfolge einteeren, falls nicht die alte Sonderstellung 
Schleswigs rechtzeitig gebrochen und das Land völlig ins Königreich 
Dänemark einverleibt war. Dem aber stand vor allem Schleswigs 
enge Verbindung mit Holstein im Wege, und um die Danisiernng 
und Einverleibung Schleswigs sicher zu erreichen, war die mächtige 
Partei der Eiderdänen und mit ihr der König sogar zu einem Ver­
zicht auf das völlig deutsche Holstein bereit. Friedrichs V I . Nach­
folger, Ehristian V I I I . (1839—1848), setzte die Politik seines 
Vetters sort. Durch Verwaltungsmaßnahmen, wie Einführung des 
dänischen Reichsbankgeldes und Bildung einer einheitlichen Armee 
für die dänische Gesamtmonarchie suchte er den Herzogtümern im 
voraus alle Mittel zum Widerstand gegen eine spätere Thronfolge 
seiner Schwester Eharlotte abzuschneiden. I m Gegensatz zu Fried­
rich VI . aber hoffte Ehristian, auf Holstein nicht zn verzichten zu 
brauchen, sondern gerade durch die Verbindung mit Schleswig auch 
Holstein für den dänischen Staat zu sichern. Um so stärker setzten 
daher die Bemühungen ein, Schleswig inzwischen in ein völlig 
dänisches Land umzuwandeln. 



— 12 — 

I m Oktober 1844 wurde der Antrag des Kopenhagener Bürger­
meisters Algreen - Ussing, der König möge die Unteilbarkeit des 
dänischen Gesamtstaates, der nach dem Königsgesetz von 1665 ver­
erbe, proklamieren und jeden, der gegen diese Bestimmung etwa* 
sage, schreibe und unternehme, als einen Verbrecher bestrafen,12) 
unter Zustimmung des königlichen Kommissars in der Rotschilder 
©tändeversammlnng angenommen. Den Versicherungen, daß es sich 
nur um Aufrechterhaltung des gegenwärtigen Zustandes handele und 
eine Einverleibung in Dänemark nicht beabfichtigt sei, schenkte man in 
den Herzogtümern kein Vertrauen, wie auch die Danisierungsversnche 
dort ans kräftigsten Widerstand stießen. Die Rechtsverwahrung der 
holsteinschen Ständeversammlung gegen den Rorschilder Beschluß 
blieb jedoch ohne Ersolg. 

Einen weiteren Schritt aus dem eingeschlagenen Wege bedeutete 
der „offene Brief" Ehristians V I I I . vom 8. 7. 1846 1 2 ) . Gestützt 
auf das Gutachten danifcher Inristen erklärte der König hier, daß 
für Schleswig und Lauenburg, sowie für große Teile Holsteins gan? 
zweifellos die weibliche Thronsolge gelte, und daß er die Unverletzt 
lichkeit des Gesamtstaates unbedingt ausrecht erhalten würde. 

Ein Sturm der Entrüstung erhob sich in Schleswig-Holstein 
wie in ganz Deutschland gegen diese Vergewaltigung der schleswig-
holsteinschen Rechte. Die holsteinsche Ständeversammlung wandte 
sich mit einer Beschwerde an den Deutschen B u n d 1 2 ) und auch die 
Agnaten, deren Erbrecht durch den Offenen Bries bedeoht war, er­
hoben Protest. So entschloß sich denn König Ehristian V I I I . am 
7. 9. 1846 zu einer beruhigenden Erklärung, daß von einer Ein­
verleibung keine Rede sein könne und eine Änderung der Beziehun­
gen zwischen den Herzogtumern Schleswig und Holstein nicht be­
absichtigt sei. Die deutsche Bundesversammlung gab sich mit diesen 
Versicherungen zusrieden und behielt sich im Bundesbeschlnsse vom 
17. 9. 46 nur vor, die fechte de« Bundeslandes Holstein aus 
Selbständigkeit und unzertrennliche Verbindung mit Schleswig, so­
wie die Rechte erbberechtigter Agnaten nötigensalls geltend zu 
machen. 

So war der Konflikt, der schon in diesem Iahre auszubrechen 
drohte, noch einmal glücklich vermieden. Die Leidenschaft bei der 
Bevölkerung aber steigerte sich auf beiden Seiten. Die Schleswig-

") Aktenstücke zur fchIe8lDig=hoIfteinfchen Bewegung 1844—46. 
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.Holsteiner beharrien, unterstützt von den Sympathien ganz Deutsch­
lands, einmütig aus ihrem alten Recht; die Eiderdanen richteien 
weiterhin ihre Angriffe gegen dieses Recht. 

So kam das I ah t 1848 heran. 
Am 20. 1. 48 starb König Ehristian, ehe sein Entwurf einer 

Gesamtversasfung veröffentlicht war. Das geschah erst am 28. 1. 48 
unter seinem Sohne Friedrich V I I . ; und während dieser Erlaß 
bei den Herzogtümern starke Befürchtungen auslöste, genügte er 
den viel weiter gehenden Ansprüchen der eiderdänischen Partei bei 
weitem nicht. Hier wurde vielmehr der Erlaß einer Verfassung ge­
fordert, die Schleswig in Dänemark einverleibe, und eine scharse und 
bestimmte Abgrenzung Holstein gegenüber verlangt. 

I n diesen Zwiespalt fiel die Kunde von der französischen 
Revolution und rief noch stärkere Aufregung hervor. Man hielt 
die Zeit zur Befreiung von aller Bedrückung und zur Durchsetzung 
seiner politischen Wünsche für gekommen. Der Rationalgedanke war 
zur vollen Blüte erwacht. Schleswig-Holstein wollte nicht länger 
die Plackereien und Danisiernngsbestrebungen dulden, es wollte 
deutsch sein und bleiben. Bürgervereine und Bürgerwehren bildeten 
sich, und am 18. 3 . 48 traten gemeinsame Stände beider Herzog' 
tumer in Rendsburg zusammen, um die Versassungsfrage felbständig 
in die Hand zu nehmen. Sie verlangten nunmehr die Aufnahme 
Schleswigs in den Deutschen Bund und entfandten eine Deputation 
nach Kopenhagen, die dem König-Herzog die Bitten des Landes 
vortragen sollte. Als diefe Deputation jedoch in Kopenhagen ein­
traf, war Friedrich V I I . inzwischen durch eine Volkserhebung ge­
zwungen worden, den Wünschen der eiderdänischen Partei gemäß 
die Einverleibung Schleswigs auszusprechen. Der am 22. März 
in Kopenhagen vollzogene Ministerwechsel bedeutete Dänemarks 
Eintritt in die Reihe der parlamentarischen Staaten, bedeutete den 
Sieg der eiderdänischen Partei und damit die Eröffnung der Feind-
feligkeiten gegen Schleswig-Holstein. Tatsächlich begannen denn 
auch noch am gleichen Tage die militärischen Vorbereitungen zur 
Riederwerkung der angeblichen Empörnng in den Herzogtümern. 

Hier waren auf die Kunde von der Entlassung des alten 
Ministeriums und Einsetzung einer rein eiderdänischen Regierung 
hin noch vor Rückkehr der nach Kopenhagen entsandten Deputation 
drei hernorragende Männer des Landes: der Prinz von Roer, 
33eseler und Graf Reventlow zu einer provisorischen Regierung zu-
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sammengetreten, um die Ordnung in den Herzogtümern aufrecht zu 
erhalten und die Rechte des Landes wie des angestammten Herrscher­
hauses zu wahren. Als am 24. 3. die Deputation abschlägig be­
schieden worden war, ließ der Krieg sich nicht länger vermeiden. 

I« Beginn des Krieges. 

König Friedrich Wilhelm I V . hatte, noch ganz unter dem Ein­
druck der Berliner Revolutionstage stehend, sich bei dem ausbrechen­
den Streite auf die Seite der Schleswig-Holsteiner gestellt, und am 
24. 3 . 48 in einem Briefe an den Herzog Ehristian August von 
Augustenbnrg die alten Rechte der Herzogtümer auf Selbständigkeit, 
Unzertrennlichkeit und Vererbung im Mannesstamme anerkannt und 
zu schützen versprochen. 

Welche Stellung nahm nnn die hannoversche Regierung zur 
schleswig-holsteinschen Frage ein? 

Wie in ganz Deutschland, so hatte auch in Hannover die Er­
hebung der Herzogtümer lauten Widerhall gesonden, und schon aus 
diesem Grunde war es geboten, sich in der schleswig-holsteinschen 
Frage nicht völlig passiv zu verhalten, sondern auf ine erregte Boßs­
stimmung, die voll Begeisterung für den bedrängten Brnderstam^ 
Pariei ergriff. Rückficht zn nehmen. Aber auch mit dem Herzen 
stand das Ministerium durchaus auf Seiten der deutschen Lands-
lente in den Herzogtümern und selbst der König, von dessen 
Legitimitätsgefühl man noch am ersten hätte erwarten können, daß 
er die fchleswig-holsteinsche Erhebung als eine Revolution gegen den 
rechtmäßigen König betrachten würde, hatte volles Verständnis für 
die nationalen Fragen, die hier zum Austrag kamen. Schon bei 
den Manövern des 10. A. K. im Iahre 1843 war ihm aufgefallen, 
daß die holsteinseben Truppen, die er ouü Unfenntrns als „dänische" 
bezeichnet hatte, hierüber entrüstet waren und nicht als Dänen gelten 
wollten 1). Und anläßlich des offenen Briefes 1846 hatte er das 
Verhalten des Dänenkönigs geiodelt, für die vornehme und sachliche 
Art, in der die holsteinschen Stände den Kamps für ihr gutes alte* 
Recht aufgenommen hatten, jedoch nur Worte des Lobes gesonden. 
Mit dem Herzog Ehristian August von Augustenburg war er seit 

') Eigenhändiger Brief Ernst Augusts an Herzog Christian August porc 
Augustenburs »om 16. 8. 1846. 



— 15 — 

Iohren in guter Freundschaft verbunden und von seinem Erbrecht 
sest überzeugt. Rach der Veröffentlichung der Gesamtstaatsversassung. 
für Dänemark vom 28. 1. 1848 schrieb er ihm 2 ) , wenn er Holsteiner 
wäre, so würde er gewiß keine Huldigung ablegen, bis die Rechte 
seiner Provinz zugesichert wären. Allerdings wollte Ernst August 
nur gesetzmäßige Maßregeln angewandt wissen, hielt es in diesem 
Falle aber sür unmöglich, daß der Bundestag seinen Schutz versagen 
werde, und gab die Zusicherung, daß Ehristian August sich hierbei 
auf ihn sest verlassen könne. 

Gleichwohl bestanden, als es nun zum Bruch zwischen Däne­
mark und den Herzogtumern gekommen war, gegen eine aktive Be­
teiligung Hannovers am Kampse gegen die Danen ernste Bedenken, 
die namentlich von Hanbury, dem hannoverschen Ministerrrsidenten 
zn Hamburg, und von dem Gesandten in Berlin, von Knyphausen, 
genährt wurden. Denn bei einer Unterstützung der Herzogtumer 
würde Dänemark natürlich zu Gegenmaßregeln greisen, und diese 
boten sich ihm in seiner Flotte dar, sowie in der Möglichkeit, alle in 
dänischen Häsen liegenden hannoverschen Schisse mit Beschlag zu 
belegen. Hiergegen gab es sür Hannover keinerlei wirksame Mittel, 
da man keine Seestreitkräfte besaß; und um diese schweren Schädi­
gungen zu vermeiden, riei Hanbury, der den Herzogtumern nicht 
günstig gesinnt war und ihnen den Kamps am liebsten ganz allein 
überlassen hätte, ans dem Lande zu einem rein passiven Verhalten, 
denn dann genüge die Besetzung Rendsburgs durch 4000 Preußen 
und die Bereitstellung eines Korps von höchstens 6000 Mann an der 
Grenze, und die dänische Regierung brauche dann nicht sofort in 
ossenen Krieg gegen die deutschen Bundesstaaten zu treten. Bei offen­
sivem Verhalten hingegen müsse man sofort Rendsburg stark besetzen 
und weitere 10 000 Mann in Holstein einrücken lassen3). Auch 
Knyphausen warnte davor, die Interessen Hannovers zu sehr aufs 
©piel zu setzen, nur um die Interesse» der Herzogtümer zu wahren. 
Eine Ansrage des dänischen Ministers Orla Lehmann, ob Hannover 
dem preußischen Beispiel solgen werde, wenn Preußen sich zu Ver­
handlungen geneigt zeige, bejahte er deshalb ohne weiteres, zumal 
ihm Hannover allein, ohne preußische Beteiligung sür den Kamps 
viel zu schwach zu sein schien. 

J ) Brief Ernst Augusts an Herzog Ehrist. Aug. p. Aug. t>. 9. 2. 48. 
3) Hanbnrv Hamburg, v 29. 3. 48. 
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Preußen dachte jedoch vorerst nicht an Verhandlungen, sondern 
hatte einen Teil feiner Truppen zufammengezogen, um einem gewalt­
samen dänischen Eindringen in die Herzogtümer mit bewaffnet« 
Macht entgegentreten zn können. Um nun Hannover zu gleichem 
Vorgehen zu veranlassen, war in außerordentlicher Gesandtschaft dei 
Geheime Legationsrat von Schleinitz von Berlin nach Hannover ent-
sandt worden. Diesem sagte Ernst August zu, daß er 10 000 Mann 
vom 10. A. K. zum Schutz der bedrohten Länder an der Elbe bereit 
halten wollte; ein Einschreiten sollte jedoch erst ersolgen, wenn da­
nische Truppen die schleswig-holsteinsche Grenze überschritten hätten. 

Von der provisorischen Regierung der Herzogtümer waren in­
zwischen Schritte unternommen worden, nm ihre Anerkennung und 
Hilfefendnngen von den deurschen Bundesstaaten zu erreichen. Rach 
Hannover hatte sie zn diesem Zwecke den Instizrat Schleiden entsandt, 
der dem hannoverschen Ministerrat die Gefahren, die den Herzog­
tümern von Dänemark drohten, als äußerst dringend schilderte und 
schlmnigste Hilfe erbat. 

Da die Gefandschastsberichte aus Hamburg die Lage bei weitem 
nicht so ernst darstellten4), mußte Schleiden sich damit begnügen, daß 
ihm vom hannoverschen Ministerium die baldige formelle Anerken­
nung der provisorischen Regierung versprochen6), und daß ihm 
militärische Hilfe für den Fall eines danischen Angriffs in Ausficht 
gestellt wurde, jedoch nur, wenn auch Preußen fich beteiligen würde. 

Zur Ausklärnng des wahren Standes der Dinge wurde der 
Major Müller vom hannoverschen Generalftabe in die Herzogtum« 
entfandt. Dieser fand bei der Bevölkerung große Begeisterung, aber 
auch Besorgnis, da die regulären Truppen nur gering waren und es 
namentlich an Offizieren fehlte. Müller hielt deshalb eine schleunige 
Hilfe von mindestens 12 000 Mann für erforderlich; über Stärke und 
Zufammenziehung der danischen Truppen wußte aber auch er nichts 
Sicheres zu melden. 

Inzwischen hatte König Ernst August den Major von Wissel 
an die Höfe von Braunschweig, Schwerin und Oldenburg entsandt 
zwecks Abrede über die Gestellung von Truppen zu dem von Hanno­
ver vorgeschlagenen Korps von 10 000 Mann. Wäbrend der 

«) Hanbury, Hamburg 25. und 26. 3. 48. 
6) aufeming Ernst Augusts: „Jch müijte }a ein Hundsfott sein, wenn 

ich das nicht täte." (Schleiden an die proöisorifche Regierung 27. 3. 48.) 
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vraunschweigische Minister Schultz zunächst Schwierigkeiten gemacht 
hatte, war der leitende Minister des Auswärtigen in Braunschweig, 
Don Schleinitz, sofort auf den hannoverseben Borschlag eingegangen, 
und auch der Herzog hatte begeistert erklärt, wenn es nottue, mit 
allen verfügbaren Truppen kommen zu wollen. I n Schwerin und 
Oldenburg hatte man ebenfalls den hannoverschen Borschlägen 
bereitwilligst zugestimmt. Die freien Städte hingegen, die für ihren 
.Handel fürchteten, falls England sich auf Seiten Dänemarks stelle, 
wollten nichts unternehmen, ehe nicht der Bundestag eine Entschei­
dung getroffen habe. 

Bon Seiten der provisorischen Regierung drängte man erneut 
auf hannoversche Hilse, und um sie herbeizusühren, suchte man das 
Erscheinen eines dänischen Kriegsdampsschiffes in der Flensburger 
Förde und die Absperrung der Insel Alfen vom Festland als Er­
öffnung der Feindseligkeiten durch Dänemark hinzusteEen8). Das 
hannoversche Ministerium aber kam zu dem Schluß, daß hiermit ein 
Anlaß zu sofortiger Gewährung der erbetenen Hilse noch nicht ge­
geben, vielmehr abzuwarten sei, welches Verhalten Preußen ein­
schlage. Erst als sichere Rachricht eingegangen, daß Hadersleben von 
dänischen Truppen besetzt und die Überfahrt von der schleswigscheti 
Küste nach Alsen fortgesetzt gesperrt sei 7), gab Erust August Befehl, 
daß die Truppen ohne weiteren Zeitverlust marschieren sollten, so­
bald sie zusammen feien. 

Mit Rücksicht auf die besonders schwer bedrohten Handels­
interessen Hannovers, und weil der britische Gesandte in Hannover, 
Mr. Bligh, als seine persönliche Ansicht geäußert hatte, daß die 
britische Regierung ein Betreten des Herzogtums Schleswig durch 
hannoversche Truppen als Unterstützung einer Revolte und als ge­
nügenden Anlaß zu einer Intervention Englands zugunsten von 
Dänemark ansehen werde, vermied man jedoch, einen Befehl zum Ein­
rücken in die Herzogtümer zu geben. Diefen letzten entscheidenden 
Schritt wollte man nur im Einvernehmen und unter Anschluß der 
übrigen Bundesstaaten einschlagen. Der hannoversche Bundestags­
gesandte von Lenthe wurde darum angewiesen, nach Rücksprache mit 
dem preußischen Gesandten einen Beschluß der Bundesversammlung 
in dieser Frage herbeizuführen8). 

•) Schreiben der provisorischen Regierung vorn 29. 3. 48. 
7) Mo. »orn 30. 3. 48; Honburh, Hornburg 30. 3. 48. 
8 ) Schreiben an t>. Lenthe 1. 4. 48. 

SUrterf. 3oijrttt^ 19..6. 2 
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Auf Grund einer preußischen Anzeige über die Ereignisse in 
Schleswig-Holstein und die getroffenen Maßnahmen, und des damit 
verbundenen hannoverschen Antrags wurde infolgedessen am 4. 4. 48 
von der Bundesversammlung die Gesahr eines Angriffs auf das 
deutsche Bundesland Holstein für vorhanden erklärt, Preußen und 
den Staaten des 10. A. K. die volle Anerkennung für die zum 
Schutze der Bundesgrenze getroffenen Einleitungen ausgesprochen 
und beschlossen, daß Preußen sich wegen einer einheitlichen Leitung 
mit den Staaten des 10. A. K. ins Einvernehmen setzen und das 
Vermittlungsamt namens des Deutschen Bundes auf der Grundlage 
der unverkürzten Rechte Holsteins übernehmen solle 9 ). Über die 
Aufnahme Schleswigs in den Deurschen Bund wurde nicht ver­
handelt, da Österreich dagegen war und sonst zu dem übrigen seine 
Zustimmung nicht gegeben hätte 1 0 ) . Durch den Bundesbeschluß 
vom 4. 4. 48 war also das bisherige Vorgehen Hannovers von der 
Bundesversammlung gebilligt und ihm eine rechtlich sichere Grund­
lage gegeben worden. 

I n Hannover aber wuchsen die Bedenken gegen eine Teilnahme 
am Kriege, denn bei der Überlegenheit Dänemarks zur See deohten 
der hannoverschen Schiffahrt schwere Gesahren. Um deshalb den 
Ausbruch der Feindseligkeiten wenn möglich noch in letzter Stunde zu 
verhindern, wandte sich die hannoversche Regierung an England 
mit der B i t t e " ) , zwischen Dänemark und den Herzogtumern zu ver­
mitteln. I n England ging man aus diese hannoversche Anregung, 
die ganz den eigenen Wünschen entsprach, bereitwilligst ein, in 
Denrschland aber wurde dieser Schritt Hannovers, der als Verrat 
an der Sache der Schleswig-Holsteiner erschien, sehr übel aus­
genommen. 

Aus Rücksicht aus die allgemeine Voffsstinmtnng sah sich daher 
die hannoversche Regierung veranlaßt, von der erbetenen Vermittlung 
wieder abzurücken und die englischen Vorschläge, die ein Zurück­
ziehen der nach (Schleswig eingerückten deutschen Gruppen verlangten, 
an Preußen als die vom Bunde mit der Führung der Geschäste be­
auftragte Macht weiterzugeben. Dort aber wies man den englischen 
Vermittlungsantrag energisch zurück, da von der Bundesversammlung 

•) Protokoll der 28. Sifcung d. Bunb.sVerf. pom 4. 4. 48. § 228. 
1 0 ) o. Lenthe, Frankfurt 4. 4. 48. 
a ) Schreiben an XHelmannsegge 6. 4. 48. 
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am 12. 4. 48 die provisorische Regierung der Herzogtümer anerkannt 
und beschlossen war, nicht vor der Räumung Schleswigs von da­
nischen Trnppen, die nötigenfalls mit Gewalt erzwungen werden 
sollte, in Verhandlungen einzutreten. 

Gegenüber mehrfachen, von England nach Hannover gerichteten 
Aufforderungen, es nicht zum -Äußersten kommen zu lassen, und fich 
von dem Einmarsch in Schleswig fernzuhalten1 2), verschanzte sich 
die hannoversche Regiernng zunächst hinter das Bundesrecht, das den 
einzelnen deutschen Regierungen ein selbständiges Vorgehen nicht 
grstatte, und hinter die bindenden und auch Hannover verpflichten­
den Bundesbeschlüsse. Als dann aber am 22. 4. Mr. Bligh erneut 
mit ernsten Vorstellungen an den Grafen Bennigsen herantrat, lehnte 
Hannover, ebenso wie es Preußen getan 1 3 ) , endgültig eine Zurück­
ziehung seiner Trnppen ab 1 4 ) . 

Hannover war nun also nach einem vorübergehenden Schwanken 
zu Beginn des Monats wieder entschlossen, den Kampf für die 
Herzogtümer durchzufechten. Ein dänischer Vorschlag, den Kammer­
herr v. Reedtz am 26. 4. nach Hannover überbrachte, daß Hannover 
die Feindseligkeiten zu Lande sofort einstellen und seine Trnppen nicht 
weiter vorrücken lassen solle, wofür Dänemark die hannoversche Schif­
fahrt als neutral betrachten und die Verhängung der Blockade über 
Elbe- und Wesermündung unterlassen wolle, wurde daher von Han­
nover zurückgewiesen. Und dem hannoverschen Gesandten in Lon­
don wurde die ausdrückliche Anweisung gegeben, daß eine englische 
Vermittlung nur angenommen werden könne, wenn zuvor die Her­
stellung des Status quo ante in den Herzogtümern gewährt sei, und 
daß er sich eigener wetterer Schritte in der Vermittlungssrage zu 
enthalten habe 1 B ) . 

II. militärische ^Haftnahmen. 

Bei der Neuordnung der Verhältnisse nach den Besieiungs-
kriegen war auf das Souveränitätsgesühl der Fürsten bis anss 
Äußerste Rücksicht genommen. Von einem einheitlichen Heere konnte 
keine Rede sein. Das Bundesheer sollte sich vielmehr für den Kriegs-

" ) Noten Blighs vom 10. u. 15. 4. 48. 
" ) Note Gras Arnims an Graf Westmoreland, Berlin 19. 4. 48. 
u ) Note an Bligh v. 22. 4. 48. 
" ) Schreiben an Kielmansegge pom 22. 4. 48. 
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fall aus den Kontingenten der Einzelstaaten zusammensetzen und die 
Rücksicht aus den Souveränitätsdünkel der kleinen Fürsten war so 
weit getrieben, daß es geradezu verboten war, kleine Kontingente 
einem Staate anzuschließen, der über mehr als ein Armerkorps ver­
fügte. Eine einheitliche Ausbildung und Bewaffnung war nur 
innerhalb der einzelnen Armerkorps vorgefehen; im Frieden gab es 
keinen gemeinsamen Bundesoberfeldherrn. Die Stärke der im Kriegs­
fall zu stellenden Kontingente sollte den hundertsten Teil der Be­
völkerung betragen, war also gering bemessen. Auch brauchten diese 
Truppen erst volle 4 Wochen nach dem Aufgebot bereit zu stehen, 
und erst nach weiteren 6 Wochen hatte als Ersatzmannschaft ein 
Sechstel der Kontingents-Stärke abmarschbereit zn fein. Größere 
Anstrengungen sollten durch besondere Bundesbeschlüsse bestimmt 
werden; sür sie galten dieselben Bestimmungen, wie für das Heer 
selbst. 

Das 10. Bundes-A. K. setzte sich aus 2 Divisionen zusammen, 
von denen die eine aus den Kontingenten Hannovers und Braun-
schweigs, die andere aus denen Oldenburgs, beider Mecklenburg«, 
Holstein-Lauenburgs und der Hansestädte gebildei wurde. Den 
Oberkommandierenden stellte nach der 1835 endlich zustande gekom­
menen „Schlußakte zur Regelung der inneren Berhältuisse des 10. 
Bundes-A.K." Hannover. 

Aus dieser lockeren Zusammensetzung des Bundesheeres und der 
einzelnen Armerkorps erklärt es sich, daß Ernst August, als er sich 
zur Mobilmachung eines Teils des 10. A. K. entschloß, erst mit den 
.übrigen Regierungen des 10. A. K. in Verbindung treien mußte. 
Da aber auch prenßische Truppen in die Herzogtümer einrücken soll­
ten, war die große Frage, wem der Oberfehl zuteil werden sollte. 
Ja Berlin dachte man zunächst an den Prinzen v. Preußen, und 
.Hannover, an das man sich vertraulich deswegen gewandt hatte, 
stimmte zu, faHs die in (Schleswig-Holstein zusammengezogenen 
Truppen des 10. A. K. 10000 Mann nicht .uberschreiten würden. 
Dann aber war man in Berlin doch so edelmütig, die Ehre des 
Oberbefehls den Hannoveranern zuteil werden zu lassen, und 
©eneral Hattert erhielt das Kommando über sämtliche Bundes-
tntppen in den Herzogtümern. 

I n Preußen drängte man zu energischer Kriegführung und 
wollte einer Besetzung Schleswigs durch die Dänen zuvorkommen. 
Ernst August von Hannover aber war um seine Truppen überaus 
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besorgt und wollte sie nur dann den Dänen gegenüberstellen, wenn 
ihnen durch ihre Überzahl ein Ersolg sicher war. Deshalb verbot er 
zunächst, die Elbe zu überschreiten, ehe nicht die gesamte Division 
vereinigt sei;*) und als er schließlich am 12. 4. die Erlaubnis zum 
Übergang über die Elbe gab, machte er ein weiteres Vorgehen davon 
abhängig, daß auch wirklich ein preußisches Korps von rund 10 000 
Mann gleichfalls in Holstein anwesend sei. 9Jach Schleswig ein­
zurücken blieb jedoch auch fernerhin verboten. 

Und erst, nachdem Preußen mehrfach vorstellig geworden war, 
gelang es den Ministern mit Mühe, beim König den Besehl zu 
beschleunigtem Vormarsch der hannoverschen Truppen und die Er­
laubnis zum Einrücken nach Schleswig zu erwirken. Die hannover­
schen Minister verfolgten dabei die Abficht, die Erregung zu be­
schwichtigen, die sich in hannoverschen Landen insolge der Nachricht 
von dem unglücklichen Tressen der Kieler Studenten und Turner 
bei Bau erhoben hatte. Fü r Ernst Augusts zurückhaltendes Benehmen 
war hauptsächlich die Sorge für feine Truppen maßgebend, die er 
bei den ungeklärten Verhältnissen über das gegenseitige Stärkever-
hältuis in den Herzogtumern nicht nutzlos aufopfern wollte. Eine 
dauernde Behauptung Schleswig-Holsteins schien ihm bei der Über­
legenheit der Dänen zur See überhaupt sehr fraglich2). Daneben 
fpielte bei ihm auch die Rücksicht auf die englische Vermittlung und 
die Sorge vor einem englischen Eingreifen mi t 3 ) . 

So erhielt Halkett noch am 15. 4. 48 den Befehl, daß er, um 
die englische Vermittlung zu erleichtern, jeden Angriff auf die 
dänischen Stellungen nördlich der Eider zu unterlassen habe, solange 
es die Sicherheit seiner eigenen Truppen erlaube. Wegen dieses 
Besehls, der nach Ansicht der provisorischen Regierung mit den 
Bnndesbeschlüssen vom 4. und 12. 4. 48 im Widerspruch stand, 
weigerte sie sich, ihre Truppen Halkett als Oberbefehlshaber zu 

*) Vertrauliche Instruktion an Halkett öom 4. 4. 48. 
s ) Brief Ernst Augusts an Herzog Christ. Aug. v. Aug. v. 13. 4. 48. 
3 ) Ö. Hassels Ansicht (Geschichte d. Königr. Hannover I 591), das? 

Ernst August die Truppenentsendung nach Schleswig absichtlich verzögert 
habe, weil es ihm widerstrebt hätte, seine Truppen zur Unterstütjung der 
rebellischen Untertanen des Königs v. Dänemark gegen den rechtmässigen 
Landesherrn hergeben zu müssen, ist nach dem herzlichen Empfang, der 
dem Justizrat Schleiden am 27. 3. 48 in Hannover zuteil wurde, u. nach 
der früheren Stellungnahme Ernst Augusts den Schleswig=Holsteinern gegen-
über für diese Zeit wohl kaum haltbar. 
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unterstellen, und auch mit den preußischen Generälen, die für sorsches 
Borgehen waren, drohte es zu Reibereien zu kommen. S o war es 
denn für Hannover eine günstige Lösung dieser Unerquicklichketten, 
daß die Bundesversammlung in Frankfurt in Unkenntuis bei 
zwischen Pieußen und Hannover schon getroffenen Regelung den 
Beschluß faßte, Preußen um die Stellung des Oberbefehlshabers 
der für Schleswig-Holstein bestimmten Truppen zu ersuchen. 

I n Berlin, wo man mit der zögernden Haltung Ernst Augusts 
gar nicht einverstanden war, ging man ohne weitere Besprechungen 
aus diesen Bnndesbeschluß ein. Der preußische Generalleutnant 
v. 2Örangel wurde zum Oberbefehlshaber ernannt, und Halkett 
mußte von diesem Posten zurücktreten und sich mit der mobilen 
Division des 10. A. K., deren Kommando er wieder übernahm, 
Wrangel unterstellen. Auch im übrigen Denrschland hatte man für 
die militärischen Besehle Ernst Augusts, der ständig von Preußen 
gedeängt werden mußte, ehe er ein weiteres Vorrücken seiner Truppen 
gestattete, kein Verständnis. Die Besetzung Schleswigs durch die 
Dänen hielt man für eine Folge des viel zu langfamen Borgehens 
des 10. A. K. Ramentlich in Snddeurschland, wo die Begeisterung 
für die fchleswig-holfteinfehe Sache am lautesten war, setzte man die 
bisherigen Mißerfolge auf das Schuldkonto Hannovers, wo eine hin­
längliche Truppenmacht und genügend Kriegsmaterial zur sofortigen 
Verfügung gestanden hätte. 

I n der Bundesversammlung richteten der preußische, badifche 
und württembergische Abgesandte ihre Angriffe gegen Hannover *) 
und der in Frankfurt tagende Fünfziger-Ausfchuß wandte fich sogat 
in offizieller Beschwerde an das hannoversche Ministerium mit der 
Aufforderung, für energisches Einschreiten des 10. A. K. zu sorgen 
und den Befehlshaber diefes Korps verantwortlich machenB). 

Ernst Augusts Berhalten bei dieser Angelegenheit muß allerdings 
als überängstlich bezeichnet werden und paßt nicht recht zu der 
Tapferkeit, mit der er in feiner Iugend fich am Handgemenge be­
teiligt hatte, doch waren ja auch inzwischen 50 Iahre ins Land ge­
gangen und Ernst August ein 77 jähriger Greis geworden. Die 
.Wurzel des Übels aber lag enrschieden in der mangelhaften Kriegs-
versassung, die es an der gründlichen Vorbereitung und der Fürsorge 

*) Protokoll der 38. Sitjung der Bund.-Vers. ö. 20. 4. 48 § S06. 
S ) Eingabe des Fünfziger-Ausschusses v. 15. 4. 48. 
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für ein rasches und energisches Eingreisen im Kriegsfall fehlen ließ. 
So war im Grnnde nur Preußen, das als europaische Großmacht ge­
nötigt war, ein schlagfertiges Heer zu unterhalten, in der Lage, den 
Schleswig-Holsteinern wirkliche Hilfe zu leisten, und schon am 4. 4. 
marschierten preußische Garderegimenter durch Hamburg, um in die 
Herzogtümer einzurücken, wahrend die Hannoveraner erst am 13. 4. 
ihren Übergang über die Elbe beginnen konnten. 

Doch hätte General Wrangel, der am 23 . 4. durch preußische 
und schleswig-holsteinsche Truppen die Danewerke stürmen ließ, wohl 
besser getan, das Herankommen der nur einen Tagemarsch enrsernten 
Hannoveraner abzuwarten, um dann das danische Heer völlig ver­
nichten zu können. Gegen Wrangels strategische Fähigkeiten muß 
man nach dem, was er 1848 und dann wieder 1864 als Ober­
befehlshaber gegen Dänemark geleistet hat, die stärksten Bedenken 
tragen. Ietzt, nach der Erstürmung der Danewerke, glaubte er 
seinen Trnppen Ruhe gönnen zu müssen, und nur der hannoverschen 
Kavallerie gelang es, den Gegner noch einmal zu stellen und am 
24. 4. im Gesecht bei Bilschan einen vollen Sieg zu erringen. I m 
übrigen aber konnte das danische Heer ungehindert entkommen, und 
Wrangel besetzte nun mühelos Schleswig und rückte in den ersten 
Tagen des Mai sogar in Iütland ein, wahrend es in dem weiteren 
Verlans des Feldzuges Aufgabe der Trnppen des 10. A. K. war, 
die Halbinsel Sundewitt gegen Ausfälle der Dänen von Alfen her 
zu decken. Hierbei kam es nur am 28 . u. 29 . Mai und am 5. I un i 
48 zu ernsteren Gefechten, die für die deutschen Trnppen nicht fehr 
günstig ausfielen und Ernst Augusts scharfe Kritik an der Art, wie die 
Operationen geführt wurden, hervorriefen6). 

I e weiter aber Wrangel nach forden vorrückte, um fo un­
günstiger wurde seine Lage, da er zur Deckung der langen öst­
lichen Küstenstrecke Schleswig-Holsteins und Iütlands gegen danische 
Flankenangriffe von ben Jnseltt her seine Gruppen verzetteln 
mußte, und als nun noch Schweden dem besieundeten Danemark eine 
Unterstützung von 15 000 Mann versprach, brauchte Wrangel not­
wendig Trnppennachschub und forderte ihn von Hannover und den 
übrigen Staaten des 10. A. K. unter Bernsong auf den Bundes­
beschluß vom 15. 4. 48, durch den sestgesetzt war, daß Prenßen den 
Oberbefehlshaber stellen solle und „daß die Regierungen, deren Staa-

•) Brief Ernst Augusts an Herzog Ehrist. Aug. v. Aug. ö. 8. 6. 48. 
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ten das 10. A. K. zu bilden haben, zu ersuchen seien, sosori ihre Kon­
tingente zur Disposition des von königl. preuß. Seite bestellt werden­
den Oberbefehlshaber zu stellen." 7 ) . 

I n Hannover hatte man diesen Bundesbeschluß so verstanden, 
daß nnr die bereits mobil gemachten 10 000 Mann des 10. A. K. 
dem preußischen Oberbefehlshaber unterstellt werden sollten, und hatte 
es infolgedessen unterlassen, die volle Kontingentsstärke mobil zu 
machen. Die von Wrangel verlangte Rachsendung der noch an der 
vollen Kontingentsstärke sehlenden Truppenzahl wurde infolgedessen 
von Ernst August abgelehnt. Die übrigen Staaten des 10. A. K-
schlossen sich der hannoverschen Ablehnung an; Mecklenburg-Schwe­
rin war allerdings der Ansicht, daß man dem Gesuche Wrangels ent­
sprechen müsse, richteie sich jedoch bei der Rachsendnng auch nach dem 
Verhalten Hannovers. Am Bunde aber war man hinsichtlich der 
Bedeutung des Bundesbeschlusses vom 15. 4. 48 anderer Auffassung 
als in Hannover; und am 10. 5. 48 wurde ein hannoverscher Antrag, 
daß noch ein besonderer Bundesbeschluß zur Mobilisierung des vollen 
10. A. K. nötig sei, als überflüssig abgelehnt, denn der Bundes­
beschluß vom 15. 4. 48 müsse so verstanden werden, daß durch ihn 
das 10. A. K. in voller Kontingentsstärke dem preußischen Ober­
befehlshaber unterstellt worden sei. 

Bei dieser Entscheidung lag für Hannover die große Gefahr 
vor, daß man ihm im übrigen Dentschland den Vorwurs der Saum­
seligkeit und des Verstoßes gegen die Bundespflichten machen würde, 
denn es war für Hannover naturlich nicht möglich, nachdem bis­
lang alle vorbereitenden Maßnahmen unterblieben waren, die in 
der Bundeskriegsversassung festgesetzte8), und jetzt schon nahezu ab­
gelaufene Frist von 4 Wochen für die Aufstellung seines vollen 
Kontingents innezuhalten. Hannover beantragte deshalb, um der­
artigen Angriffen vorzubeugen, daß der Beschluß wegen Aufstellung 
bc8 vollen Kontingents nottvenbig aU t>om 10. 5. 48 datierend an­
gesehen werden müsse, was indes abgelehnt wurde. Gegen den Be­
schluß selbst aber erhob Hannover den Einwand, daß es bei der zu­
nehmenden Gefahr innerer Ruhrstörnng Trnppen im eigenen Lande 
behalten müsse und namentlich, daß eine Entsendung des vollen Kon-

7 ) Protokoll der 35. Siteung b. Bund.=Vers. v. 15. 4. 48 § 285. 
8 ) § 28 der näheren Bestimmungen der Kriegsöerfassung des Deutschen 

Bundes pom 12. 4. 1821. 
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tingents in die Herzogtümer nicht angängig sei wegen der Verpflich­
tung zum Küstenschutz gegen etwaige danifche Angrisse. Die Ver­
teidigungsmaßregeln on den gefamten 9cord- und Oftferküsten waren­
nämlich nicht, wie es von Braunschweig am 14. 4. 48 beantragt 
war, dem Oberbefehlshaber der Truppen in Schleswig - Holstein 
übertragen, sondern man hatte der Preußen gegenüber angstlich 
gehüteien Souveränität der Kleinstaaten zuliebe den deutschen 
Küstenstaaten zur Pflicht gemacht, selbst für den Schutz ihrer Küsten 
zu sorgen 9). Die 9cordseestaaten hatten infolgedessen zu Stnde am 
26. 4. eine Vereinbarung über die Maßnahmen zur Verteidigung 
ihrer Küsten getrosfen und hierfür einen Teil ihrer Truppen ver­
wandt. 

Wrangel aber forderte, nachdem durch den Bundesbefchluß 
vom 10. 5. 48 festgestellt war, daß er über die vollen Kontingente 
verfügen könne, erneut von allen Staaten des 10. A. K. schleunigste 
Truppennachfendung, und Jetzt glaubten die kleineren, fiel) diesem 
Verlangen nicht länger entziehen zn dürsen. Bremen, dessen volles 
Infanteriekontingent auf Grund der Stader Verabredung zum Schutz 
der Unterweser entfandt war, bat deshalb, feine Infanterie durch 
hannoversche Truppen ablösen zu lassen, was auch von Hannover 
bereitwilligst gewährt wurde; und auch Hamburg schickte zwei 
weitere Kompagnien nach Schleswig. Oldenburg hingegen entsandte 
unter Verweisung aus die lange Küstenstrecke, die es zu decken habe, 
nur einen Teil der verlangten Truppen und König Ernst August 
von Hannover lehnte, genau wie bei der ersten Aufforderung 
Wrangels, eine erneute Truppenfendung ganz ab mit der Begrün­
dung, daß er die nötigen Befehle erst nach der Klarstellung durch 
den Bundesbeschluß vom 10. 5. habe geben können, und daß ihm 
deshalb die nach der Bundeskriegsversassung zustehende Zeit oon 
4 Wochen zugebilligt werden müsse, um seine Truppen aus den Feld­
fuß gu bringen.10) 

Daß Wrangel bei der Gefahr des Eingreifens schwedischer 
Truvpen notwendig Truppennachschub brauche, erkannte man in 
Hannover durchaus an. Es rächte sich jetzt jedoch, daß die deutschen 
Klein- und Mittelstaaten ihr Heer nicht hinreichend schlagfertig be­
reit hatten und gewöhnt waren, den Schutz des Bundesgebietes nach 

") Protokoll der 38. Sifeung der Bund.-Vers. p. 20. 4. 48 § 314. 
1 0 ) Bries Ernst Augusts an Wrangel v. 21. 5. 48. 
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oußen den beiden Großmächten Preußen und .Österreich zu überlassen. 
Die österreichische Regierung aber brauchte ihre Truppen gegen­
wärtig anderweitig ndtiger, und stand außerdem mit ihren Sympa­
thien so vollständig auf Seiten der Dänen, daß sie, die Präsidial-
macht des Bundes, trotz des erklarten Bundeskrieges die diplo­
matischen Beziehungen zu Dänemark nicht abbrach und zur Recht­
fertigung dieses Verhaltens sich auf ihre Stellung als europäische 
Großmacht berief. Preußen aber wollte durch vermehrte Trnppen-
fendung den Zorn des Auslandes nicht noch stärker auf sich lenken, 
als dies ohnehin der Fall war, und war verstimmt, daß es von den 
übrigen denrschen Bundesstaaten keine stärkere Unterstützung empfing. 

Infolge des mangelnden Nachschubs an Truppen wurde 
.Wrangels Lage in Iütland unhaltbar und Ende Mai zog er seine 
Trnppen bis in die Gegend von Flensburg zurück. Bevor er abei 
sich hierzu enrschloß, wollte er noch eine möglichst große Ent­
schädigung für den der denrschen Schiffahrt zugefügten Schaden aus 
dem besetzten feindlichen Gebiet herausziehen und schrieb, ohne die 
Folgen, die ein solcher Schritt auslösen mußte, zu bedenken, am 
18. 5. eine Kontribution von 2 Millionen Talern für Iütland aus, 
die bis zum 28. 5. bezahlt, andernsalls mit Gewalt eingetrieben 
werden sollte. 

Bei den Regierungen jftorddeurschlands fand diese Proklamation 
.Wrangels keine günstige Aufnahme; denn zu Lande wenigstens war 
die unbedingte Schonung und Achtung des Privateigentums völker­
rechtlich grundsätzlich durchgedeungeu, und ein Abweichen von diesen 
Errungenschaften erschien der für ethische Momente fo empfänglichen 
Zeit als verwerflich und den fittlichen Ansordernngen des Jahr­
hunderts widerstreitend. Zu diesen ideellen Beweggründen n ) kam, 
daß als dänische Gegenmaßregeln die Beschlagnahme alles denrschen 
Privateigentums in Dänemark vorauszusehen war, und man 
fürchtete, dadurch eine so starke wechselseitige Erbitterung hervor-
zurnfen, daß den eingeleiteten VermittlunaSbersHcben jede STuSstcht 
aus Ersolg genommen würde. 

I n Hannover aber war der Rausch der ersten Begeisterung für 
die schleswig-holsteinische Sache vorbei, und man wünschte bei der 

l l ) Das) diese ideellen Beweggründe tatsächlich stark vorhanden waren 
und nicht nur vorgeschoben wurden, läs3t sich daran erkennen, das} auch 
Bayern und Kurhessen, die materiell kaum beteiligt waren, dem hannover» 
schen Protest zustimmten. 
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drohenden Gefahr fremder Einmischung aufs dringlichste, daß die 
eingeleitete Vermittlung Englands Erfolg haben möchte. Die han­
noversche Regierung richtete deshalb einen scharfen Protest nach 
Berlin und an den Bund gegen die in der Proklamation Wrangels 
vorn 18. 5. 48 angeordnete Kontributionserhebung. Da auch die 
Gesandten von Rußland und England in Berlin gegen diesen Akt 
der Feindseligkeit protestierten und England mit Zurückziehung seiner 
Vermittlung drohte, wurde Wrangels Vorgehen von der preußischen 
Regierung beanstandet; zur gewaltsamen Erhebung der Kontribution 
aber wäre es ohnedies nicht gekommen, da -Wrangel schon am 25. 5. 
mit der Räumung Iütlands begann. 

Für ihn war dabei lediglich die ungünstige militärische Lage, 
in der er sich befand, maßgebend, zumal er die falsche Rachricht einer 
Landung schwedischer Truppen auf Fünen erhielt, und er hatte den 
Befehl zum Rückzug schon erteilt, als ihm die Anweisung hierzu von 
Berlin aus zuging, wo man fürchtete, daß eine verlängerte Besetzung 
Iütlands ein ernstliches Zerwürfnis mit Rußland und mit England 
herbeiführen werde 1 2 ). Obwohl politische Gründe in weitem 
Maße mitgefprochen hatten, suchten .Wrangel wie auch der preußische 
Minister v. Arnim das Odium der rückwärtigen Bewegung und 
des voraussichtlich schlechten Friedens allein der hannoverschen Lau­
heit und Saumseligkeit aufzubürden, und am Bunde wurden die 
schärssten Angriffe gegen Hannover erhoben, weil es noch immer 
keine Verstärkungen in die Herzogtümer enrsandt habe. Auf Wangen­
heims Vorstellungen, daß für den Boßzug des Beschlusses von. 
10 . 5. 48 die bundesverfassungsmäßige Frist von 4 Wochen noch 
nicht abgelaufen sei, entgegnete man immer, daß der Bnndesbeschluß 
vom 15. 4. 1848 die Aufforderung zur Stellung der ganzen Kon­
tingente klar ausspreche, was zweifellos nicht der Fall war. Und 
so wurde denn, nachdem am 26. 5 ein braunschweigischer Antrag aus 
Mobilmachung der Reserven des 10. A. K. abgelehnt war, weil über 
bereit Aufstellung ju long« Zeit »ergehen würde, am 27. 5. 48 und 
dorm wieder am 2 . 6. 48 beschlossen, die Regierungen des 10. A. K., 

" ) S . Aktenstücke zur neuesten schleswig-holsteinschen Geschichte Heft 2 
unv 3, S . 277. Shbels Darstellung (Begründung des Deutschen Refc 
cheg I 228), das. Wrangel über den Befehl zum Rückzug entrüstet gewesen sei 
unb sich nur widerwillig gefügt habe, ist unrichtig. Siehe auch Jansen, 
Schleswig-Holsteins erste Erhebung in Allgemeine Zeitung 1892, Beilage 
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namentlich aber Hannover, Braunschweig und Mecklenburg, zur 
Rachsendung von Truppen für die Armee Wrangels zu mahnen und 
Rachweisungen über die bisher nachgeschickten Berstärknngen zu ver­
langen. Und wenn man schon in der Bundesversammlung gegen 
Hannover recht gereizt war und namentlich die süddeutschen Ge­
sandten nicht müde wurden, Hannover wegen versäumter Bundes­
pflichten und separatistischer Bestrebungen zu verdächtigen, so trngen 
die Reden in der gleichzeitig in Frankfurt tagenden Rationalver-
famrnlung und idie Furcht vor der össentlschen Meinung noch dazu 
bei, diefe Stimmung zu verschärsen. Und wohl aus Furcht vor dem 
Sturm, der in der Ratlonalversammlung entstehen könnte, und um 
ähnlichen Beschlüssen der Rationalversammlung zuvorzukommen, 
ging die Präsidialmacht Österreich ans die Wünsche des holsteinischen 
Gesandten ein und machte den Borschlag, sofort eine Kommission an 
die einzelnen Regierungen des 10. A. K. zn enrsenden, die sich von 
dem Stande der Rüstungen überzeugen und ans die ungesäumte Be­
seitigung entgegenstehender Hindernisse hinwirken sollte 1 3 ) . Trotz, 
des Widerspruches des hannoverschen Gesandeen v. Wangenheim, 
der hierin mit Recht den Ausdruck des Mißtrauens gegen seine Re­
gierung hinsichtlich ihres guten Willens zur Ersüllung ihrer Bun­
despflichten erblickte, wurde am 5. 6. 48 die Entsendung der vor­
geschlagenen Kommission beschlossen. 

Dieser Kommission, die schon am 7. 6. in Hannover eintras, 
wurde klargelegt, daß unter Errechnung der zum Küstenschutz, zur 
Gefangenenbewachung und der für Bundeszwecke in Lauenburg ver­
wandten Truppen Hannover vom 14. 6. ab, bis zn welchem Tage 
die Verstärkungen für die Wrangelsche Armee fämtlich ausmarschiert 
fein würden, effektiv 14 291 Mann stelle, während die matrikular-
mäßige Sollstärke nnr 13 054 Mann betrage. Die Bnndeskommis-
sare erkannten denn auch in ihrem Bericht vom 20. 6. 48 die Bereit­
willigkeit sämtlicher Bundesregierungen an, der Aufforderung zur 
sofortigen Vervollständigung ihrer Kontingente nachzukommen. Die 
hierin eingeiretene Verzögerung erklärten sie dndurch, daß der Bun-
desbeschluß vom 15. 4. 48 nicht in seiner eigentlichen Bedeutung 
aufgefaßt sei; den Umstand, daß auch jetzt noch ein Fehlbetrag an 
der kompletten Stärke des in Schleswig stehenden 10. A. K. nach­
gewiesen werden könne, entschuldigten sie mit der unabweislichen 

") Protokoll der 61. Sifeung der Bund.=Verf. 0. 5. 6. 1848 § 596. 
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Stotwendigkeit, ausgedehnte Küstenstrecken schützen zu müssen. I m 
Gegensatz zur Bundesversammlung stand also die zur Kontrolle ent­
sandte Kommission dem hannoverschen Verhalten durchaus verständ­
nisvoll gegenüber. 

Bon Hannover, wie auch von den anderen Staaten des 10. 
A. K. kamen jetzt in rascher Folge die Anzeigen an den Bundestag, 
daß die vollen Kontingente gestellt seien, und die Stärke der mobilen 
Division des 10. A. K. erhöhte sich derart, daß sie nunmehr als 
„10. Bundes-A. K." bezeichnet wurde. Wrangel aber konnte infolge 
der nachgesandten Berstärkungen den Wunsch aller Deutschen erfüllen 
und das nördliche Schleswig, das er bei seinem Rückzug aus Iü t -
land auch mit preisgegeben hatte, wieder von den Dänen befreien. 
Dann aber ruhten die Waffen fast völlig, um die sortgesetzten 
-Waffenstillstandsbemühungen nicht zu stören. — 

Die Bundesversammlung hatte sich bislang zwar immer dafür 
eingesetzt, daß die vollen Kontingente der Staaten des 10. A. K. 
.Wrangel unterstellt würden, sie hatte Wrangel jedoch angewiesen, 
bei der Heranziehung auf die Verpflichtung dieser Staaten zum 
Küstenschutz Rücksicht zu nehmen, und hatte sich auch damit abge­
funden, daß die zum Küstenschutz bestimmten Truppen in die Kon­
tingentsstärken eingerechnet wurden. 

Gegen diesen Standpunkt wandte sich nun am 26. 6. 48 im 
Militärausschuß des Bundestages der Bertreter Oldenburgs, der 
Oberst Mösle, der den ausdrücklichen Instruktionen seiner Regierung 
entgegen aus seiner persönlichen Überzengung heraus den Vorschlag 
machte, daß die Staaten des 10. A.K. ihr volles Kontingent zur 
Armee nach Schleswig absenden und den Küstenschutz als eigene 
innere Landesangelegenheit mit anderen Mitteln wahrnehmen sollten. 
"Bayern und .Württemberg traten der Ansicht des Oldenbnrgischen 
Gesandten entschieden bei, während Preußen und -üsteereich sich völlig 
passiv verhielten, und nur mit Mühe konnte Wangenheim, der sich 
mit aller Entschiedenheit gegen einen solchen Vorschlag aussprach, 
es durchsetzen, daß der Bericht des Militärausschusses noch nicht in 
der nächsten Bundessitznng vorgetragen wurde 1 4 ) . Dafür mußte er 
es übernehmen, sich bei seinem König für den Antrag einzusetzen, 
und er tat dies und bat, wenn irgend möglich, das volle Kontingent 
ijon 12 Bataillonen Infanterie in die Herzogtümer zu entsenden. 

) Wangenheim, Frankfurt a. 91. 27. 6. 48. 
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damit neue Angrisse gegen Hannover in der Bundesversammlung, 
vermieden würden. I n Hannover hielt man jedoch dies Anfinnen 
weiterer Opfer im Hinblick auf eine billige und gerechte Verteilung, 
der Lasten des Krieges für unerfüjldar; man verwies ans das bisher 
schon Geleistete, auf die großen finanziellen Lasten und die mari­
timen Schädigungen und verlangte eine Beteiligung des deutschen 
Binnenlandes, wenn die Fortsetzung des Kampfes unvermeidlich fei. 

Diese hannoversche Forderung stand durchaus im Einklang mit 
der Bundeskriegsverfassung, nach der größere Anstrengungen als die 
Aufstellung des Kontingents in keinem Falle von Einzelstaaten, 
sondern nur von der Gesamtheit nach der Matrikel gefordert werden 
konnten.15) Bremen, Hamburg und Braunschweig drückten ihre volle 
Zustimmung zn dem hannoverschen Verhalten aus und versprachen 
Unterstützung am Bunde durch ihre Gesandten. Rur Oldenburg 
war der Ansicht, daß der einmal begonnene Krieg energisch sortgesetzt 
werden müsse, damit er bald zu günstigem Ende komme, und daß 
mau deshalb gegenwärtig alle inneren Streitigkeiten vermeiden müsse 
und lieber die nenen Opfer rasch und willig auf stch nehmen solle-

I n der Bundesversammlung wurde jedoch der im Militäraus­
schuß geplante Antrag nicht gestellt, vielmehr nur ein Antrag, die 
Aufstellung einer größeren militärischen Macht in ganz Deurschland 
vorzubereiten, eingebracht16). Zur Abstimmung über diesen einem 
Ausschuß überwiesenen Antrag kam es infolge der Auflösung der 
Bundesversammlung am 12. 7. nicht mehr, und das ueugebildeie 
Reichsministerium verfügte dann Ende In l i die Verstärkung der 
Wrangelschen Armee durch ein aus Truppen des 7., 8. und 9. A. K. 
gebildetes Korps von 3 0 0 0 0 Mann, dessen Entsendung jedoch in­
folge des Wassenstillstandes zu Malmoe vom 26. 8. 48 unterblieb. 

Man war damit also auf den hannoverschen Vorschlag, das 
Binnenland zur Bekämpfung des gemeinsamen Feindes heranzn« 
ziehen, eingegangen und hatte den hannoverschen Standpunkt, daß 
ei un&iHtg sei, bte (Staaten des 10. ST. K. einseitig noch stärker zu 
belasten, als berechtigt anerkannt. Die ganzen Verhandlungen über 
die Truppengrstellnngen ober zeigen so recht die Schwäche und die 
Mängel der Bundeskriegsversassung, die bis zur Marfchbereitschafl 

" ) § 8. 9,10 der näheren Bestimmungen der Kriegspersassung des 
Deutschen Bundes vorn 12. 4. 1821. 

»•) Protokoll der 69. Sitjung der Bund.-Vers. p. 5. 7. 1848 § 698. 
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der Trnppen so lange Fristen gestattete, daß militärisch daraus die 
schlimmsten Nachteile entstanden, sodaß man die Aufstellung der 
Reserven gar nicht erst beantragte, weil über deren Organisation 
10 Wochen hingegangen waren und Wrangel mit so später Hilfe 
nicht gedient war. 

Ein weiterer Hauptfehler lag darin, daß man es unterlassen 
hatte, einen Bundesoberfeldherrn zu ernennen, dem nicht nur die 
Leitung der militärischen Operationen, sondern eine straffe, einheit-
liche Kriegsleitung möglich gewesen wäre. Doch ließ es das So«-
veranitätsgesühl der deutschen Fürsten und Regierungen nicht zu, 
daß ein preußischer General in ihren Ländern etwas anzuordnen 
haben dürfe, und auch Hannover hatte deshalb gegen den braun-
schwedischen Antrag, Wrangel auch den gesamten Küstenschutz zu 
übertragen, gestimmt. Solange dieses Souveränitätsbewnßtseiu in 
solch starker Ausprägung vorherrschte, war an eine wirkliche Ver­
besserung der Kriegsversassung nicht zu denken! 

I i i . Maßnahmen zur See und (Smbargofrage. 

Beim Kampfe gegen Dänemark machte fich auf deurscher Seite 
der Mangel einer Flotte fehr stark fühlbar. Während man zu Lande 
dem kleinen Dänemark bedeutend überlegen war, stand man ihm zur 
See in waffenloser Ohnmacht gegenüber. Und da es bei der insu­
laren Lage Dänemarks weniger auf die Land- als auf die Seestreit­
kräfte ankam, mußte selbst Wrangel schließlich weitere Truppen­
sendungen für zwecklos erklären, da er ohne Flotte den Krieg doch 
nicht mit einem Schlage zu Ende bringen könne. Es ist somit er­
klärlich, daß man diesem für Deutschland schmachvollen Znstand der 
Wehilosigkeit abzuhelfen sann, und daß sich überall Flottenvereine 
bildeten, die Beiträge sür die Gründung einer deutschen Marine 
sammelten. Dieselbe Begeisterung wie für Schleswig-Holstein er­
griff das deutsche Volk bei dem Gedanken einer deutschen Kriegs­
flotte, mit deren Schaffung sofort begonnen werden sollte. So 
bildeten sich sowohl bei der Nationalversammlung wie beim Bun­
destage Marineausschüsse und die Nationalversammlung beschloß am 
14. 6. 48 in fast völliger Einstimmigkeit, 6 Millionen Tater für eine 
deutsche Flotte zu bewilligen. 
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Der Schaffung einer Flotte aus dem Richts heraus standen 
»aber die größten Schwierigkeiten entgegen. Man hatte an den An­
kauf englischer und amerikanischer Schisse gedacht, die man dann in 
Deutschland bewaffnen und ausrüsten wollte. 9lm berichtete aber 
Bnusen, der preußische Gesandte in London, daß der Ankauf von 
Schiffen, die nicht für Kanonen gebaut feien, weggeworfenes Geid 
wäre; und diefe Befürchtung bewahrheiteie sich denn auch bei den 
von Hamburger Reedern zur Verfügung gestellten Schissen und 
bei anderen angrkauflen nur allzufehr. Dazu kam die Schwierig­
keit, die Schiffe, deren Ankauf in England und Amerika noch dazu 
offiziell verboten war, nnbelästigt nach Denrschland zu bringen, aus­
zurüsten und mit brauchbarer Mannfchafl und erfahrenen Offizieren 
zu besetzen. 

Eine wirkliche Hilse im gegenwärtigen Kriege konnte man also 
von dieser im Entstehen begriffenen denrschen Flotte nicht erwarten. 
Schon früh tauchte daher der Gedanke eines Bündnisses mit einet 
Seemacht auf. So wurde Preußen von der Bundesversammlung 
ersucht, bei den Verhandlungen mit Dänemark ein Hauptaugenmerk 
aus die Sicherung des denrschen Handels und der deutschen Schiff-
sahrt in der Ost- nnd Rordsee zn richten, nnd womöglich durch Ver­
trag mit einer Seemacht für den Schutz der deutschen Küsten- und 
Seestädte Sorge zu tragen x). Man hoffte auch, eine gemeinsame 
•Erklärung der Seemächte herbeizuführen, daß der Seekrieg fich nicht 
auf Handelsschiffe erstrecken dürfe. England aber lehnte es ab, in 
diesem Sinne auf Dänemark einzuwirken, da es auf das Kaper-
und Beuterecht, mit dem es bei früheren Seekriegen die größten E r 
folge erzielt hatte, nicht verzichten wollte. 

I n der Sßationalversammlnng zu Frankfurt waren die Sym­
pathien besonders stark für Amerika, und auch Wangenheim, det 
hannoversche Bundestagsgesandte, befürwortete eine Schutz- und 
Trutzvereinigung Hannovers und der Hanfestädte mit Rordarnerika 
als Vorläufer eines deutschen gtetchs&flndntsses mit diesem Sande »). 
Alle diese Pläne aber gelangten nicht zur Verwirklichung, nnd da 
trotz aller Begeisterung und Opferwilligkeit eine deurschie Flotte nicht 
in wenigen Wochen zn beschaffen war, blieb Deutschland den kriege-

*) Protokoll der 33. ©itjung der Bundesversammlung ö. 13. 4. 48 
3 268. 

') Wangenheim, Frankfurt a. Wl. 15. IV., 18. und 20. V. 48. 
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Irschen Maßnahmen zur See von Seiten Dänemarks sast schutzlos 
ausgesetzt. 

Die größte Rolle spielte hierbei neben der Blockade der Häfen 
das Embargo, d. h. die Beschlagnahme von Schiffen und Ladungen. 

Ohne jede Ankundigung war danischerseits, sobald man in 
Kopenhagen die Erhebung der Herzogtümer erfuhr, Beschlag auf alle 
in dänischen Häfen liegenden schleswig-holsteinischen Schiffe gelegt 
worden, und am 19. 4. 48 war infolge des Drängens der dänischen 
Presse ein Embargo aus preußische Schisse gesolgt. Daß auch gegen 
i>ie übrigen am Kriege beteiligten deutschen Staaten in gleiche» 
Weise verfahren werden würde, stand zu erwarten. Natürlicherweise 
tauchte in Deutschland der-Gedanke aus, diesem feindlichen Borgehen 
gegen die deutsche Handelsschiffahrt mit den gleichen Maßnahmen 
zu begegnen, und Preußen schritt aus diesem Wege tatkräftig voran, 
indem es am 25 . 4. 48 zur Vergeltung die Beschlagnahme aller 
dänischen Schisse und des dänischen Eigentums in preußischen Häfen 
versügte. Auch Oldenburg hielt ein in Brake liegendes dänisches 
Schiff zurück, ließ es jedoch nach einigen Tagen wieder frei, weil 
nachgewiesen wurde, daß durch die Beschlagnahme nur bremische 
Interessen verletzt würden. 

I m Gegensatz zu diesem Vorgehen Preußens und Oldendurgs 
waren die Hansestädte Bremen und Hamburg der Ansicht, daß die 
Rachteile, die daraus möglicherweise der deutschen Schiffahrt er­
wachsen könnten, die etwa dafür redenden Gründe entschieden über­
wiegen dürsten. Sie waren deshalb gegen eine Beschlagnahme 
dänischer Schiffe und der Senat zu Hamburg lehnte den Antrag des 
preußischen Gesandten v. Hänlein, auf die im Hamburger Hafen 
liegenden Schisse Embargo zu legen, kurzerhand ob. Infolge dieser 
Ablehnung richtete Preußen durch seinen Gesandten in Hannover an 
Graf Bennigsen das Ersuchen, Hannover möge Truppen bereitstellen, 
die sich auf Anforderung Hänleins hin nach Hamburg begeben und 
die abfahrt der dänischen Schisse verhindern sollten3). 

I n Hannover glaubte man nicht, daß Dänemark von einer 
Blocknde der Elbe und Weser noch länger Abstand nehmen würde, 
nachdem das dänische Sondersriedensangebot von Hannover zurück 
gewiesen und hannoversche und oldenburgische Truppen in die Her­
zogtümer eingerückt waren. Man wußte keine neuen materiellen 

3) Note Stach v. Golzheims, Hannover 28. 4. 48. 
smeberf. 3a.,rtu<Ij 1926. 3 
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Rachteile, die für die deutsche Schissehrt durch eine Beschlagnahme 
dänischer Schisse entstehen könnten, und wenn man auch jeden An­
griff gegen das Privateigentum an sich als verwerflich empsand, so 
hielt man ihn doch als Vergeltung sür das gleichartige Vorgehen 
Dänemarks für durchaus berechtigt, ja sogar sür notwendig, um aus 
diese Weise einen Ersatz für die Verluste der eigenen Untertanen, so­
wie die der mitverbündeien Regierungen zu gewinnen. Hannover ver­
trat infolgedessen den Standpunkt, daß die dänischen Embargomaß­
nahmen von allen deutschen Regierungen einheitlich zu erwidern 
seien. Das preußische Ersuchen, allenfalls zur Durchsetzung der Be­
schlagnahme dänischer Schisse Truppen nach Hamburg zu senden, 
lehnte die hannoversche Regierung jedoch .als bundeswidrig ab mit 
der Ausrede, keine Truppen hierfür zur Verfügung zn haben 4). Ie -
doch ordnete sie an, schon um sich nicht der Gefahr nener, gehässiger 
Verdächtigungen auszufetzen, daß fämtliche in hannoverschen Häfen 
vorhandenen dänischen Schisse angehalten würden, und ließ in der 
Bundesversammlung Anzeige hiervon erstatten8). Auch der Senat 
von Bremen und die provisorische Regierung der Herzogtümer kamen 
der preußischen Aufforderung, die danischen Schisse mit Emdargo zu 
belegen, nach. 

I n Hamburg jedoch war man nicht gewillt, sich den preußischen 
Wünschen zu fugen, und machte dagegen geltend, daß nur ein sörm-
licher Bundesbeschluß die Hamburger Regierung zur Ausführung 
einer geradezu feindlichen Maßregel gegen Dänemark verpflichten 
könne; der vom Bunde Preußen erteilte Auftrag erstrecke steh aber 
nur auf Maßregeln zur Wiederherstellung des status quo in den 
Herzogtümern. Die Beschlagnahme der dänischen Schisse sei als 
Repressalie gegen eine Maßregel des Feindes zu betrachten, und 
über die Rätlichkeit solcher Repressalien könne nur der Rutzen ent­
scheiden. Bei der geringen Anzahl dänischer Schisse in deutschen 
Häsen und der großen Anzahl deutscher Schisse in dänischen Häsen 
könne man sich ober keinen Nutzen von dieser Maßregel versprechen. 

Hamburg lehnte daher auch eine zweite Auflordernng Hänleins 
ab und erreichte durch Entsendung des Senators Kirchenpauer 
nach Berlin, daß die Embargofrage am Bunde erneut zur Ver­
handlung kommen solle. Für diese Beratung erbet Hamburg 

Note an Stach p. Golzheim, Hannover 29. 4. 1848. 
Protokoll der 46. Sifcuna d. Bund.Pers. pom 3. 5. 1848 § 402. 
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die Unterstützung Hannovers 6 ) und schlug vor, der Bund möge er­
klären, daß er es verschmähe, die Eingriffe Dänemarks in deutsches 
Privateigentum durch eine gleiche Maßregel zu erwidern, daß er 
vielmehr von einer serneren Beschlagnahme dänischer Handelsfahr­
zeuge in deutschen Häsen absehen und die bereits mit Embargo be­
legten Schisse wieder sieigeben wolle; daß er aber, falls Dänemark 
nicht volle Gegenseitigkeit zu gewähren bereit fei, eine militärische 
Besatzung Iütlands verfügen und diese nicht eher wieder aufheben 
werde, als bis von Seiten Danemarks der durch seine maritimen 
Maßregeln dem deutschen Privateigentum zugesügte Nachteil voll' 
ständig vergütet sei. Eine solche Erklärung würde dem deutschen 
Interesse dienlicher sein, als die als Retorsion gänzlich wirkungs­
lose Maßregel eines deutschen Embargo auf dänische Schiffe. 

Auch der Bremer Senat sprach sich gegen die Beschlagnahme 
dänischer Schisie aus 7 ) , da Dänemark dadurch nur zu weitergreifen­
den Maßregeln auf einem bisher nur zögernd betretenen Gebiete 
provoziert würde. 

Die verschiedenen Schreiben des Hamburger Syndikus Dr. 
Merck, Hanburys, des Bremer Senates, sowie eine Vorstellung von 
Ältermännern der Bremer Börse, die sämtlich eine Beschlagnahme 
dänischer Schisse sür unzweckmäßig erklärten, versohlten in Hannover 
ihre Wirkung nicht. Man sah hier ein, daß die Auffassung dieser 
Angelegenheit in den Hansestädten dach wohl die richtigere sei, und 
verabredete deshalb mit dem aus Bremen zu einer vertraulichen Be­
sprechung nach Hannover gekommenen Senator Dr. Albers, am 
Bunde den Hamburger Vorschlag zu unterstützen. Hier war jedoch 
schon am 4. 5. 48 aus die Anträge Preußens und Hamburgs hin 
ein Ausschuß zur Erledigung der Embargofrage gewählt und am 
8. 5. 48 ein Beschluß gefaßt worden 8), der es dem freien Ermessen 
der Bundesstaaten überließ, ob sie die danischen Schisse mit Beschlag 
belegen wollten oder nicht. 

I n der Hoffnung, Dänemark zu einem gleichen Verhalten den 
hannoverschen Schisien gegenüber zu bewegen, hielt die hannoversche 
Regierung es für angebracht, ihren Entschluß, das Embargo auf 
dänische Schiffe aufzuheben und die schon beschlagnahmten Schiffe 

") Note des Syndikus Dr. Merck, Hamburg 2. 5. 1848. 
7) Note des Bremer Senats vom 2. 5. 1848. 
8) Protokoll der 49. Siijung d. Bund.-Vers. pom 8. 5. 1848 § 444. 
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freizugeben, der danischen Regierung amtlich mitzuteilen, und da dic 
hannoversche Regierung fich als die berufene Vertreterin der deut­
schen 9cordseestaaten fühlte, machte sie Oldenburg, Hamburg uno 
Bremen den Vorschlag, diese amtliche Mitteilung an Dänemark zu­
gleich im Namen und im Austrage der betreffenden Regierungen 
abzugeben. 

Die Antworten diefer Staaten ftimmten dem hannoverschen 
Vorschlage zu; Hamburg hatte ja ein Embargo auf dänische Schiffe 
überhaupt nicht, Bremen nur sehr ungern verfügt und Oldenburg, 
das (ich bei der Beschlagnahme der dänischen Schiffe ganz nach den 
Wünschen und Absichten der hannoverschen Regierung gerichtet hatte, 
erklärte jetzt, auch in diesem neuen Stadium der Sache im Einver­
nehmen mit dem hannoverschen Kabinett handeln zu wollen 9). 
Gleichwohl fand die Erklärung nicht in der geplanten Form statt, 
denn andere Gründe bestimmten die hannoversche Regierung, die 
Antworten Bremens und Oldenburgs nicht erst abzuwarten. Man 
hatte nämlich in Erfahrung gebracht, daß Dänemark die Blockade 
der Weser- und Elbemündung, sowie der deutschen Ostseehäfen ein­
stellen und nur den Kieler Hafen und die Odermündung fernerhin 
blockieren wolle. Damit nun die dänische Regierung das han­
noversche Vorgehen nicht als bloße Erwiderung ihrer versöhnlichen 
Maßregeln ansähe, sonderu sich zur Gegenseitigkeit entschließe, be­
schloß man in Hannover, die Freilassung der dänischen Schisse ohne 
längeres Zögern durchzuführen und Dänemark sofort in Kenntnis 
zu fetzen. 

Die Bnndesakte verbot jedoch allen Mitgliederu, nach einmal 
erklärtem Bundeskrieg einseitig mit dem Feinde Behandlungen ein­
zugehen 1 0). Um hierauf fich gründenden Mißdeutungen zu ent­
gehen, wandte sich die hannoversche Regierung wegen Übermittlung 
ihres Schreibens an Preußen. Freiherr von Arnim lehnte jedoch 
die Beförderung an das dänische Auswärtige Amt ab, da die 
preußische Regierung noch immer durch militärische Bergeltungs-
maßregeln die Dänen zur Nachgiebigkeit zu zwingen hofste und da­
her durch die Freilassung der mit Embargo belegt gewesenen Schiffe 
seitens der Nordfeestaaten, denen fich die provisorische Regierung 
der Herzogtümer bald anschloß, stark verstimmt wurde. Gegen eine 

•) Grofeherzogl. Staatsregierung zu .Oldenburg b. 14. 5. 1848. 
1 0 ) Artikel XI, 2 der Bundesakte vom 8. 6. 1815. 
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anderweitige Übermittlung erhob Arnim aber keine Bedenken, und 
diese wurde nunmehr durch den englischen Gesandten Grasen West» 
moteland vorgenommen. 

Die von realpolitischem Denken weit entfernte Hofsonng der 
hannoverschen Regierung, durch die Freilassung der dänischen 
Schiffe ein gleiches Verhalten Dänemarks den hannoverschen Schisien 
gegenüber herbeizuführen, sollte sich nicht ersüllen. Dänemark lehnte 
es vielmehr entschieden ab, die völkerrechtlich durchaus statthaften 
Maßnahmen zur See aufzugeben, solange man hannoverscherseits 
den Krieg zu Lande fortfetzen wolle"). Durch die offizielle Mit­
teilung an Dänemark zog Hannover sich also nur die Verstimmung 
Preußens und den schärssten Tadel der Nationalversammlung zu. 
Hier in Franksurt wurde die populäre schleswig-holsteinische Sache 
zum Ausgangspunkt heftiger Angriffe gegen die Regierungen. Und 
allerdings bot es ja für die Einheit Deutschlands kein rühmliches 
Bild, daß Österreich die diplomatischen Beziehungen zu Danemark, 
mit dem der Bund im Kriege lag, nicht abbrach; daß die Bundes­
versammlung den Einzelstaaten freistellte, ob sie Embargo auf 
danische Schiffe legen woEten oder nicht, sodaß die Dänen, die in 
der Ostsee den deutschen Handel völlig lahmlegten, in den gesamte» 
Nordseehäfen ungestört Handel und Schiffahrt treiben konnten; und 
daß jetzt Hannover nach Meinung der Nationalversammlung mit 
dem Landesseinde in Separatverhandlungen eintrat. 

IV. 2>ie Haltung des Auslandes und die Verhandlungen 
mit Breußen bis zum 26. August 1848. 

Die Einwirkung des Auslandes aus die schleswig.holsteinsche 
Angelegenheit ist von solcher Bedeutung, daß sie bei einer Dar­
stellung der Politik Hannovers im deursch-dänischen Krieg nicht 
übergangen werden kann. 

Vor allem war England um die Beilegung des deursch-
dänischen Konflikts bemüht. Als Seemacht mit ausgeprägten 
Handelsinteressen war ihm ein jeder Krieg, der den friedlichen Ver­
kehr aus dem Meere störte, sehr unerwünscht und es suchte deshalb 
durch diplomatische Noten und Warnungen seiner Gesandten den 

") Schreiben des dänischen Departements b. auswärtig. Angelegen« 
heiten, Kopenhagen 24. 5. 1848. 
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Ausbruch des Krieges hintanzuhalten. Bei der danischen Frag« 
war England aber noch in ganz besonderm Maße interessiert, in« 
sofern Dänemark durch Beherrschung des Sundes den Eingang zur 
Ostsee in Händen hatte. Bei einer Abtrennung der Herzogtümer 
lag ein Zusammenschluß Dänemarks mit Schweden-Norwegen nahe, 
zumal das dänische Ministerium ohnehin diesem Ziele zustrebte, 
und dem englischen Interesse widersprach es naturlich, wenn der 
Schlüssel zur Ostfee aus den Händen des schwachen Dänemark in die 
viel stärkeren einer Skandinavischen Union überging. Feruer wolltt 
England die Roße eines Beschützers der kleinen Staaten, die es von 
jeher gut zu spielen verstand, nicht gern aufgeben, und schon aus 
diesem Grunde durfte es nicht beiseite stehen und seinem wirrschafl-
lichen und politischen Gegner Rußland, der ebenfafls nach Beherr­
schung der Ostfee strebte, den Schutz Dänemarks nicht aBein über­
lassen. Dazu kamen handeispolittsche Besürchtungen, daß die Herzog-
turner, wenn ihre Trennung von Dänemark anerkannt wurde, sich dem 
preußischen Zoflverein anschließen würden, und daß der englische 
Handel, dem die Küsten- und Seeplätze in Schleswig-Holstein bisher 
offen standen, dndnrch benachteiligt würde. England schon damals 
die Furcht vor einer starken, dentschen Seegeltung als Motiv seines 
Handelns unterzuschieben, dürste hingegen falsch sein, denn eine 
deursche Flotte war überhaupt noch nicht vorhanden, und ob sie 
würde entstehen können, war auch noch die Frage, jedenfafls war sie 
für England vorerst keineswegs bedrohlich. 

Ans aßen diesen Gründen erschien England ein Eingreifen 
wünschenswert, und eine völkeerechtliche Handhabe dazu bot sich ihm 
in der Garantieakte des Iahres 1720. Damals hatte Georg I. für 
fich und seine Nachfolger dem Dänenkönig den ruhigen Besitz des 
dem Herzog Karl Friedrich von Holstein-Gottorp abgenommenen 
fürstlichen Anteils am Herzogtum Schleswig garantiert 1). Nun 
behauptete allerdings die provisorische Regierung, daß sich die Er­
hebung der Herzogtümer nicht gegen ihren Landesherru, sondern 
nur gegen das dänische Ministerium richte, in dessen Hand dei 
König sei 2 ) ; doch war klar, daß die auswärtigen Mächte diese 
Unterscheidung nicht anerkennen würden. Und daß man in den 

*) Englische Garantieakte vom 26. 7. 1720, s. Falck, Sammlung der 
Wichtigsten Urkunden, S . 272. 

>) Proklamation der provisorischen Regierung v. 24. 3. 1848. 



— 39 — 

.Herzogtumern eine Änderung der staatsrechtlichen Stellung Schles-
wigs wünschte, zeigten die Anträge ans dessen Aufnahme in 
den Deutschen Bund und die Teilnahme von schleswigschen Ab­
geordneten an der denrschen -»Nationalversammlung zur Genüge. 

Diefe im deutschen Sinne so erfreuliche nnd bei der Volksbegei­
sterung jedenfalls unvermeldliche laute Forderung des Anschlusses 
von Schleswig an Deutschland ist im Hinblick aus die europäische 
Lage vielleicht der schwerste Fehler gewesen, denn dadurch trat der 
Rechtsbruch, den Dänemark an den Herzogtumern verübte, ganz in 
den' Hintergrund, und es wurde der Anschein eines deutschen Er­
oberungskrieges erweckt, sodaß in der englischen Presse der Kampf 
für das gute Recht Schleswig-Holsteins als Überfall des großen 
Deutschland auf das kleine Dänemark dargestellt werden konnte. 
Die tatfächlichen Vorgänge und rechtlichen Verhältuisse, die zu­
grunde lagen, kennen zu lernen, hielt man dabei nicht für nötig, und 
nur Palmerston gab fich Mühe, wirklich eine ehrliche Vermittlung 
durchzuführen. 

Der erste, von Hannover angeregte Vermittlungsversuch Eng­
lands war ja nun Ende April 1848 gescheitert. Nachdem 
dann aber am 22. 4. 48 die Vundesversammlung den Beschluß ge­
faßt hatte, die guten Dienste Englands zum Ausgleich der Diffe­
renzen zwischen Dänemark und dem Deutschen Bunde anzuneh­
men 3 ) , fanden weitere Verhandlungen in London statt, die 
preußischerseits durch den Gesandten Bunsen gesühri wurden. 
Bunsen erklärte die Räumung Schleswigs seitens der Dänen als 
die einzig mögliche Verhandlungsbasis und verlangte im Ramen 
des Bundes Entschädigung für die durch Wegnahme von deutschen 
Schiffen entstandenen Schäden. Palmerston lehnte dies Verlangen, 
das der in England herrschenden Auffaffung von der Berechtigung 
des Kaperkrieges wldersprach, ab und schlug Anfang Mai eine 
beiderseitige Räumung der Herzogtumer unter Freigabe aller be­
schlagnahmten und ausgebrachten Schiffe und Aufhebung der 
Blockade vor. Doch gingen weder Dänemark noch Preußen auf 
diefen WaffenstiEstandsvorschlag, der lediglich den englischen 
Handelsinteressen zugute kam, ein. Bunsen verlangte vielmehr, daß 
zugleich mit dem Waffenstillstand Friedenspräliminarien vereinbart 
würden, und preußischerseits stellte man als Bedingung für den Frie-

3) Separatprotokoll der 39. Sitjung d. Bund.-Pers. p. 22. 4. 48 § 2. 



— 40 — 

densschluß die Forderung auf, daß die unzertrennliche Verbindung, 
der nur durch Personalunion mit Dänemark vereinigten Herzog­
tümer anerkannt und der Aufnahme Schleswigs in den Deutschen 
Bund vom Dänenkönig zugestimmt werde. Dafür sollte die Abtre­
tung des ndrdlichen Schleswigs zugestanden werden, falls die Be­
völkerung der an Iütland grenzenden Bezirke eine Vereinigung mit 
Danemark wünsche. 

Die Bundesversammlung stimmte mit alleiniger Ausnahme des 
holsieinschen Gesandten, der sich gegen die Abtrennung rines Teiles 
von Schleswig aussprach, in vertraulicher Sitzung diesem preußischen 
Vorschlage zu 4 ) . Die provisorische Regierung der Herzogtümer 
jedoch glaubte jetzt jede Abtrennung schleswig-holsteinschen Gebiets 
ablehnen zu müssen, obwohl sie vor Ausbruch des Kampfes in einer 
Kundgebung vom 31. 3 . 48 erklärt hatte, dem Witten der Bevölke-
rnng keinen Zwang antun zn wollen, wenn Nordschleswig sich für 
die Einverleibung in Dänemark erkläre. Und in der .Nationalver­
sammlung zu Frankfurt wandte man fich ebenfalls auf das Entschie­
denste gegen eine Teilung Schleswigs; vielmehr wurde dart das 
Recht Deutschlands auf ganz Schleswig betont und mit viel Pathos 
erklärt, daß es keinen Schleswiger gäbe, „der den Wunsch hege, fich 
von der heiligen Gesamtheit Schleswig-Holsteins abzutrennen" 8 ) . 

Die preußischen Vorschläge, die eine glückliche und wahr­
haft gerechte Lösung der schleswig-holsteinschen Streitsrage bedeute­
ten und die Ehre und Interessen Deutschlands voll und ganz wahr­
ten, wurden von Lord Palmerston am 19. 5. 48 nach Kopenhagen 
.itbersandt und ihre Annahme dem dänischen Kabinett ernstlich 
empfohlen. Dänemark aber rechnete mit der Unterstützung Ruß­
lands und Schwedens und konnte es daher wagen, diese preußifch-
englifchen Waffenftillstands- und Friedensvorschläge abzulehnen. 

Der Einmarsch der preußischen Truppen in Iütland war in 
England schon ungünstig aufgenommen und die Kontributions­
ausschreibung Wrangels drohte vollends zum Abbruch der auf die 
deutschen Wünsche eingehenden englischen Vermittlung zu führen; 
erst der bald darauf einsetzende Rückzug Wrangels beruhigte die 
Stimmung in England wieder etwas zugunsten Deutschlands, zu­
mal man über die Erneuerung der Feindseligkeiten durch die Däneit 

*) Vertraulicher Bericht Wangenheims Frankfurt 31. 5. 48. 
8) Red-- Dahlmanns in der 15. Sife. d. Nationalpers. u. 9. 6. 48. 
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erzürnt war, die am 28. 5. einen unerwarteten Übersoll auf die 
im Sundenritt stehenden Truppen des 10. A. K. unternommen 
hatten. 

Eine Einigung konnte jedoch in London trotz aller Bemühun­
gen nicht erzielt toerden, da Dänemark, in seinem Widerstand von 
Rußland bestärkt, sich weigerte, die provisorische Regierung für die 
Zeit des .Waffenstillstandes anzuerkennen. Auch die provisorische 
Regierung der Herzogtumer sowie die Rationalversammlung, 
zu Frankfurt lehnten neue englische Bermittkungsversuche ab und 
Preußen wagte es noch nicht, einen Abschluß gegen den Willen 
der Frankfurter Versammlung herbeizuführen. Palmerston, der 
ohnehin einen schweren Stand gegen die Angrisse der dänenfreund­
lichen Presse und im englischen Parlament hatte, war über diese 
Widerstände auf deutscher Seite peinlich überrascht und drohte nun,, 
wenn Preußen und der Bund so fortführen, würde England gänz­
lich seine offiziöse und freundschaftliche Vermittlung zurückziehen6). 
Den feierlichen Appell des dänischen Gesandten Grafen Reventlow, 
daß England auf Grund der Garantieakte von 1720 durch seine 
Intervention der unerhörten Usurpation Deutschlands ein Ende 
machen möge, wies Palmerston jedoch vorerst zurück7), und noch am 
25. 8. 48 gab er, als Disraeli im Unterhaus aufforderte, die Rolle 
des Vermittlers mit der des Schiedsrichters zu wechseln, die be­
schwichtigende Erklärung ab, daß hierzu alles bereit sei, daß er aber 
noch auf eine sriedliche Lösung hoffe8). 

Eine einseitige Stellungnahme Palmerstons zugunsten Däne­
marks kann man also nicht annehmen, wenn anch sein Hauptbestre­
ben im englischen Interesse dahin ging, die Waffenruhe wieder 
herzustellen, und es ihm im Grunde gleich war, welch« der streitenden 
Parteien dabei nachgeben mußte. 

Frankreich, die andere Signatarmacht der Londoner Garantie­
akte von 1 7 2 0 9 ) , befand sich bei Ausbruch des dänischen Konfliktes 
in einem Zustande innerer Krisen, sodaß es unmöglich war, ein 
klares Bild seiner voraussichtlichen Außenpolitik zu gewinnen. 
Während die demokratischen Elemente in Deutschland von einer 
Verbrüderung mit der französischen Republik träumten, drohte 
gerade von den radikalen demokratisch-sozialistischen Kreisen in 

6) Bericht Kielmannsegges London 25. 7. 48. 
7) dto. 18. 8. 48. 8 ) dto. 26. 8. 48. 

9 ) Französische Garantieakte vom 18. 8. 1720 s. Falck a. a. O. S. 271.. 
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Frankreich die Gefahr eines Propagandakrieges, nnd am 15. 5. 48 
wurde von ihnen in der franzöfischen Rationalversammlung die 
Kriegserklärung an Deutschland und Österreich verlangt. Die franzö-
sische Volksstimme sorderte diesen Krieg im Ramen der Freiheit 
und aus dem Streben nach der stets ersehnten Rheingrenze heraus 
und auch Lamartine, der führende Mann in der provisorischen Re­
gierung Frankreichs, hatte in einem Rundschreiben vom 4. 3 . 48 
erklärt, daß die Verträge von 1815 in den Angen der französischen 
Republik kein berechtigtes Dasein mehr hätten 1 0 ) . Wenn aber der 
französischen Regierung, die sich nur durch die Geschicklichkeit Lamar-
tines gegenüber den Angrissen der radikalen Sozialisten halten konnte, 
die Beschäftigung der revolutionären Kräfle in einem auswärtigen 
Kriege ganz erwünscht gewesen wäre, so standen dem doch auch wieder 
von außen die Gefahr einer enropäischen Koalition, im Innern die 
einer Militärdiktatur gegenüber und so verzichtete Lamartine auf 
den Gedanken eines Angriffskrieges. Bis zur Riederwerfnng der 
sozialistischen Arbeiter im Iun i 1848 aber war es fortgesetzt frag­
lich, ob die gemäßigte Richtung mit dem friedliebenden Lamartine 
am Ruder bleiben oder ob sie gestutzt werden würbe I m übrigen 
aber hatte niemand in Frankreich ein Interesse daran, die denrschen 
XSinignngsbestrebungen zu unterstutzen, und die Aufnahme ber deut­
schen Teile Posens in den Deutschen Bund erregte bei der alther­
gebrachten Hinneigung Frankreichs zn Polen starken Unwillen; und 
Lamartine, der damals gerade eine starke Heeresvermehrung durch­
führte, zog 200 000 Mann an der denrschen Grenze zusammen. 

I n die fchleswig-holsteinschen Wirren einzugreifen war der fran­
zösischen Politik trotz der traditionellen Freundschaft zu Dänemark 
bei den inneren Verwicklungen und der drohenden Umsturzgefahr zu­
nächst nicht möglich. Sie hielt sich insolgedessen von allen eigenen 
Schritten ganz zurück und richtete sich völlig nach dem Beispiel Eng­
lands. Und erst Anfang August 1848 erhielt der dänische Gesandte 
in Paris, der aus eine Stellungnahme Frankreichs zugunsten Däne­
marks drängte, von Bastide, dem Minister des Auswärtigen, das 
offizielle Versprechen, daß Frankreich sich an den Wortlaut des Ver­
trages von 1720 halten wolle, in dem das Herzogtum Schleswig 
ausdrücklich als ein Teil Dänemarks bezeichnet sei, und daß Frank­
reich unverzüglich Vorstellungen in Frankfurt und Berlin erheben 

') Stern, Geschichte Europas Bd. 7, S . 8. 



Werde"). Franlreich knüpste jetzt sogar Verhandlungen mit Eng­
land darüber an, ob England der französischen Regierung Schiffe 
zum Transport französischer Hilfstruppen nach Dänemark leihen 
werde,und wollte selbst zur Blockade der deutschen Küsten Kriegs­
schiffe senden, falls der Friede nicht geschlossen würde 1 2 ) . 

Die Gefahr einer Teilnahme Frankreichs am Kriege auf Seiten 
Dänemarks lag also im August 1848 äußerst nahe. 

Für ein Eingreifen Rußlands in die schleswig-holsteinsche 
Streitfrage sprach das Interesse, das es als Ostseemacht an der Be­
herrschung des Bundes hatte. Ebensowenig wie England konnte es 
Wünschen, daß Dänemark seine Sonderstellung ausgäbe und mit 
Schweden und Norwegen zusammen eine Skandinavische Union 
bildete. Am liebsten hätte Rußland naturlich durch eine Schutz-
herrschest über Dänemark den Schlüssel zur Ostsee in seine Hände 
gebracht, wie es schon durch seine Schutzherrschast über die Türkei 
den Eingang ins Schwarze Meer behmschte. 

Zu diesen wirtschastlich-politischen Gründen, die Rußland 
dazu drängten, als Beschützer Dänemarks aufzutreten, kam die 
Stellung der Person des ruffischen Kaisers. Nikolaus I. war 
der Urenkel des Herzogs Karl Friedrich von Holstein-Gottorp, 
der 1720 durch König Friedrich IV. von Dänemark end­
gültig ans seinem schleswigschen Brsitz verdrängt war. Durch 
die Berträge von 1767 und 1773 1 3 ) , tu denen die auf den 
russischen Thron gelangten Gottorper gegen den Eintausch von 
Oldenburg und Delmenhorst für die jüngere Linie ihres Haufes auf 
alle ihre Rechte und Anfprüche fowohl in Schleswig, als in Holstein 
zugunsten der Glückstädter (kgl. dänischen) Linie verzichtei hatten, 
war nun aber die Freundschaft zwischen den belden Linien wieder 
hergestellt, und so neigte Nikolaus I. schon aus verwandtschaftlichen 
Gründen dazu, den Danenkönig zu unterstützen. Noch viel stärker 
aber wirkte in dieser Hinsicht, daß Nikolaus I. durch und durch von 
legitimistischem Geiste erfüllt war und sich zum Borkämpfer des 
monarchifchen Gedankens berufen fühlte. Die Erhebung der Herzog­
tumer erschien ihm schlechthin als Revolution gegen ihren recht-

") Kielmannsegge, London 12. 8. 1848. " ) dto. 15. 8. 1848. 
") Provis. Traktat zwischen König Christian V I I . u. Kaiserin Katha-

Tina II, v. 11./22. 4 1767, s. Falck a. a. O . , S . 300. Grosifürstl. Renun» 
ziationsakte auf Schleswig v. 20./31. 5. 1773. Grofsfürstl. Eesfionsafte d. 
flrofSfürstl. Anteils von Holstein v. 20./31. 5. 1773, Falck S. 330 u. 331. 
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mäßigen Landesherrn und wie er später mit seinen Truppen den 
ungarischen Ausstand niederwars, so glaubte er auch in den Herzog­
tümern im legitimistischen Sinne eingreifen zu müssen. Seine Ab­
neigung gegen die Schleswig-Holsteiner konnte dadurch, daß deren 
Sache am stärksten und begeistertsten von den Liberalen und Demo­
kraten in Deutschland, sowie von der Rationalversammlung vertre­
ten wurde, die ihm geradezu als die Verkörperung der Revolution 
erschien, nur stärker werden. Eine Einigung Deutschlands aus 
demokratischer Grundlage war ihm verhaßt, und seine Feindschaft 
gegen die Demokraten und Liberalen hatte vom russischen Stand­
punkt aus ihre Berechtigung, da in diesen Kreisen lant die Unter­
stützung der aufständischen Polen gefordert wurde und fie die Ein­
heit Dentschlands dnrch einen Krieg gegen Rußland herzustellen 
hofften. Die Stimmung Nikolaus I. Deurschland gegenüber war 
also im höchsten Grade unfreundlich und starke russische Truppen-
zusammenziehungen an Rjemen und Weichsel ließen den Ausbruch 
des Krieges befürchten. 

Dementsprechend war die Haltung Rußlands in der schleswig-
holsteinschen Frage. Schon in einer Rote vom 26. 4./8.5. 1848 
wandte es sich schars gegen Preußen, dem es mit offenen Bruch 
drohte, während es den Dänen tatkräftige Hilfe versprach. Insbe­
sondere stritt es dem Deutschen Bunde die Berechtigung ab, für 
Schleswig einzutreten, denn nur Holstein gehöre zum Bunde 1 4 ) ~ 
Schärssten Protest legte Rußland sodann gegen die von .Wrangel 
angekündigte Kontribution ein und Baron v. Brunnow, der 
russische Gesandte in London, schrieb seinem Hose denn auch den 
Hauptteil des Triumphs zu, Preußen und den Deurschen Bund zur 
Mäßigung und zum Rückzüge aus Iütland bewogen zu haben 1 8 ) . 
Auch sernerhin unterstutzte Rußland ganz einseitig die dänischen An­
sprüche und hinderte dadurch ein Eingehen Dänemarks aus die eng­
lisch-preußischen Friedensvorschläge. Am stärksten offenbarte sich diese 
bedauerliche Einwirkung bei den Verhandlungen in den ersten Inn i ­
tagen. Nachdem der dänische Hof zunächst Palmerstons Vorfchläge 
als annehmbar erklärt und Graf Knnth, der danische Minister der 
auswärtigen Angelegenheiten, noch am 27.5. diese Erklärung wieder­
holt hatte, zog er am 4. 6. die Versicherung feiner Zustimmung 

" ) Note an den russischen Gef. in Berlin, Bar. v. Meyendorff, 26. U 
8. 5. 1848. 

l 8 ) Kielmannsegge, London 30. 5. 1848. 
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uneder zurück. Der Grnnd für diese plötzliche Schwenkung der däni­
schen Politik lag in einem Bries des rassischen Gesandten in Berlin, 
v. Meyendorff, der nach Kopenhagen geschrieben hatte, die Zeit der 
.Krise für Schleswig sei vorbei, man solle keine Zugestandnisse mehr 
machen und nur versuchen, Zeit zu gewinnen 1 6 ) . Palmerston war 
entrüstet, daß seinen Bemühungen in dieser Weise vom russischen 
Hose entgegen gewirkt wurde, und beauftragte den englischen Ge­
sandten in Petersburg, die Erklärung des russischen Ministers der 
auswärtigen Angelegenheiten deswegen einzufordern. Daraushin 
wurde ihm versichert, daß der Kaiser den hartnäckigen Widerstand des 
.Kopenhagener Hofes fehr mißbillige und allen englischen Vorschlä­
gen zustimmen werde 1 8 ) . Daß aber in Wirklichkeit die russische 
Politik ganz anders orientiert war, zeigt der Umstand, daß der 
"Kaiser von Rußland den Dänen seine Kriegsflotte zum Truppen-
trcnspori selbst nach Schleswig anbot. 

Auch von Rußland drohte also dem Deutschen Bunde große 
Gefahr. 

Die stärkste Unterstützung fand Dänemark jedoch bei Schweden, 
das ja auch als einzige Macht durch Truppenentsendung tarsächliche 
militärische Hilfe leistete. Schweden stand mit seinen Sympathien 
ganz auf Seiten der fkandinavischen Schwesternation und hielt 
Preußen für den angreifenden, Dänemark für den angegriffenen 
Teil. So rüstete man, um Truppen zum Schutz der dänischen I n ­
seln entsenden zu können, salls die Besetzung dänischen Gebietes 
dnrch preußische Truppen sich über die Grenze des Herzogtums 
Schleswig hinaus erstrecke. Wirklich in den Kampf eingreifen 
wollte man allerdings nur, wenn zuvor eine der Garantiemächte 
Dänemarks Partei ergriffen hätte 1 7 ) . Die Dänen aber unterstützte 
man in ihrem hartnäckigen Widerstand und ihren übertriebenen 
Forderungen. 

Insolge einer Zusammenkunst der leitenden Minister beider 
Länder am 1 0 . 6 . 1 8 4 8 , bei der Schweden den danischen 28affen-
stillstandsvorschlägen voll zustimmte18), wurde in Berlin die schwe­
dische Vermittlung angeboten. Preußischerfeits wurde nun Graf 
Pourtales nach Malmoe entfandt und dieser einigte sich am 2 . 7 . 4 8 

l 6 ) Kielmannsegge, London 20. 6. 48. 

" ) Memoire snr la C o n f e r e n c e de Malrnne p . 10. 6. 1848, s Akten* 
ftücke zur neuesten fchleswig-holsteinsch. Geschichte, Heft 2 U. 3. S. 325 ff. 
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mit dem dänischen Grasen Knuth über den Entwnrs zu einer 
Wassenstillstandskonvention. Danach sollten die Feindseligkeiten zu 
Lande und zu Wasser auf 3 Monate eingestellt, und im Kündigungs-
falle die Stellungen vom 27. 6. 48 wieder eingenommen werden. 
Die Blockade sollte aufhören, die beschlagnahmten Schisse und La­
dungen gegen Vergütung der in Iütland erhobenen Requisitionen 
freigegeben werden. Die Herzogtumer waren von den beiderseitigen 
Truppen zu räumen, die schleswig-holsteinschen Verbände in 
das holsteinsche Bundeskontingent und in schleswigsche Truppen zu 
trennen und aus den Friedenssuß zu vermindern. Das Land sollte 
während des Wassenstillstandes nach den bestehenden Gesetzen von 
einer Kommission verwaltet werden, zu der vom König von Däne­
mark zwei Mitglieder für Schleswig, vom König v. Preußen, als 
dem Vertreter des Deutschen Bundes, zwei Mitglieder für Holstein 
ernannt werden, und diese 4 sich den sünflen als Vorsitzenden selbst 
wählen sollten 1 9 ) . Friedenspräliminarien wurden mit diesem Ent­
wnrs nicht verbunden, und um England, das ja auch noch ver­
mittelnd tätig war, nicht vor den Kops zu stoßen, sollte der Waffen­
stillstand formell von den beiderseitigen Oberbefehlshabern ab­
geschlossen werden. 

I n Berlin, wohin Ponriales mit diesem Entwurs 2 0) aus 
Malmoe zurückgrkehri war, erkannte man sehr wohl, daß die Wünsche 
der Schleswig-Holsteiner kaum befriedigt fein würden; aber die Ge-
rneinschafllichkeit der Regiernng sür beide Herzogtümer war ausrecht 
erhalten und es hing nun alles weitere von der Art ab, wie die 
Kommission ihres Amtes walten würde. I m Übrigen war auch in 
Preußen die ansängliche Begeisterung für die schleswig-holsteinsche 
Sache längst verflogen; denn die Ostseestädte litten stark unter dem 
Kriege und die Gefahr ernstlicher Verwicklungen mit dem Ausland 
drohte sorigesetzt. Deshalb war man entschlossen, auf jeden Fall 
zum Frieden mit Dänemark zu kommen, und da bessere Bedingungen 
nicht erreichbar schienen, wurde Pourtales mit dem ©ntwurf zu 

1 8 ) Wortlaut des Entwurfes f. Aktenstücke z. n. fchlesw.=holft. Gesch. 
Hest 2 u. 3, S . 332. 

*°) Sybel a. a. £>. I, 232 betont, dafs es sich um d. Einigung über 
einen Entwurf, nicht um den wirkt. Abschluß eines Waffenstillstandes ge-
handelt habe, und diefelbe Ansicht vertritt Schleiden in den Akt. St, z. n-
schlesw...holst. Gesch. Hest 2 u. 3, S. 331. 
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Wrangel geschickt, um ihn zum Abschluß des Wassenstillstandes zu­
bevollmächtigen. 

Wrangel aber lehnte es, von Mitgliedern der provisorischen 
Regierung, die sich schleunigst ins preußische Hauptquartier be­
geben hatten, darin bestärkt, entrüstet ab, einen Wassenstillstand aus 
Grund der Malmoer Abmachungen vom 2. 7. 1848 abzuschließen. 
Ramentlich die militärischen Bedingungen erregten sein Mißsallen, 
da erst nach dem 27. 6. der nördlichste Teil Schleswigs wieder ein­
genommen war und es ihm ehrenrührig erschien, im Fall der Kün­
digung des Wassenstillstandes aus die Besetzung dieses Teiles ver­
zichten zu müssen. Für seine Weigerung hatte er einen tresflichen 
Rechtsgrnnd, insosern er als Bundesoberfeldherr nur dem Bunde 
persönlich verantwortlich war 2 1 ) und förmliche, allgemeine Waffen­
stillstandsverträge nur unter vorbehaltener Genehmigung des Bun­
des abschließen durfte 2 2). Da inzwischen die provisorische Zentral­
gewalt ins Leben gerusen war und durch Beschluß der Rationalver­
sammlung vom 28. 6. 1848 dem Reichsverweser die Rechte des-
Bundestages übertragen waren, verlangte Wrangel außer militäri­
schen Änderungen des Wassenstillstandes den Vorbehalt der Geneh­
migung durch den Reichsverweser. Die preußische Regierung war 
über diese Forderungen Wrangels, durch die sie dm europäischen 
Mächten gegenüber in eine äußerst schwierige Lage geriet, wenig 
erfreut, wagte es aber nicht, sich ossen über die Bestimmungen des 
Bundesrechts hinweg zu setzen, und versuchte in neuen Unter­
handlungen zu Bellevue bei Kolding eine Änderung der Bedingun­
gen zu erreichen. I n Kopenhagen und Stockholm aber war man 
aufs höchste entrüstet über Wrangels Vorgehen, das den Abschluß 
des Waffenstillstandes verhindert hatte, und da man sich weigerte, 
aus den Ratifikationsvorbehalt einzugehen, mußten die Verhandlun­
gen schließlich abgebrochen werden. 

Um nun den Haupthinderungsgrund zu beseitigen, suchte 
Preußen heim SReichsoerweser darum nach, die Unterhandlungen 
selbständig zu Ende führen zu dürfen, und da man in Frankfurt 
fürchtete, daß Preußen andernfalls einen Separatfrieden abschließen 
werde, wurde ihm am 7. 8. 48 diese Vollmacht unter gewissen Be­
dingungen erteilt. Die Lage hatte sich jedoch inzwischen erheblich, 

2 1 ) Art. XV d. Bundeskriegsverfass. ö. 9. 4. 1821. 
2 2 ) § 53 d. näheren Bestimmungen Dorn 11. 7. 1822. 
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verschlechtert, da Wrangels Weigerung, zu unterzeichnen, nicht nur 
Schweden und Dänemark, sondern auch Rußland und England 
stark verstimmt hatte, und die europäischen Mächte nun mit ihrem 
aktiven Eingreifen drohten, falls der Waffenstillstand nicht bald ab­
geschlossen werde. Es blieb Preußen also, wenn es nicht in einen 
allgemeinen europäischen Krieg verwickelt werden wollte, nichts ande­
res übrig, als den Waffenstillstand abzuschließen, auch ohne die von 
der Zentralgewalt mitgegebenen Bedingungen durchgesetzt zu haben. 
Der Waffenstillstand von Malmoe vom 26. 8. 1848 2 3 ) bebeutete 
dem ersten Entwurs vom 2. 7. 48 gegenüber sogar eine Verschlechte­
rung, insofern die Dänen, nm über die gefährlichen Wintermonate 
hinwegzukommen, einen Abschluß auf 7 Monate durchgesetzt hatten, 
und alle seit dem 17. 3. 48 erlassenen Gesetze zunächst aufgehoben 
werden sollten. Der neuen Verwaltungsbehörde blieb es über­
lassen, welche Gefetze und Verfügungen sie davon wieder herstellen 
wollte. Der Vorsitzende aber sollte nicht, wie es im ersten Entwurf 
geplant war, von den 4 übrigen Mitgliedern, sondern von den 
Königen von Preußen und Dänemark gemeinsam ernannt werden; 
und der preußischerseits zum Abschluß nach Malmoe entsandte 
General Below hatte sich für diefes Amt den verhaßten Dänen-
freund Grafen Karl Moltke-Rütfchau aufreden lassen. Nur hin­
sichtlich der militärischen Stellungen, die im Falle der Kündigung 
des Waffenstillstandes von beiden Seiten wieder eingenommen 
werden sollten, war man Wrangels Wünschen entgegengekommen 
und hatte die am Tage des Abschlusses innegehabten dafür aus­
gemacht. 

Der Waffenstillstand zu Malmoe vom 26. 8. 1848 bedeutete 
also ein völliges Rachgeben Preußens allen Wünschen der Dänen 
gegenüber; sein Abschluß war aber trotzdem unvermeidlich, da es 
sonst zu einem großen europäischen Kriege gekommen wäre, dem 
Preußen sich keinesfalls ansfetzen konnte und durfte. 

Y. 3)ie Stellungnahme Hannovers und die Natistbativu 
des Waffenstillstandes. 

Bei der Bettachtung der Politik Hannovers muß man immer 
die engen Beziehungen bedenken, die Hannover mit England ver-

->) Wortlaut d. WaffenstiUstandsuerti. s.Akt.«St. z. neusten schleswig-
holst. Geschichte Hest 2 und 3, <3. 451 ff. 
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banden. Über 100 Iahre waren beide Länder in Personalunion 
verbunden gewesen und diese Verbindung war erst vor gerade 
10 Iahren gelöst. Wirtschaflspolitisch aber blieb auch jetzt noch 
bei dem Kamps gegen den preußischen Zollverein die enge An­
lehnung an England bestehen. So fand sich denn in Hannover 
eine wohl erklärliche Hinneigung zu England und das Bestreben, 
der britischen Regierung in ihren Vermittlungsplänen möglichst 
entgegen zu kommen. Hierbei ist zu beachten, daß die Haltung 
Palmerstons bei den Vermittlungsvorschlägen nicht von vornherein 
deutschseindlich war, sondern daß er sich zunächst um einen wirklich 
unparteiischen Ausgleich bemühte. Iedensalls war England von 
den europäischen Mächten diejenige Großmacht, von der noch am 
ehesten eine Unterstützung in der deutsch - dänischen Frage zu er­
warten stand, und von den deutschen Staaten wieder war Hannover 
infolge seiner mannigfachen Beziehungen am geeignetsten, aus Eng­
land einzuwirken. 

Der erste Versuch Hannovers in dieser Hinsicht, die am 6. April 
angeregte Vermittlung Englands, war von Hannover, das dadurch 
Gefahr lies, mit den Vundesbestimmungen in Konflikt zu geraten, 
toieder fallen gelassen und hatte zu keinem Ersolg geführt. Als 
oann Ansang Mai der britische Gesandte bei der deutschen Bundes­
versammlung sich bemühte, daß die Feindseligkeiten zwischen Deutsch­
land und Dänemark zu Lande wie zur See unverzüglich eingestellt 
und die beiderseitigen Truppen aus den Herzogtümern zurückgezogen 
würden, wurden diese britischen Vorschläge von Hannover, dessen 
Streben seit dieser Zeit wieder aus den Frieden ging, unterstutzt*). 
Preußen aber lehnte sie trotz der diplomatischen Bemühungen des 
hannoverschen Gesandten in Berlin entschieden ab. 

Auch anläßlich der Embargosrage redete Hannover einem Zu­
rückziehen der Bundestruppen das Wort, salls England dasür die 
Freigabe der von Dänemark beschlagnahmten Schisse zu erwirken 
sich verpflichten wolle 2). Ein derartiger Beschluß wurde jedoch am 
33unde nicht gefaßt. Die sodann in Borschlag gebrachte Teilung 
Schleswigs nach seinen Rationalitäten hielt man in Hannover für 
eine glückliche Losung, die alle besonnenen Teile zusrieden stellen 
müsse, und man erkannte ganz richtig, daß eine Erörterung der 

*) Note Hannovers an Preusjen 6. 5. 1848. 
*) Schreiben an Wangenheim 6. 5. 1848. 

3>tel>etfoci)f. gaiitöud) 1946. 4 
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Sukzessions-, sowie der Sundzollfrage, die Preußen und später auch 
die Rationalversammlung mit dem schleswig - holsteinschen Ver-
fassungsstreit verquicken wollten, am besten unterbliebe, um den 
Krieg bald zu Ende zn bringen und eine feindliche Einmischung der 
europäischen Mächte zu vermeiden. 

Auch später wünschte man dringend, die schleswig-holsteinsche 
Frage durch englische Vermittlung zu regeln, da den Dänen zur 
See nur mit fremder Hilfe ernstlich entgegentreten werden konnte 
und als Bundesgenossen nur England und Nordamerika in Frage 
kamen. Bei einer Ablehnung der englischen Bermittlungsvorschläge 
durch Dänemark aber hossee man, daß England in seinem eigenen 
Interesse für die Herstellung des Friedens sorgen und nötigenfalls 
als Verbündeter zur See kräftigen Beistand leisten werde 3). Die 
Kontributionsforderung Wrangels wurde infolgedessen als äußerst 
störend empfanden, und ebenso bekämpfte Wangenheim, der han­
noversche Bundestagsgesandte, den Bundesbeschluß vom 5. 6. 48, 
der Wrangel zu neuem Borgehen ermunterte, weil Wangenheim 
hiervon eine schädliche Rückwirkung auf die in London schwebenden 
Verhandlungen fürchtete4). 

Der Wunsch der hannoverschen Regierung, zum Frieden mit 
Dänemark zu kommen, war also, von der ersten Begeisterung für die 
schleswig-holsteinsche Sache, die zur Mobilmachung von 10 000 
Mann des 10. A. K. geführt hatte, abgesehen, von Ansang an in 
starker Ausprägung vorhanden. Daß es ihm nicht gelang, sich 
durchzusetzen, lag außer an der dänischen Halsstarrigkeit im wesent­
lichen daran, daß die Regierungen damals, im Sommer 1848, auf 
die Volksstimmung im Lande und auf die Rationalversammlung in 
Frankfurt, die aus das Entschiedenste sür ein energisches Durch­
seihten des einmal ausgenommenen Kampfes eintrat, Rücksicht 
nehmen mußten. 

Zwar hatte Stuve, als er zur Übernahme des Ministeriums 
nach Hannover suhr, noch gehosse, daß Hannover und Preußen zu­
sammen einen sesten Kern in Rorddeutschland gegen die Revolution 
bilden könnten. Mit dem Umritt Friedrich Wilhelms IV. in Berlin 
am 21. 3. 1848 ging diese Hoffnung verloren, und als Preußen 
in der Frage der Wahl zur Nationalversammlung den Anord-

») Wangenheim Frankfurt 26. 5. 1848. 
•) dto. 5. 6. 1848. 
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nungen des Vorparlaments nachkam, konnte die hannoversche Re­
gierung allein sich nicht widersetzen, sondern mußte nun ebenfalls 
die Abgeordneten in allgemeinen, gleichen Wahlen und nicht, wie 
sie beabsichtigt hatte, durch die Ständeversammlung wählen lassen. 

Der Frankfurter Nationalversammlung stand sowohl der König 
Ernst August wie das hannoversche Ministerium durchaus ab­
lehnend gegenüber, und Stüve wandte sich scharf gegen ihren An­
spruch aus Volkssouveränität und ihr Bestreben, eine Einigung 
Deutschlands aus anderem Wege als durch Vertrag zwischen den 
Fürsten herbeizuführen. Als Vertreterin des deutschen Einheits­
und Freiheitsgedankens genoß die Rationalversammlung jedoch bei 
der Bevölkerung Deutschlands ein solches Ansehen, daß die Regie­
rungen ein energisches Austreten gegen sie nicht wagen konnten. Der 
Bundestag, die Vertretung der Regierungen, besand sich in völliger 
Abhängigkeit von der Rationalversammlung und fügte sich allen 
ihren Wünschen. Und notgedrungen mußten die Regierungen dem 
gegen sie geführten Schlag der Ersetzung des Bundestages durch 
eine provisorische Zentralgewalt ihre Zustimmung geben. Einzig 
die hannoversche Regierung erhob ernsthaften Einfpruch gegen die 
Bildung der provisorischen Zentralgewalt und zog sich dadurch den 
besonderen Zorn der Rationalversammlung zu. Aber auch sie 
mußte schließlich in dieser Frage zurückweichen und die „unum­
wundene Erklärung" ihrer Zustimmung zu dem Gesetz vorn 28. 6. 
1848 abgeben; und der Bundestag konnte nur den Schein seiner 
Souveränität wahren, indem auch er am 10. 7. 48 dem Erzherzog 
Iohann als Reichsverweser seine Rechte übertrug. 

Seitdem lag also die Ejekuttogewalt in den Händen des Erz­
herzogs Iohann und eines verantwortlichen Reichsministeriums, 
das sich in starker Abhängigkeit von der Rationalversammlung 
besand. 

Ein Durchsetzen des eigenen Söillenö seitens der Regierungen 
sand zum ersten Mal wieder statt, als vom Reichskriegsminister 
Peucker für alle Bundestruppen eine feierliche Parade auf den 
6. 8. 1848 angeordnet wurde, bei der die Truppen dem Erzherzog-
Reichsverweser huldigen und die deutschen Kokarden anlegen 
sollten. Da hiermit in die Militärhoheit der Fürsten, in die 
stärkste Domäne ihrer Souveränität, eingegriffen wurde, ist es nicht 
verwunderlich, daß Preußen und Hannover dem Besehl nicht 
Folge leisteten, sondern ihren Truppen ohne jede Feierlichkeit 

4* 



— 52 — 

lediglich bekannt gaben, daß die oberste Bundesgewalt auf den 
Erzherzog Iohann übergegangen sei, und zur Anlegung deutscher 
Kokarden kam es in Hannover erst im Oktober. 

Roch stärker trat die Mißachtung der provisorischen Zentral­
gewalt durch Preußen dann bei den Verhandlungen mit Dänemark 
zutage, wo Preußen den Waffenstillstand schließlich abschloß, ohne 
daß die vom Reichsverwefer an die Erteilung der Vollmacht ge-
kuüpsten Bedingungen erfüllt worden waren. Die für Preußen 
dabei maßgebenden Gründe find bereits dargelegt. Wie aber kam 
es, daß die hannoversche Regierung eigentlich schon von Beginn 
des Krieges an sehnlichst dessen Ende herbeiwünschte? 

Der Hauptgrund dafür ist ganz zweifellos der Umstand, daß 
Hannover stark unter den Folgen des Krieges zu leiden hatte. Die 
Verluste der hannoverschen Truppen waren allerdings gering — 
das hannoversche Kontingent hatte in dem ganzen Feldzufl des 
Iahres 1848 nur 24 Tote — aber die maritimen Maßregein 
Dänemarks lasteten schwer auf der hannoverschen Schisfahrt, eine 
erhebliche Anzahl von Schiffen war in die Hände der Dänen ge­
fallen und mitfamt der Ladung beschlagnahmt, Schiffereigewerbe 
und Handel lagen fast völlig darnieder und die durch den Krieg 
und die Küstenverteidigung bedingten flnanziellen Lasten drückten 
bei der herrschenden Geldnot besonders schwer. 

Zu diesen materiellen Gründen, die dazu führten, daß der 
Krieg gegen Dänemark in Hannover an Sympathien einbüßte, 
trat die Sorge vor Verwicklungen mit dem Ausland, insbesondere 
mit England, wodurch Hannover wieder besonders schwer getroffen 
sein würde. Ferner hatte man die Wahrnehmung gemacht, daß im 
nördlichsten Schleswig die Hinneigung zu Dentfchland und zum 
Deutschen Bunde gar nicht in dem Maße vorhanden war, wie 
man ursprünglich angenommen hatte 6) und wie es in der Natio­
nalversammlung immer behauptet wurde, und selbst im Sundewitt 
hatten die hannoverschen Truppen darunter zu leiden, daß mili­
tärische Maßnahmen vielsach durch dänisch gesinnte Landesein­
wohner dem Feinde verraten wurden 8). 

Dies alles sührte dazu, daß der Krieg mehr und mehr an 
Popularität verlor, und das ständige Frankfurter Drängen auf die 

Perfügung an fiBangenheitn vorn 2. 7. 1848. 
v. Sichart, Tagebuch des 10. Deutschen Bundes»A. K. 
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Entsendung weiterer hannoverscher Trnppen und die Beschuldi­
gungen undeutscher Gesinnung trugen natürlich nicht dazu bei, die 
Kriegslust in Hannover wieder zu heben. 

Als nun auch in Preußen sich der Umschwung vollzogen hatte, 
und man dort um jeden Preis zum Frieden kommen wollte, um 
nicht in einen allgemeinen europäischen Krieg verwickelt zu werden, 
fand das preußische Verhalten bei der hannoverschen Regierung 
volle Zustimmung. Und auf die Nachricht vom Abschluß des 
Wassenstillstandes hin, erhielt Bothmer, der hannoversche Bevoll­
mächtigte bei der provisorischen Zentralgewalt in Frankfurt, den 
Austrag, alle seine Bemühungen und allen ihm zu Gebote stehenden 
Einfluß aufzuwenden, um sowohl bei der provisorischen Zentral­
gewalt als auch bei den einflußreicheren Mitgliedern der Rational­
versammlung aus die Annahme und Billigung der geschlossenen 
Übereinkunft hinzuwirken7). 

Eine Erklärung wegen unbedingter Aufrechterhaltung des 
Wassenstillstandes, um die der preußische Ministerpräsident v. 
Auerswald die hannoversche Regierung gebeien hatte 8), lehnte 
diese jedoch ab, da nach § 4 des Gesetzes vom 28. 6. 48 über Krieg 
und Frieden und über Verträge mit auswärtigen Mächten die 
Zentralgewalt im Einverständnis mit der Rationalversammlung 
zu beschließen hatte, und die hannoversche Regierung ihr Verhalten 
nicht neuen Mißdeutungen aussetzen wollte. Ebenso vermied sie, 
um in Frankfurt keinen unnötigen Anstoß zu erregen, eine von 
Preußen gewünschte besondere Anweisung an Halkett, daß er sich 
den Maßnahmen Weangels anschließen soße. 

I n der Rationalversammlung schäumten die Wogen der 
Leidenschaft und der Entrüstung hoch aus, als die Kunde von dem 
schmachpollen Waffenstillstand eintraf, und aus Dahlmanns Antrag 
wurde der Vertrag vom 26. 8. 48 verworsen und beschlossen, die 
Ausführung des SSassenstillstandes zu fistieren 9 ) . Preußen jedoch 
hielt an seinem Entschluß frst und gab Sörangel Befehl, die Be­
dingungen des Waffenstillstandes zu erfüllen. Um der Frankfurter 
Rationalversammlung und der Zentralgewalt gegenüber nicht als 
allein Schuldiger dazustehen, suchte es Hannover, das sich ja mit 
dem Abschluß des Wassenstinstandes einverstanden erklärt hatte. 

') Schreiben an Bothmer 2. 9. 1848. 
8) v. Auerswald Berlin 31, 8. 48. 
6) 72. Sifc. d. Nat.-Verf. v. 5. 9. 1848 Sten. Ber. Bd. HI, S . 1876 ff. 
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zu einem gleichen Befehl an Halkett zu bewegen 1 0). Die han­
noversche Regierung aber wünschte in der Waffenftillstandsfrage 
nicht gebunden zu fein und wollte lieber, selber abwartend, die 
Erledigung dieser Angelegenheit der provisorischen Zentralgewalt 
gegenüber der preußischen Regierung überlassen. Sie antwortete 
ihr insolgedessen, daß die Aussührnng des Waffenstillstandes, so­
weit hannoverscherseits dahin mitzuwirken sei, im wesentlichen be­
reits stattgesunden habe oder doch bis zum 13. oder 14. 9. 48 
erfolgen werde, da dann die letzten hannoverschen Trnppen über 
die Elbe zurückgezogen sein würden 

Der Beschluß der Rationalversammlung vom 5. 9. 48 ließ 
sich jedoch nicht ausrecht erhalten, da schon die Neubildung des 
Ministeriums scheiterte, und so kam es denn am 16. 9. 48 zu 
einem neuen Beschluß, die Vollziehung des Waffenstillstandes 
nicht länger zu hindern 1 2 ) . Hannover wurde dadurch der Not­
wendigkeit enthoben, nun doch eurschiedeu Farbe bekennen zu 
müssen, denn eine preußische Anregung betreffs gemeinsamer 
Stellungnahme der norddeutschen Mächte im Falle, daß die Zen­
tralgewalt die Feindseligkeiten erneuern wolle, insbesondere ob 
man den Durchzug von Trnppen anderer Bundesstaaten verhindern 
so l le 1 3 ) , wurde damit hinfällig. Aller Welt aber war die gänz­
liche Ohnmacht der Nationalversammlung und der von ihr ab­
hängigen Zentralgewalt, die keine wirklichen Machtmittel besaß, 
um Preußen an der Ausführung einer von Frankfurt unab­
hängigen Politik zu hindern, klar geworden, und der Versuch, durch 
die Nationalversammlung znr Verwirklichung der deutschen Ein­
heit zu kommen, hatte sich damit schon als unmöglich herausgestellt. 

VI. Herbst 1848 bis Herbst 1849. 

I m Waffenstillstandsvertrag vom 26. 8. 1848 war die Bil­
dung einer gemeinschaftlichen äkrwaftungs&ehörbe für die Herzog­
tümer vorgesehen worden. I h r Zusammentritt scheiterte jedach 
daran, daß die als Mitglieder in Aussicht genommenen Notabeln 
und ebensalls deren Stellvertreter sich sämtlich weigerten, den ver-

1 0 ) v. Auerswold, Berlin 9. 9. 1848. 
1 1 ) Note an Freiherrn v. Schleinitz Hannoper 12. 9. 1848. 
**) 79. Sife. d. Nat.-Vers. v. 16. 9. 1848, sten. Ber. HI, S . 2099 sf. 
»3) Knyphausen, Berlin 15. 9. 1848. 
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haßten Dänensreund Karl Moltke-Rütschan als Präsidenten an­
zuerkennen. Und durch ihre seste Haltung erreichten die Schleswig-
Holsteiner, daß Dänemark in dieser Frage schließlich nachgeben 
mußte und im Oktober einer Landesregierung mit dem Grasen 
Reventlow-Iersbeck an der Spitze zustimmte. Diese stand ganz 
aus Seiten der Schleswig-Holsteiner und setzte sofort alle Gefetze 
und Verordnungen der provisorischen Regierung, die durch den 
Vertrag vom 26. 8. 1848 aufgehoben waren, einschließlich der 
neuen Landesversassung wieder in Kraft, wozu sie dem Buchstaben 
des Vertrages nach berechtigt war. 

Die dänische Regierung hielt sich nicht ganz mit Unrecht für 
überlistet und betrachtete sortan die neue Behörde als eine Aus­
ruhrregierung, besaß aber kein Mittel, ihrem für die schleswig-
holsteinsche Sache so vorteilhasten Wirken in den Herzogtumern 
entgegentreten zu können. Iedoch suchte sie die Zeit des Waffen­
stillstandes auszunutzen, um die europäischen Mächte weiterhin in 
ihrem Sinne zu beeinflussen. So machte sie, um sich für die Zu-
kunst zu sichern, den Vorschlag, daß die Bevollmächtigten Frank­
reichs, Rußlands, Englands und Schwedens von neuem eine 
Garantieakte über die untrennbare Vereinigung Schleswigs mit 
der Krone Dänemark ausstellen mochten, und versandte an alle 
Höse eine Propagandaschrift E. F . Wegeners: „über die un­
zertrennliche Verbindung Schleswigs mit Dänemark in staatsrecht­
licher Beziehung." Die hannoversche Regierung, die auch mit 
zwei Ejemplaren bedacht wurde, kennzeichnete ihren ablehnenden 
Standpunkt durch gänzliche Richtbeachtung dieser Zusendung. 

Die Bemühungen, zum Abschluß des Friedens zu gelangen, 
wurden während des Wassenstillstandes sortgesetzt, und England 
spielte weiterhin dabei die erste Rolle. Die Verhandlungen, zu 
denen seitens der provisorischen Zentralgewalt der preußische Ge­
sandte in London bevollmächtigt war, begannen jedoch erst im 
neuen Iahre. Der Plan einer Teilung Schleswigs nach seinen 
Rationalitäten wurde wegen allseitiger Ablehnung sollen gelassen, 
aber auch der neue englische Vorschlag, in Schleswig eine geson­
derte Verwaltung einzurichten, sodaß ein selbständiges Schleswig 
Dänemark und Holstein miteinander verbunden haben würde, fand 
bei den Dänen keine Zustimmung, und eine Einigung wurde in­
folgedessen nicht erzielt. 
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Die hannoversche Regierung hatte an diefen Verhandlungen 
keinen Anteil und übte keinerlei Einfluß auf sie aus. Von der 
schleswig-holsteinschen Angelegenheit wurde Hannover während 
des Waffenstillstandes nur insofern berührt, als es im Dezember 
1848 die Truppen zu einem sogenannten Obfervationskorps an 
der Elbe stellen mußte. Die Dänen hatten nämlich auf Alfen ihre 
Truppen über die im Waffenstillstand vorgesehene Zahl hinaus 
vermehrt und man befürchtete einen dänischen Einfall nach Schles­
wig. Infolgedessen verfügte der Reichskriegsminister Peucker 
kurzerhand die Verlegung der im Oktober zur Herstellung der Ruhe 
nach Altenburg entsandten hannoverschen Brigade an die Elbe al& 
Demonstration den Dänen gegenüberx). 

I n Hannover war man über diese Anordnung Penckers, die 
noch dazu auf direktem Wege an den Führer der hannoverschen 
Brigade, den Generalmajor v. Wyneken, übersandt war, wenig er­
freut. Irgend einen Erfolg für die Lösung der schwierigen deutsch-
dänischen Frage versprach man sich von dieser Maßregel nicht-
Vielmehr war man der Ansicht, daß ein genügender Anlaß zu 
einem so aufsallenden Schritte überhaupt nicht vorliege, denn die 
Nachrichten von den dänischen Truppenverstärkungen waren durch­
aus unbestimmt; und man fürchtete vor allem bei den vermittelnden 
europäischen Mächten anzustoßen. Deshalb wandte Hannover 
fich zunächst um Rat an Preußen 2). Graf Bülow hielt zwar auch 
die angeordnete Gegendemonstration den unverbürgten Gerüchten 
gegenüber für zu fehr drohend, konnte Hannover aber doch nicht 
raten, sich den Anordnungen der Zentralgewalt zu entziehen 3 ) . 

Ohne nachhaltigen Beistand Preußens aber wagte Hannover 
nicht, sich zu widersetzen, und suchte deshalb nur durch die Art der 
Ausführung des Befehles der von der Zentralgewalt beschlossenen 
Maßnahme ihre Schärse zu nehmen. Statt unmittelbar an die 
Elbe, verlegte die hannoversche Regierung die Truppen nur in 
Quartiere im Nordosten Hannovers, die der ©isenbahn nahe 
waren. Dadurch konnten nötigenfalls die Truppen ihrer voraus­
gesetzten Bestimmung schneller zugeführt werden, als wenn fie in 
Standorten ohne Eisenbahnverbindung an der Elbe zusammen­
gezogen wurden. Iede Aussehen erregende Bewegung aber wurde 

*) Peucker an Wyneken, Frankfurt 16. 12. 48. 
s ) Schreiben an Knyphaufen in Berlin, 18. 12. 1848. 
3 ) Knyphaufen, Berlin 19. 12. 1848. 
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öermieden und der ganzen Sache der Eharakter einer feindseligen 
Demonstration, den sie gerade tragen sollte, genommen. Und 
während das Reichskriegsministerium den Abmarsch der Brignde 
„so schnell wie möglich" gewünscht hatte 4), verrieten die von Han­
nover ergehenden Marschbefehle keine übermäßige Eile. Artillerie 
und Train sollten nicht mit der Batjn befördert werden, sondern 
marschieren; aber auch der Infanterie sollten „bei den kurzen 
Tagen und wegen etwaiger strenger Kälte" zwischendurch einige 
Nachtquartiere gegeben werden können 6 ) . 

Als nun die hannoversche Brigade in den letzten Dezember­
tagen endlich an ihren Bestimmungsorten angelangt war, wurde 
Bonin, der Oberbefehlshaber der schleswig-holsteinschen Truppen, 
vom Reichskriegsministerium ermächtigt, bei einem widerrechtlichen 
Einfall der dänischen Armee ins Herzogtum Schleswig der auf 
dem linken Elbufer stehenden Brigade Wynekens unmittelbar An­
weisung zum Borrücken auf holsteinsches Gebiet zu geben6). Der 
Reichskriegsminister verfügte also wieder unmittelbar über han­
noversche Truppen und verletzte damit das hannoversche Sou­
veränitätsgefühl auf das Schwerste. 

Aber auch diesmal wagte die hannoversche Regierung keinen 
Einspruch, sondern erklärte sich einverstanden und stellte nur die 
Bedingung, daß die Brigade im Fall ihrer Verwendung durch so­
fortige Verstärkung mit anderen Reichstruppen vor feindlicher 
Übermacht gesichert und auch aus kräftige Unterstutzung der 
Operationen durch eine angemessene Zahl geeigneter Kriegs­
fahrzeuge Bedacht genommen werde 7). Das Reichskriegs­
ministerium verspracf) daraufhin am 23. 1. 1849, rechtzeitig Für­
sorge zu treffen, diaß bei einem Wiederausbruch der Feindselig­
keiten eine hinreichend starke Streitmacht nach den Herzogtumern 
in Bewegung gesetzt werde, und versicherte der hannoverschen Re­
gierung, „daß die ^Bereitwilligkeit, mit der die kgl. hannoversche 
Regierung bisher Iben Anforderungen der Zentralgewalt zur 
Leistung militärische« Bundeshilfe entfprochen habe, niemals in 
einer Weise beansprucht werden solle, die Sr . Majestät dem 

*) Peucker an hannoversch. Kriegsministerium, Frankfurt 16. 12. 1848. 
5) Hannoversch. Generaladjutantur an Wyneken, Hannover 21. 12. 

1848. 
6) Reichskriegsministerium an Bonin, Frankfurt 29. 12. 1848. 
7) An Bothmer in Frankfurt 11. 1. 1849. 
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-Könige für den Ruhm und das Wohl der kgl. Truppen eine ge­
rechte Besorgnis einflößen könnte, und daß die Zentralgewalt die 
politischen Verwicklungen mit der Krone Dänemark steis als eine 
ganz Deutschland gleichmäßig betreffende Angelegenheit betrachten 
toerde, deren Lasten zu tragen allen Staaten gemeinschaftlich ob­
liege" 8 ) . 

Am 26. 2. 49 kündigte Dänemark den Waffenstillstand, denn 
im Sommer konnte es seine Überlegenheit zur See voll ausnutzen, 
und brauchte nicht zu fürchten, daß deutsche Truppen bei starkem 
Frost nach Alsen oder gar Fünen gelangen könnten. Für diese 
handelte es sich nun darum, rechtzeitig die Stellungen wieder zu 
besetzen, die sie bei Abschluß des Waffenstillstandes innegehabt 
hatten, und Bonin richtete daher aus Grund der Verfügung des 
Reichstaegsmtuifteriums vom 29. 12. 1848 an Wyneken .die Auf­
forderung, mit feinen Truppen am 12. 3. den Übergang über die 
Eilbe zu beginnen9). Ietzt aber zeigte sich wieder die Überängst­
lichkeit des alten Ernst August, der seine Truppen nicht bis an 
die Eiber vorgeschoben wissen wollte, um sie nicht in die Gefahr 
des Kampfes gegen eine Übermacht zu bringen. 

Wyneken erhielt deshalb von Hannover den Befehl, bis auf 
toeiteres der Aufforderung Bonins keine Folge zu leisten; und ein 
vom König felbst diktierter zweiter Befehl verbot, daß auch nur 
ein eitt-ziger Soldat die Elbe überschreite, weil der König seine 
Truppen nicht ausopfern wolle, bis die Truppen anderer Mächte 
herangrkommen feien, denn das sogenannte holsteinsche Korps 
tauge nichts 1 0 ) . Dem Reichskriegsministerium gegenüber brauchte 
man die Ausrede, die Befugnis Bonins zur unmittelbaren An­
forderung der Observationstruppen beschränke sich auf den Fall, 
daß die dänische Armee wirklich mit Verletzung aEer Treu und 
aEes Glaubens in Schleswig einfaEe, komme aber nicht bei einer 
ordnungsmäßigen Kündigung des WaffenstiEftandes in Frage, 
©egen ein isoliertet Säottüdtn der hannoverschen .Brigade wurde 
sodann das Versprechen des Reichskriegsminifteriums vom 23. 1. 
49 auf hinreichende Unterstützung durch andere Bundestruppen an­
geführt 1 1). Bei einem neuen Feldznge wünschte Hannover auf 

8 ) Reichskriegsministerium an Bothmer, Frankfurt 23. 1. 1849. 
•) Bonin an Wyneken 8. 3. 1849. 
1 0 ) Hannoversche Generaladjutantur an Wyneken 10. 3. 49 abends. 
u ) Jnstruk. p. 10. 3. 49 f. d. Major Mütter, der zwecks Auseinander-

Tetjung mit dem Reichskriegsministerium nach Frankfurt entsandt wurde. 
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keinen Fall in erster Reihe zu stehen, denn dieselben Gründe, die 
1 8 4 8 zur Beendigung des Krieges gedrangt hatten, bestanden noch 
unvermindert fort. Deshalb sträubte man sich in Hannover vor 
allem gegen die Stellung des Oberbesehlshabers, die man 1 8 4 8 
gern hatte übernehmen wollen. Infolge der Schwierigkeiten, die 
Hannover vorschob 1 2 ) , wurde der Oberbefehl über die Operations-
armee daher nicht dem General Halkett, sondern dem preußischen 
Generalleutnant von Prittwitz übertragen. 

Das Reichskriegsministerium ordnete seinerseits nun an, daß 
die Brigade Wynekenls den Übergang über die Elbe am 1 7 . 'be­
ginnen und längstens nach 3 Tagen beendet haben solle, um den 
nachrückenden Bnndestrnppen rechtzeitig den Übergang möglich zu 
machen 1 3). Eine Marschtasel wies nach, daß außer der han­
noverschen noch je eine bayrische, sächsische und thüringische Bri­
gade, außerdem eine preußische Division für den neuen danischen 
Feldzug aufgeboten waren. Vom Reichskriegsminifterium war 
also alles getan, um eine rechtzeitige und hinreichende Wieder-
befetzung der Stellungen vom 2 6 . 8 . 4 8 in die Wege zu leiten. 

Der König von Hannover aber war so besorgt um feine 
Truppen und traute der Pünktlichkeit der füd- und mitteldeutschen 
Kontingente so wenig, daß er ohne die Gewißheit preußischer 
Teilnahme den Besohlen des Reichskriegsministeriums nicht ent­
sprechen wollte. Und allerdings waren die Rachrichten, die aus 
Berlin eingingen, nicht geeignet, des Königs Bedenken zu zer­
streuen; denn Preußen hatte sich zunächst gegen die Stellung von 
1 2 0 0 0 Mann gesttäubt und sich erst aus wiederholtes dringendes 
Ersuchen hin bereit erklärt, die verlangte Trnppenmacht baldmög­
lichst rnarschsertig $u machen. Wie Gras Knyphausen berichtete, 
würden aber bis zu ihrem Eintreffen in den Herzogtümern nach 
Gras Arnims eigener Aussage wohl noch 3 Wochen vergehen 
können 1 4 ) . 

In so lge dieser Auskunft Knyphausens war man in Hannover 
fest entschlossen, ine 6 0 0 0 Mann hannoverscher Trnppen nicht iso­
liert an die Schlei zu entsenden; aus die Bedrängnis, in die bei 
nicht rechtzeitigem Eintreffen der Bundestruppen die Schleswig-
Holsteiner kommen mußten, nahm man weiter keine Rücksicht. 

1 2 ) An Bothmer 11. u. 16. 3. 49. 
1 3 ) Reichskriegsmin. an Bothmer 11. 3. 49. 
") Knyphausen, Berlin 14. 3. 1849. 
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l 5 ) Hannoverscher Kriegsminister Prott an Wyneken 16. 3. 1849. 
" ) Hannoversches Kriegsmin. an Min. d. Ausw. Angeleg. Hannoper 

23. 3. 49. 
l 7 ) Reichskriegsmin. an Bothmer, Frankfurt 20. 3. 49. 

Um aber nach außen hin die Bereitwilligkeit zur Teilnahme an 
den gemeinsamen Angelegenheiten Deutschlands zu bekunden, 
wurde den Wünschen des Reichsministeriums gemäß der Übergang, 
über die Elbe sür die hannoverschen Truppen angeordnet, zugleich 
aber besohlen, unmittelbar hinter Hamburg und Altona enge Kan-
tonierungen zu beziehen und aus diesen nicht eher vorzurücken, als 
bis die übrigen nach Schleswig bestimmten Reichstruppen in hin­
reichender Stärke jenseits der Elbe angelangt sein würden 1 6). . 
Dieser Plan scheiterte jedoch daran, daß der Oberpräsident von 
Altona den Befehl hatte, alle die Elbe überschreitenden Truppen 
ohne Aufenthalt mit der Bahn nach Rendsburg weiter zu be­
fördern und deshalb den Antrag Wynekens auf Einquartierung 
in und bei Altona ablehnte. Infolgedessen verblieb das han­
noversche Kontingent einstweilen noch am linken Elbuser und erst 
am 23. 3. 1849 genehmigte der König ein Borrücken bis an die 
schleswigsche Grenze, genau wie 1848 verbot er jedoch ins Her­
zogtum Schleswig einzurücken, bevor nicht hinreichend Truppen 
versammelt seien, um dem Feinde mit Wirksamkeit die Spitze 
bieien zu können 1 6 ) . 

Wegen dieser hannoverschen Zögerungen kam es erklärlicher­
weise zu lebhaften Auseinandersetzungen mit dem Reichskriegs­
ministerium. Dieses lehnte für alle Folgen, die aus der Haltung 
Hannovers entstehen könnten, jede Verantwortung ab und legte 
der hannoverschen Regierung erschwerend zur Last, daß gerade die 
hannoversche Brigade seit mehreren Monaten ausdrücklich als 
nächste Verstärkung der Reichstruppen in den Herzogtümern auf­
gestellt gewesen se i 1 7 ) . Den hannoverschen Rechtfertigungsver-
fuchen gegenüber konnte das Reichskriegsminifterium mit Recht 
geltend machen, daß es die im Schreiben vom 23. 1. 1849 ge­
gebene Zusicherung auf das Gewissenhaftrste und Pünktlichste inne­
gehalten hätte, denn die hannoversche Brigade war erst dann zum 
©inrilcken in Holstein aufgefordert worden, als schon der Rachschub 
anderer Bundestrnppen und zwar in durchaus genügender Stärke 
angeordnet war. Die am 12. 3 . 49 mitgeteilte Marschtasel hatte 
die hannoversche Regierung hierüber vollständig in Kenntnis ge-
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setzt und durch dos Ausgebot von Kontingenten vieler Bundes­
staaten war auch dem Versprechen Genüge getan, daß die poli­
tischen Verwicklungen mit der Krone Dänemark als eine ganz 
Deutschland betreffende Angelegenheit angesehen werden sollten. 
Hannovers Bezugnahme aus die preußische Zögerung aber wurde 
als ganz ungerechtfertigt zurückgewiesen, zumal die preußischen 
Truppen nur ein Drittel der nach Schleswig - Holstein entsandten 
Streikräste ausmachten1 8). 

Wenn 1 8 4 8 die Verzögerung der Truppengestellung Han­
novers sich aus einem Mißverständnis des Bundesbeschlusses vom 
1 5 . 4 . 1 8 4 8 erklären und entschuldigen ließ, so ist 1 8 4 9 eine gleiche 
Entschuldigung nicht möglich. Hier verleiteten die Überängstlich­
keit des Königs und seine Besorgtheit um seine Truppen, weiter 
seine allgemeine Abneigung gegen den Krieg, ihn dazu, die An­
ordnungen der Zentralgewalt nur lässig zu befolgen; und wenn 
Preußen fich entschieden geweigert hätte, Truppen zu fenden, würde 
auch Ernst August die Schleswig-Holsteiner wohl ihrem Schicksal 
überlassen haben. Allein aber wagte er nicht sich zu widersetzen, 
obwohl ihm bei seinem ausgeprägten Souverönitätsgesühl die 
Reichsgewalt, die kurzerhand über seine Truppen verfügte, höchst 
zuwider war. So fügte er fich, wenn auch ungern, in das Unver­
meidliche, und erhob auch keine Schwierigkeiten, als weitere Trup-
.penaufgebote von Franksort aus erfolgten. 

I m April 4 9 begannen die Feindseligkeiten von neuem. Am 
5 . 4 . 4 9 wurde das dänische Linienschiff „Ehriftian V I I I . " 
von deutschen Strandbatterien in Brand geschossen und die Fre­
gatte „Gefion" zur Ergebung gezwungen. Am 1 3 . 4 . 4 9 stürmten 
bayrische, sächsische und kurhessische Bataillone die Düppeler 
Schanzen und am 2 0 . 4 . 49 rückten schleswig-holsteinsche Truppen 
in Iütland ein und zeigten, daß sie mehr taugten, als Ernst August 
angenommen hotte, indem sie die Dänen am 2 3 . 4. 49 hei Kolbing 
schlugen. 

Mit Beginn der Feindseligkeiten zu Lande verhängte Däne­
mark die Blockade der Elbe-, Weser, und Iahdernündung. Aus 
deutscher Seite war zwar der Wassenstillstand zu eifrigen Rüstungen 
zur See benutzt, die in England bestellten Schisse trafen jedoch 
erst im Herbst 1 8 4 9 ein, und so bestand die deutsche Flotte im 

1 8 ) Reichskriegsmin. an Bothmer, Frankfurt 5. 4. 49. 
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wesentlichen immer noch aus notdürftig umgebauten und be­
waffneten Handelsschisien und aus Kanonendöten, die nur für 
den Küstenschutz in Frage kamen. Einen ernstlichen Angriff auf 
die Dänen konnte man mit dieser erst im Werden begriffenen Flotte 
nicht unternehmen und nnr das kleine fchleswig-holfteinsche Ge­
schwader wagte es, sich auf kleine Geplänkel mit dänischen Schiffen 
einzulassen. Als Gegenmaßregel gegen die dänische Blockade 
wurde darnm vom Reichsminifterrat auf Anfnchen der preußischen 
Regierung verfügt, alles innerhalb der deutschen Bundesstaaten 
vorhandene Eigentum der danischen Krone zu beschlagnahmen und 
ein Embargo auf die in deutschen Häfen befindlichen danischen 
Schiffe und deren Ladungen zu legen 1 9 ) . Gegenüber dem Iahre 
1848, wo diese Maßregel nur von einzelnen Regierungen ange­
ordnet und durch den Bundesbeschluß vom 8. 5. 1848 in das-
Ermessen einer jeden gestellt war, bedeuteie dies hinsichtlich der 
Einheitlichkeit der militärischen Maßnahmen einen enrschiedenen 
Fortschritt. Es erhob sich diesmal nirgends Widerspruch und 
auch Hannover erließ ohne jede Widerrede die erforderlichen An­
ordnungen. 

Trotz des so glänzenden Beginnes wurde der Feldzug gegen 
Dänemark in der Folgezeit nur lässig betrieben. Schuld daran 
tragen die leidigen allgemein denrschen Verhältnisse. Am 28. 3 . 
1849 hatte die Rationalversammlung König Friedrich Wil­
helm I V . zum Kaiser der Deutschen gewählt, dieser wollte jedoch 
die Krone nicht ohne das freie Einverständnis der Fürsten an­
nehmen und hatte erklärt, daß die Regierungen erst die Brauch­
barkeit der Reichsversassung in gemeinsamer Beratung prüsen 
müßten. Das bedeutete die Ablehnung der Kaiserkrone und eine 
Mißachtung der Rationalversammlung, die auf Grund der Volks­
souveränität ihre Beschlüsse und also auch die Reichsverfassung 
als bindend angesehen wissen wollte. Preußen machte nunmehr 
den Versuch, durch Vereinbarung mit den Regierungen zur 
deueschen Einheit zu kommen, und dieser Versuch hatte alle Aus­
sicht auf Erfolg, denn ihm kam zugut, daß von der leidenschaftlich 
erregten Volksstimmung in den einzelnen Ländern ein Drnck auf 
die Regierungen ausgeübt wurde und die Fürsten nicht wagten, 
sich dem Drängen des Volkes und der Landtage auf Anerkennung, 
der Frankfurter Verfassung zu widersetzen. 

u ) Gagern an Bothmer 8. 4. 49. 
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So hatte Eamphausen, der als preußischer Bevollmächtigter 
bei der Zentralgewalt in Franfsurt mit den Regierungen ver­
handelte, schon am 1 4 . 4 . 4 9 die Zustimmung toon 2 8 Kleinstaaten 
zu dem Plan des preußischen Erbfaisertums erhalten, und auch 
der König von Württemberg mußte, wenn auch äußerst widerwillig, 
der Franfsurier Reichsversassung und einem Kaisertum der Hohen-
zollern zustimmen. Friedrich Wilhelm IV. aber widerstrebte es, 
die Rotlage der Fürsten, die aus Furcht vor der Revolution in 
ihren Ländern keinen Widersprach wagen konnten, auszunutzen und er 
machte selbst den preußischen Einigungsversuch zunichte, indem er 
am 2 1 . 4 . 1 8 4 9 die Reichsversassung durch seinen Minister Bran­
denburg endgültig ablehnen und die Ausstände, die im Mai in 
Sachsen und in der Pfalz unter dem Zeichen des Kampfes für die 
Reichsverfassung ausbrachen, mit Waffengewalt unterdrücken ließ. 

Die Rßtionalöersommlvmg protestierte gegen diesen eigen­
mächtigen Eingriff Preußens in die Befugnisse der Zentralgewalt 
und beschloß, ihm mit allen Mitteln entgegenzutreten. Prenßen 
berief daraufhin seine Abgeordneten aus Frankfurt ab, was Öster­
reich schon Ansang April getan hatte, und die Rationalversamm­
lung kam nun bald in immer radikalere Bahnen, die schließlich zu 
ihrer Zersetzung und Auslösung führten. Das Reichsministerium, 
das sich nach der Amtsniederlegung Gagerns am 16 . 5 . 4 9 unter 
Grävell gebildet hatte, hielt sich an die Beschlüsse der radikalen 
Frankfurter Versammlung nicht mehr gebunden und hatte einen 
stark konservativen Anstrich. E s wurde nur beibehalten, weil die 
Behörde einer provisorischen Zentralgewalt mit dem Reichsverweser 
und dem Reichsministerium das stärkste Hindernis bildete, zu der 
von Preußen erstrebten Einheit zu kommen. So ist es erklärlich, 
daß Preußen dem neuen, konservativen Reichsministerium ebenso 
feindselig gegenüberstand, wie der radikalen Rationalversammlung, 
und daß es am 2 2 . 6. 4 9 kurzerhand die provisorische Zentral-
gewalt für erloschen erklärte. 

Für seine deutschen Pläne aber wünschte Preußen sich die 
Zustimmung und den Beistand Rußlands zu sichern, und da war 
vor allem eine Erledigung der schleswig-holsteinschen Streitfrage 
notwendig. Denn wenn auch die dänische Kündigung des Waffen­
stillstandes am 2 6 . 2 . 4 9 den Unwillen der europäischen Mächte 
hervorgerufen hatte und die auswärtige Lage infolgedessen sür den 
kriegführenden Deutschen Bund nicht so ungünstig war, wie im 
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Sommer 1848, so trat doch gerade Rußland noch immer eifrig 
für Dänemark ein und entfandte sogar seine Flotte in die dänischen 
Gewässer und auch England drängte nach wie vor zur Beendigung 
des Krieges. 

Friedrich Wilhelm IV. hatte sich im Frühjahr 1849 nur ungern 
zur neuerlichen Entsendung preußischer Truppen in die Herzog­
tumer bewegen lassen. Er sah jetzt die Erhebung der Herzog­
tümer mit den Augen der ihn beratenden preußisch-konservativen 
Kamarilla als revolutionär an und suchte auch aus wirtschaftlichen 
Gründen zum Ende dieses ihm verhaßten Krieges zu kommen. 
Nachdem der Bruch mit Franksort eingetreten war, erhielt der 
preußische General v. Prittwitz den Befehl, in Iütland nicht weiter 
vorzurücken, und auch die Friedensverhandlungen nahm Prenßen 
nun in eigene Hand und gab feinem Gesandten Bunfen, der bislang 
für den Deutschen Bund die Verhandlungen in London geführt 
hatte, die Anweisung, von Frankfurt keine Instruktion mehr an­
zunehmen. 

Hannover wünschte ebensolls nach wie vor auf das Dringendste, 
zu baldigem Friedensschluß mit Dänemark zu gelangen. Seine 
Stellung war aber von der Preußens insofern verschieden, als 
die hannoversche Regierung mit der provisorischen Zentralgewalt 
im guten Einvernehmen zu bleiben wünschte, denn man fürchtete 
in Hannover, von Preußen aufgesogen zu werden, und erkannte 
sehr wohl, daß die Fortdauer der provisorischen Zentralgewalt ein 
gutes Mittel sei, um Peußen in seinem Einigungsbestreben zu 
hemmen. 

Die Ablehnung der Kaiserwürde durch Friedrich Wilhelm IV. 
war von Ernst August, wie von seinem Ministerium, mit Freude 
begrüßt, denn die deutsche Politik Preußens und Friedrich Wil­
helms IV. betrachtete man mit überaus mißtrauischen Augen. Ver­
feinden durfte man sich aber nicht mit Preußen, denn Preußen war 
damals der einzige deutsche Staat, der den Regierungen der Klein-
und Mittelstaaten bei Bekämpfung der Revolution Schutz und 
•Hilfe gewähren konnte. Obwohl einer Einigung Deutschlands 
unter Prenßens Führung die eigenen Interessen Hannovers ent­
gegenstanden, schloß Hannover daher, um der Revolution gegen­
über einen festen Halt zu finden, am 26. 5. 49 das sogenannte 
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Dreikönigsbündnis mit Preußen und Sachfen zunächst auf 1 Iahr 
a b 2 0 ) . 

Von vornherein betrachtete die hannoversche Regierung dieses 
Bündnis als ein Provisorium, denn ein völliges Ausscheiden 
Oesterreichs aus Deutschland lag nicht in ihrem Interesse, vielmehr 
erblickte sie die Sicherheit ihres Landes gerade in der Rivalität der 
beiden deutschen Großmächte 2 1). Der Rndowitzische Gedanke eines 
engeren Bundesstaates mit Preußen an der Spitze und einer lockeren 
Union mit Österreich wurde daher von Stüve, der zu den Ver­
handlungen nach Berlin entsandt war, sortgesetzt bekämpfl und bei 
Abschluß des Bündnisses machten Sachsen und Hannover den Vor­
behalt, die Verhandlungen erneuern und den Verfassungsentwurf 
umgestalten zu können, falls die Einigung zu nichts anderm als 
zur Herstellung eines Rord- und Mitteldeutschen Bundes führen 
sollte. 

Hannover war also gegenüber den liberalen und revolutionären 
Bestrebungen in enger Interessengemeinschafl mit Preußen ver­
bunden und deshalb politisch mit ihm verbündet, stand ihm aber in 
der deutschen Frage grundsätzlich gegenüber. 

I n Beantwortung einer vertraulichen Anfrage aus Berlin 
hatte Hannover sich Anfang Ma i bereit erklärt, sich allen preußischen 
Maßregeln zur Herbeiführung des ersehnten Friedens mit Däne­
mark anschließen zu wollen 2 2). Am 26. 5. 49, dem Tage des 
Bündnisabschlusses, forderte Graf Brandenburg daher, daß Hanno­
ver dem Befehlshaber feiner Truppen in Schleswig-Holstein aus­
drücklich Anweisung gäbe, sich für alle Fälle dem General v. Pritt-
witz als preußischen Oberbesehlshaber zu unterstellen. Für das 
hannoversche Selbstgefühl war dies« Aufforderung bitter, auch 
fürchtete man die mißgünstige Beurteilung eines solchen Schrittes 
in Franksurt, und man hatte zunächst vor, das preußische Ansinnen 
unter Berusung aus den Beschluß der Rationalversammlung vom 
28. 6. 48 abzulehnen, weil die Besognisse der provisorischen Zentral­
gewalt noch nicht offiziell auf Preußen übertragen seien 2 3). Durch 
Einschreiten Stuves aber ließ sich das Ministerium in Hannover 

2 0 ) Wortl. d. Vertr. s. Samwer, Nouveau recueil. XIV, S . 447 ff. 
2 1 ) S . Kricheldorff, Der Beitritt Hannovers z. Dreikönigsbündnis 

(Zeitschr. d. Hift. Vereins f. Niedersachs. 1914, S . 242 sf.) 
2 2 ) An Knyphausen 1. 5. 1849. 
») dto. 29. 5. 1849. 

JRtebetfadjt. goijrtiid, 1926 x 
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überzeugen, daß es ratsamer sei, dem neuen Bundesgenossen Preußen 
nicht gleich zu Beginn des Bündnisses diese Bitte abzuschlagen 2 4 ) , 
und man verlangte daher nur, daß Preußen die hannoversche Re­
gierung bei einem solchen Schritt gegen alle Ansprüche seitens der 
provisorischen Zentralgewalt sicherstellen müsse2 B). 

Da man aber in Hannover mit Frankfurt nicht zu brechen 
wünschte, machte man den Versuch, eine Versöhnung zwischen 
Preußen und der Zentralgewalt herbeizusühren. I n Berlin wurde 
man vorstellig, daß preußischerseits die förmliche Ermächtigung 
Preußens zu Friedensverhandlungen mit Dänemark bei der Zentral­
gewalt nachgesucht werden möchte, und die hannoversche Regierung 
erbot sich, die vorherige Zusicherung der Gewährung in Frankfurt 
erwirken zu wollen 2 6). Das neue Reichsministerium Grävell war 
auch durchaus geneigt, Preußen zur Leitung der Friedensverhand­
lungen zu bevollmächtigen, salls es dies beantrage 2 7), denn es stand 
der schleswig-holsteinschen Sache gleichgültig gegenüber und erkannte 
sehr wohl den Vorteil, die ganze Verantwortlichkeit dieser unerfreu­
lichen Angelegenheit aus Preußen zu übertragen. Preußen aber 
lehnte es ab, einen solchen Ermächtigungstantrag an die proviso­
rische Zentralgewalt zu stellen2 8), und schloß am 10. 7. 49 auf 
eigne Hand Waffenstillstand und Friedenspräliminarien mit Däne­
mark a b 2 9 ) . 

Die Bedingungen waren weit schlimmer als die von 1848; 
denn der Grundsatz der unzertrennlichen Verbindung Schles­
wigs und Holsteins wurde aufgegeben. Schleswig sollte in Zukunft 
eine abgesonderte Versassung erhalten, unbeschadet seiner politischen 
Verbindung mit Dänemark, und nur die nichtpolitischen Bande der 
materiellen Interessen zwischen Schleswig und Holstein sollten er­
halten bleiben. Für die Dauer des Wassenstillstandes erhielt Schles­
wig eine eigene Verwaltungsbehörde, der das Recht zur Aufhebung 
der seit 17. 3. 48 in den Herzogtumern erlassenen Gesetze zustand, 
und die im Frühjahr 1849 bei Ausbruch de« neuen Krieges ein­
gesetzte Statthalterschaft der Herzogtümer wurde in ihrer Wirksam-

2*) Stüve, Berlin 31. 5. 1849. 
" ) An Knyphausen 1. 6. 49. 
2 6 ) dto. 12. und 16. 6. 1849. 
" ) Witte, Frankfurt 15. 6. 1849. 
2 8 ) Brandenburg an Knyphausen, Berlin 14. 6. 1849. 
*•) Wortl. s. Akt. - St. zur schlesw.=holst. Frage, Waff.=St. v. 10. 7. 49 

S . 34 ff. 



67 — 

fett aus Holstein beschränkt. Die deutschen Truppen wurden aus 
Iütland und Schleswig zurückgezogen und nur in Südschleswig 
dursten 6 0 0 0 Mann preußische Truppen bleiben, während Rord-
schleswig von 2 0 0 0 schwedischen Truppen besetzt wurde und Däne­
mark im Besitz der I n s e l n Alsen und Arro blieb. Dänemark ge­
währte demgegenüber nur Freigabe der beschlagnahmten Schisse und 
Ladungen und Aushebung der Blockade. I n einigen Geheim­
artikeln verpflichtete Preußen sich sodann, sür den Fall des Wider­
standes der Herzogtümer gegen diese Abmachungen seine gesamten 
Truppen fortzuziehen und alle preußischen Offiziere, einschließlich 
Benins, aus der schleswig-holsteinschen Armee abzuberusen S 0 ) . 

Dem Artikel I X bes Waffenstillstandes gemäß lud der König 
v. Preußen sämtliche Regierungen, die tätigen Anteil an dem Kriege 
gegen Dänemark genommen hatten, ein, baldmöglichst ihren Beitritt 
zum Waffenstillstand zu erklären. 

Der Beitritt Hannovers war trotz der ungünstigen Bedingun­
gen von vornherein sicher; es war nur fraglich, in welcher Form man 
beitreten sollte, namentlich ob man nur dem Waffenstillstand oder 
auch den Friedenspräliminarien zustimmen solle, und ob man sich 
auf eine Legitimation Preußens zu dem vollzogenen Abschluß 
durch die Bundesbeschlüsse vom 4 . und 2 2 . 4 . 1848 beziehen solle 
oder nicht. 

Entgegen der Ansicht Wangenheims, der als hannoverscher Ver­
treter im Verwaltungsrat der Union in Berlin seiner Regierung 
die offiziellen Schriftstucke des Waffenstillstandes und der Friedens­
präliminarien übersanbt hatte, hielt es die hannoversche Regierung 
sür richtiger, in der Beitrittsurkunde den Legitimationspunkt gänz­
lich unerwähnt zu lassen, weil das von der Bundesversammlung der 
preußischen Regierung am 4 . , 12 . und 2 2 . 4 . 1 8 4 8 erteilte Mandat 
die Ausrechterhaltung der unverkürzten Rechte Holsteins namentlich 
seine staatsrechtliche Verbindung mit Schleswig voraussetzte, und 
hierin für den künftigen Friedensschluß Schwierigkeiten gesonden 
werden konnten. Durch Richterwähnung des Legitimationspunktes 
dachte die hannoversche Regierung aber zugleich die weitere Schwie­
rigkeit zu umgehen, daß durch Bundesbeschluß vom 1 2 . 7. 4 8 dem 
Reichsberweser das Recht der Entscheidung über Krieg und Frieden 
übertragen war und von Hannover im Gegensatz zu Preußen bie 

) Samwer, a. a. Q. XIV, S. 699. 
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provisorische Zentralgewalt als noch zu Recht bestehend angenommen 
wurde. Den Friedenspräliminarien trat Hannover formell nicht 
bei, denn mit der Verantwortung sür dieses ungünstige Abkommen 
wollte man sich nicht belnden, und die Vorteile des Wassenstillftandes 
kamen Hannover ja auch ohne Ratifikation der Präliminarien 
zugute. 

Am 30. 7. 1849 gaben Hannover und Sachsen, mit dem man 
sich zuvor verständigt hatte, in Berlin gleichlautende Beitrittsurkun-
den zu der Wassenstillstandskonvention a b 3 1 ) und die kleineren 
Staaten des 10. A. K. schlössen sich dem Vorgehen Hannovers an. 

Die Statthalterschafl der Herzogtümer erhob in einer Rote 
an sämtliche Regierungen der deutschen Bundesstaaten scharfen 
Protest gegen die Friedenspräliminarien 8 2); nachdem aber die 
schleswig-holsteinsche Sache mit dem Auseinanderfall der Rational­
versammlung ihren besten Bundesgenossen verloren hatte, fand sie 
nicht einmal bei der Zentralgewalt die nötige Unterstützung. Das 
Reichsministerium mißbilligte zwar das Verfahren der preußischen 
Regierung, lehnte es aber ab, einzelne deutschen Staaten zur Fort­
setzung des Krieges zu veranlassen, „der gegenwärtig beim Aus­
scheiden mehrerer bedeutender Staaten nicht mehr als eine nationale, 
das gesamte Deutschland umfassende Angelegenheit betrachtet werden 
könne." 3 3 ) 

Von Preußen mit Entziehung der Hilfe bedroht und auch 
vom gesamten übrigen Deutschland im Stich gelassen, mußte sich die 
Statthalterschaft dem Wassenstillstand fügen und den Rückmarsch 
ihrer Trnppen hinter die Eider anordnen. Auch von der schleswig-
holsteinschen Landesversammlnng wurde schließlich nach heftigem 
Kampfe dieser Besehl gebilligt, da jede Fortsetzung des Wider­
standes völlig aussichtslos war. 

Wenn man in Hannover aber auch nicht geneigt war, sich tat­
kräftig für die Herzogtümer einzusetzen, so hatte man ihnen doch ein 
gewisses Wohlwollen bewahrt. Das zeigt der Versuch, den Frie­
denspräliminarien, die allgemein als Ausopferung der Verbindung 
Schleswigs mit Holstein angesehen wurden, eine andere Deutung zu 
geben. I n einer Rote vom 25. 7. 1849 sonderte die hannoversche 

3 1 ) Beitrittsurkunde Ernst Augusts p. Hannover b. 25. 7. 1849. 
») Zirkularnote der Statthalterschaft vom 18. 7. 1849. 
») Reichsrninifter Wittgenstein, Frankfurt 23. 7. 1849. 



— 69 — 

Regierung Preußen aus, den Artikel I S 4 ) so auszulegen, wie es in 
einem nicht-osfizellen Artikel des Preußischen Staatsanzeigers ge­
schehen war, daß nämlich mit dem Ausdruck „politische Verbindung" 
nur die gemeinsamen Beziehungen Schleswigs und Dänemarks dem 
Auslande gegenüber gemeint seien. Preußen aber ging auf diefe 
hannoversche Anregung nicht ein, da es durch die nachtraglich ver­
änderte Auslegung doch nur den energischen Widerspruch der 
dänischen, großbritannischen, russischen und vielleicht auch der 
französischen Regierung hervorgerufen haben würde. 

Als einzige deutsche Regierung wahrte die hannoversche den 
korrekten Standpunkt der Zentralgewalt gegenüber, indem sie ihr eine 
offizielle Anzeige von dem Rückzug der hannoverschen Truppen zu­
kommen ließ 3 5 ) . Sie entschuldigte ihn als notwendig, nachdem 
Preußen dem Kamps um Schleswig-Holstein seine Hilse entzogen 
habe, und erklärte ein serneres Verharren im Kriege für unvereinbar 
mit den hannoverschen Interessen; denn gänzliche Vernichtung des 
hannoverschen Seehandels und solgeweise die völlige Verstopsong 
der Hauptquelle des hannoverschen Wohlstandes würden die Folge 
sein; für die Sache Schleswig-Holsteins und Deutschlands aber 
würde nicht das Mindeste dadurch gewonnen werden. 

YII. Herbst 1849 bis Sanuar 1851. 

Der Waffenstillstand vom 10. 7. 1849 war keine glückliche 
Lösung. Die für Schleswig eingesetzte Landesverwaltung unterlag 
völlig dem Kopenhagener Einfluß, und da nicht näher umrissen war, 
wie weit Schleswig selbständig, wie weit es mit Dänemark ver­
bunden sein solle, kam es zu ständigen Konflikten, zumal die deutsch 
gesinnte Bevölkerung Schleswigs den Anordnungen der Dänen 
passiven Widerstand entgegensetzte. Beratungen über den Frieden 
fanden vorerst noch nicht statt. Verhandelt wurde zunächst nur über 
die Freigabe der Schiffahrt und über die gegenseitigen Entschädi-
gungssorderungen. 

3«) Art. I der Friedenspral. v. 10. 7. 49: „Das Herzogtum Schleswig 
soll, was seine gesetjgebende Gewalt u. seine innere Verwaltung betr., eine 
abgesonderte Verfassung erhalten, ohne mit dem Herzogtum Holstein ver-
einigt zu sein und unbeschadet der politischen Perbindung, welche das 
Herzogtum Schleswig an die Krone Dänemark knüpft." 

" ) An den hannov. Gesandten in Frankfurt 25. 7. 1849. 
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Für Preußen hatte die schleswig-holsteinsche Angelegenheit da­
mals jedes Interesse verloren, es war vollauf mit der Reuordnung 
der innerdeutschen Verhältnisse beschäftigt und hatte hierbei den Er­
folg, daß 24 deutsche Regierungen bis zum Herbst 49 dem Drei­
königsbündnis beigrtreien waren; Bayern allerdings war fern­
geblieben und auch Württemberg verhielt fich ablehnend. Der günstige 
Augenblick für Preußen im Frühfommer 1849 war jedoch versäumt 
worden, auch Österreich hatte jetzt die Revolution überwunden und 
mit russischer Hilse den Ausstand der Ungaru niedergeworfen. Es 
war nicht bereit, fich gutwillig aus Deutschland herausdrängen zu 
lassen, und es wurde dabei von den deutschen Königreichen unter­
stutzt, die ans Furcht vor preußischen Machtgelüsten und weil der 
preußisch-östeereichische Dualismus sich bisher so gut als Schützer der 
mittelstaatlichen Souveränität erwiesen hatte, sich jetzt, wo auch in 
ihren Ländern die Gesahr revolutionärer Erhebung wesentlich ver­
mindert war, wieder von Peußen ab- und Österreich zuwandten. Und 
tatsächlich gelang es Österreich, sich durch Abschluß des Interim 
vom 30. 9. 1849 2) in der Bundeszentralkommission wenn auch noch 
kein Übergewicht, so doch die Gleichberechtigung mit Preußen in 
Deutschland zu sichern. 

Der Wechsel in der Politik der Mittelstaaten zeigte sich zu 
Preußens schmerzlicher Überraschung, als am 5. 10. 49 die BevoE-
mächtigten Hannovers und Sachsens auf Grund ihrer bei Abschluß 
des Bündnisses vom 26. 5. 49 gemachten Vorbehalte gegen die 
Ausschreibung der Reichstagswahlen für den engeren Bund Ein­
bruch erhoben, da dieser engere Bund nicht das gesamte außer­
österreichische Deutschland umfasse. Der Streit um die Frage der 
Reichstagseinberufung führte dann dazu, daß der hannoversche 
und der sächsische Bevollmächtigte in der Folgezeit den Sitzungen 
des Verwaltungsrates fernblieben, und am 21 . 2. 1850 fagte fich 
Hannober ballig bom DretfönigSbünbmil Io3, während Sachsen ihm 
offizieil bis zum Ablaus am 26. 5. 1850 treu blieb, gleichzeitig aber 
auch dem Münchener Verfassungsentwurs der Mittelstaaten vom 
27. 2. 50 beitrat und somit eine zweifelhafte Doppelrone fpielte. 
Auch Ernst August war aus Abneigung gegen Preußen sehr geneigt, 
diesen Münchener Vorschlägen, die eine Einbeziehung ganz Öster-

») Wortl. f. Sammer a. a. O. XIV S . 588 ff. 
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reichs in den Deutschen Bund vorsahen, zuzustimmen, und nur mit 
Mühe gelang es den Ministern, ihn davon abzuhalten 2 ) . 

Die Änderung der hannoverschen Politik, die sich seit dem Herbst 
1849 an die österreichische anlehnte, machte sich in der schleswig-
bolstcinschen Sache insofern bemerkbar, als Hannover jetzt wieder in 
freundschaftliche Beziehungen zur dänischen Regierung trat. Aller­
dings hatte die Bitte der dänischen Regierung, daß Hannover auf 
die Beseitigung der auf Holstein beschränkten Statthalterschaft zugun­
sten der legitimen Autorität des Souveräns hinwirken möge, trotz 
des Appells an das Legitimitätsgefühl Ernst Augusts und der Dar­
stellung, daß es sich nur darum handele, die rechtmäßige Gewalt ge­
gen die Revolution zu unterstützen 3 ) , in Hannover nicht die ge­
wünschte Wirkung. Denn es lag zu klar am Tage, daß die Statt­
halterschaft, die vom Reichsverweser eingesetzt war, bei dem Kampfe 
für die Rechte Holsteins von ihrem Standpunkt aus nur pflichtgemäß 
handelte. 

Wohl aber entsprach die dänische Darstellung den Anschauungen 
des Fürsten Schwarzenberg in Wien. Dort sanden Gerüchte Glau­
ben, daß die schleswig-holsteinsche Sache von der demokratischen 
Partei zu einer neuen Revolution in Deutschland benutzt werden 
sollte; und zur Verhinderung einer von Holstein ausgehenden Revo­
lution hielt man eine Besetzung des Landes für notwendig und for­
derte Hannover auf, Truppen zum Einmarsch nach Holstein bereit 
zu halten 4 ) . 

Damit aber war der wundeste Punkt Hannovers berührt, denn 
eine neue Truppenentsendung wollte Hannover unter allen Umstän­
den vermeiden. Es wies infolgedessen daraus hin, daß die Ausrecht, 
erhaltung des Wassenstillstandes doch wohl in erster Linie Preußens 
Ausgabe sein dürfte, und es nicht ratsam sei, Hannover als Rach­
barland des Revolutionsherdes von seinen Truppen zu entblößen. 
I n Berlin werbe übrigens die politische ©tinunung der Herzogtümer 
nicht als revolutionär eingeschätzt und so könne man leicht durch 
gewaltsames Einschreiten zugunsten Dänemarks gerade den revolutio­
nären Ausbruch oder die verzweiselte Verteidigung der von Deutsch­
land früher vertretenen Rechte hervorrufen. Schließlich spräche ge-

2) v. Hassell a. O. II 113; Stern a. a. D. VII 423. 
3) Note Biffes, Kopenhagen, 21. 10. 49. 
4 ) Pfoten, Wien 27. 11. 49. 
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gen eine Berwendung hannoverscher Truppen der Umstand, daß diese 
schon einmal mit den Holsteinern gegen die Dänen gefochten hätten 
und nun wahrscheinlicherweife in die Lage kommen würden, mit 
den Dänen gegen die Holsteiner kämpsen zu müssen. Für Hannover 
war der Wunsch nach Richtbeteiligung so stark, daß es sich entschloß, 
durch Erwähnung der deutschen Frage einen Druck auf Österreich 
auszuüben, indem es erklärte, wenn Österreich auf der Teilrnch.ne 
Hannovers an einer Besetzung Holsteins bestehe, möchte in Hanno­
ver ein Stimmungsumschlag zugunsten Preußens, dessen Verhalten 
z. Zt. eine ungünstige Beurteilung finde, eintreieu6). Diese Drohung 
half. Von einer Mitwirkung hannoverscher Truppen für den Fall 
einer Okkupation der Herzogtumer wurde nunmehr abgesehen und 
Preußen sollte allein die nötigen Truppen stellen. Zur Ausführung 
der Ejekution ist es dann im Winter 1849/50 jedoch nicht ge­
kommen. 

Die Friedensverhandlungen machten keine Fortschritte, denn 
Dänemark wollte die äußerst günstige Stellung, die es durch den 
Waffenstillstand und die Friedenspräliminarien vom 10. 7. 49 inne­
hatte, nicht wieder aufgeben. Aber auch auf deurscher Seite standen 
dem Abschluß große Schwierigkeiten entgegen, denn Österreich, das 
sich 1848 von dem Kriege gegen Dänemark ferngehalten und stets 
mit Dänemark gut Freund geblieben war, berief fich jetzt auf den 
Bundesbeschluß vom 17. 9. 1846, der als Grundlage für den Frie­
den dienen müsse. Da der Wassenstillstand vom 10. 7. 49 mit diesem 
Bundesbeschluß im Widerspruch stand, verweigerte Österreich die 
Ratiflkation seitens der Bundeszentralkommission und traf den Aus­
weg, Preußen zu weiteren Verhandlungen zu ermächtigen. Es 
rechnete dabei folgendermaßen6): Ein Ausgleich zwischen dem 
Wassenstillstand und dem Vundesbeschluß vom 17. 9. 1846 ist nicht 
möglich, also wird Preußen schließlich nichts anderes übrig bleiben, 
als den Waffenstillstand zu kündigen, um dann auf neuer Grundlage 
einen Abschluß zu erreichen. Gelingt das nicht, so muß es den 
Krieg wieder beginnen. 

Österreich aber wollte dann nicht etwa eingreifen, um dem 
Vundesbeschluß vom 17. 9. 46 Geltung zn verschaffen, sondern es 
wollte Kampf nnd Lasten des Krieges Preußen allein überlassen. 

8 ) An Ploten 8. 12. 49. 
•) Platen, Wien 20. 2. 50. 
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glaubte auch, daß Hannover bei dem guten Einvernehmen, in dem es 
mit Dänemark jetzt stand, sich würde sernhalten können. Österreich 
wollte die Notlage Preußens dann natürlich ausnutzen, um für sich 
in Deutschland das Übergewicht zu erringen. 

Der Kampf um die Vorherrschast in Deutschland nahm jetzt 
überhaupt immer stärkere Formen an. Das mit Preußen abge­
schlossene Interim über eine gemeinsame Zentralgewalt lief mit 
dem 1. 5 . 1 8 5 0 ab, ohne erneuert zu sein, und Fürst Schwarzenberg 
sorderte nunmehr am 2 6 . 4 . 5 0 die Bundesregierungen aus, Vertreter 
zu einer Bundesplenarversammlung nach Frankfurt zu entsenden. 
Das war die Wiedererweckung des alten Bundestages, in dem 
Österreich das Präsidium führte. Da Schwarzenberg gleichzeitig er­
neut gegen das Bündnis vom 26 . 5. 4 9 und gegen den engeren 
Bundesstaat protestierte, war die Zweiteilung Deutschlands in 
Frankfurter Bundestag und Preußische Union gegeben. Hannover 
stand dabei auf österreichischer Seite. 

Für Preußen kam es nun darauf an, fich für den bevorstehenden 
innerdeutschen Kampf den Rückhalt Rußlands zu sichern. Und da 
war vor allem die endgültige Erledigung der schleswig-holsteinschen 
Angelegenheit notwendig. Auch in den Herzogtumern war man be­
strebt, sich von der lähmenden Vermittlung Preußens frei zu machen 
und hatte darum den preußischen General Bonin, der die schleswig-
holsteinschen Truppen befehligte, durch den in die Dienste der Statt­
halterschaft übertretenden General Will isen ersetzt. Preußen nahm 
dies zum Anlaß, sich ganz von der schleswig-holsteinschen Sache 
zurückzuziehen, ries seine Offiziere aus Holstein ab und einigte fich 
endlich mit Dänemark zu dem sogenannten „einfachen Frieden" 7 ) , 
der über die Verhältnisse der beiden Herzogtumer nichts festsetzte, 
sondern nur unter Wahrung der gegenseitigen Rechte die friedlichen 
Beziehungen zwischen Deutschland und Preußen einerseits und Däne­
mark andererseits wieder herstellte und die Verständigung zwischen 
den Herzogtümern und dem Könige von Dänemark den Beteiligten 
als innere Angelegenheit überließ. 

Da Preußen den Frankfurter Bundestag nicht anerkannte, sor­
derte es durch eine Zirkularnote vom 6. 7. 1 8 5 0 unter Zustellung 
des Friedensvertrages alle deutschen Regierungen aus, binnen der 
festgesetzten Frist von 3 Wochen Ratifikationsurkunden nach Berlin 

') Wortl. f. Samwer a. a. O. XV, S. 340 ff. 
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zu senden, da die Gesamtheit der deutschen Bundesstaaten gegen­
wärtig den Bund darstelle. Damit bot sich den Mittelftaaten zum 
ersten Mal wieder Anlaß, zur schleswig-holsteinschen Frage Stel­
lung zu nehmen. 

Die hannoversche Regierung unterschied hinsichtlich der Ratist­
kation eine materielle Und eine sormelle Seite 8 ) . 

Materiell bestanden Bedenken namentlich gegen den Artikel I V 
des Friedensvertrages9), der sestsetzte, daß der König von Dänemark 
als Herzog von Holstein die Intervention des Deutschen Bundes an-
rnsen könnte, um die Ausübung seiner legitimen Autorität in Hol­
stein wieder herzustellen. Wenn vomDeutschenBunde die Intervention 
nicht beschlossen würde, oder wenn sie wirkungslos bliebe, sollte es 
dem dänischen Könige freistellen, militärische Maßregeln gegen Hol­
stein zu ergreifen. Hiermit wurde die Ausdehnung militärischer Maß­
regeln mittels dänischer, also außerdeutscher Trnppen auf das Bundes­
land Holstein bedingungsweise gestattet, was nach Artikel 36 derWie-
ner Schlußakte eine Verletzung der @tesamtheit bedeutete. Die Absich­
ten Danemarks bei den militärischen Maßnahmen gingen nun zweisel« 
los auf Herstellung einer unzertrennlichen Verbindung Schleswigs mit 
Dänemark, denn die Erklärung des Königs von Dänemark vom 24. 
3. 48 „die unzertrennliche Verbindung Schleswigs mit Dänemark 
durch eine gemeinsame freie Verfassung kräftigen zu wollen," war 
bislang nicht zurückgenommen. Dieser Zweck aber war unvereinbar 
mit den Rechten des Bundes aus die Verbindung Holsteins mit 
Schleswig, wie ja auch gerade diese Erklärung des Königs von 
Dänemark 1848 als Kriegssall betrachtet war. Durch den Artikel IV 
wurde also Dänemark gestattet, die im Friedensvertrag formell ge­
wahrten Rechte des Bundes zu verletzen. Und diese Gefahr eines 
militärischen Eingreifens Danemarks wurde noch dadurch erhöht, 
daß eine Intervention des Bundes gar nicht zustande kommen 
konnte, da Preußen den Bundestag nicht anerkannte. 

Dazu kam ein weiteres Bedenken gegen den Artikel I V : Die 
Intervention des Bundes sollte von Dänemark angerusen werden 
können, um die gesetzmäßige Ordnung in Holstein wieder herzustellen. 
Die dem Herzogtum Holstein bisher gegen Dänemark geleistete Bun-

8 ) Gutachten des hann. Generalfekretärs im Ministerium der auswärt. 
Angelegenh. Geheim. Legationsrats Neubourg, den preufj.-dän. Frieden vom 
2. 7. 1850 betreffend. 

9 ) Wortlaut s. Samwer a. a. O. XV. S . 340. 
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deshilfe mußte also als eine Unterstützung der Widersetzlichkeit und 
des Aufruhrs der Holsteiner gegen ihre legitime Regierung erschei­
nen. Der Fortdauer einer solchen Widersetzlichkeit wurde durch den 
Frieden nicht vorgebeugt. Das bedeutete nichts anderes, als das 
Bekenntnis, daß ein Rechtszustand im Deutschen Bunde nicht mehr 
uorhanden war, und Würde und Ansehen des Bundes mußten da­
durch den letzten Stoß erhalten. 

Zu diesen Bedenken gegen den Inhalt des Friedens traten 
weitere formeller Art: 

Zunächst konnte die Legitimation Preußens zu Friedensunter-
I)Qndlungen angezweiselt werden, denn die rechtsverbindliche Tätig­
feit der Bundeskommission war mit Ablauf des Interims am 1. 5. 
1850 erloschen und damit war auch die Preußen am 20. 1. 
1850 zur Führung der Verhandlungen erteilte Ermächtigung hin­
fallig geworden. Stärker aber waren die Bedenken gegen die von 
Preußen vorgeschlagene Art der Ratifikation. Denn nach ausdrück­
licher Bestimmung der Grundgesetze des Deutschen Bundes konnte die 
Annahme und Bestätigung eines Friedensvertrages nur in der 
vollen Bundesversammlung geschehen. (Artikel 49 der Wiener 
Schlußakte). Räch hannoverscher Ansicht waren nach Ablauf der 
Konvention vom 30. 9. 49 die Vorschriften der Bundesverfassung 
wieder voll in Kraft getreten und die Ratifikation konnte somit nur 
dann Rechtsgültigkeit erlangen, wenn sie von der Bundesversamm­
lung und nicht nur von den einzelnen Genossen des Bundes voll­
zogen wurde. 

I n ihrem offiziellen Antwortschreiben an die preußische Re­
gierung vom 16. 7. 50 erwähnte die hannoversche Regierung von 
stiren inhaltlichen Bedenken gegen die Ratisikation kein Wort, son­
dern behandelte nur die sormelle Seite und bestand aus einer Rati­
fikation des Friedens durch die Bundesversammlung als der ein­
zigen verfassungsmäßig möglichen Form 1 0 ) . Der Grund dafür lag 
darin, daß sie sich hier mit Österreich und den übrigen nicht 
Sur Union gehörenden Bundesstaaten eins wußte, denn diese 
Art der Ratisikation sollte als Mittel dienen, Preußen zur An­
erkennung der Franksorter Bundesversammlung zu zwingen. Bei 
offenem Einspruch gegen den Inhalt des Friedensvertrages wäre 

1 0) An den hannoverschen Geschäftsträger Steinberg in Berlin, Han= 
nover lfi. 7. 1850. 
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Hannover aber moralisch verpflichtet gewesen, den Krieg gegen 
Dänemark wieder aufzunehmen. Dazu aber war es, bei der gegen­
wärtigen Haltung Preußens, nicht in der Lage. 

Ebenso wie Hannover waren Österreich, Bayern, Sachsen, 
Mecklenburg-Strelitz, Schaumburg-Lippe mit dem Abschluß des 
Friedens an sich durchaus einverstanden und betonten nur die aus­
schließliche Kompetenz des Plenums zur Ratifikation. Reue 
preußische Borschläge wiesen sie entschieden zurück, obwohl auch 
Rußland sich im dänischen Interesse für die Ratiflkation einsetzte, 
und erst am 3. 10. 1850 kam es in der Bundesplenarsitzung zur 
Annahme des Friedensvertrages n ) . Hannover schloß sich hierbei 
einer Erklärung Bayerns an, in der die Wahrung der Rechte des 
Bundes, namentlich aber der im Bundesbeschluß vom 17. 9. 1846 
vorbehaltenen, noch einmal ausdrücklich betont wurde. Daß in der 
Sache dadurch nichts geändert wurde, wußte man natürlich sehr gut. 

Da die Unionsstaaten schon am 6. 9. 50 den Austausch der 
Ratiflkation vollzogen hatten, war jetzt also der Frieden Dänemarks 
mit dem gesamten Deutschen Bunde wieder hergestellt. Rur die 
Statthalterschafl hatte den Frieden vom 2. 7. 1850 nicht anerkannt 
und in den Herzogtumern kam es zu neuen Kämpsen. Am 25. 7. 50 
ging jedoch die Schlacht bei Idstedt durch die Unschlüssigkeit Willi­
sens für die Schleswig-Holsteiner verloren, und sie mußten sich in 
der Folgezeit auf die Behauptung Holsteins beschränken. Österreich 
aber plante, um sich in die Gunst des Zaren zu setzen, schon Ende 
Iu l i 50 eine Besetzung Holsteins durch Bundestruppen „zur 
Wiederherstellung der Ruhe und Ordnung" in diesem Lande, und 
zwar sollte vornehmlich das 10. A. K. zu diesem Zwecke heran­
gezogen werden. 

I m Dezember 1849, als die gleiche Frage zur Erörterung 
stand, hatte ja Hannover sich erfolgreich gegen seine Heranziehung 
zu sträuben gewußt. Auch jetzt machte die hannoversche Regierung 
wiederum die Punkte geltend, die gegen eine aktive Beteiligung 
hannoverscher Truppen sprachen, und erklärte mit gutem Grund, 
daß mit Ausnahme Hannovers alle Staaten des 10. A. K. sich 
weigern würden, den Befehlen des Bundestages, den fie nicht an­
erkannten, Folge zu geben, und daß die hannoverschen Truppen 

" ) Prot. d. Bund.=Plen.-Verf. p. 3. 10. 1850, § 2. 
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allein zu schwach seien, um etwas ausrichten zn können 1 2 ) . Dies-
mals aber stieß Hannover bei Schwarzenberg auf stärkeren Wider­
stand als im Dezember 1849, und Platen, der hannoversche Gesandte 
in Wien, konnte schließlich nur erreichen, daß Hannover nicht mehr 
als 6 000 Mann zu den Ejekutionstruppen stellen solle, und daß 
Schwarzenberg im österreichischen Ministerrat sür eine aktive Be­
teiligung Österreichs einzutreten sich verpflichtete13). Das Ver­
sprechen wirklicher Teilnahme Österreichs wurde damit nicht gegeben, 
und Vorbedingung sollte außerdem sein, daß Dänemark zuvor den 
Wunsch nach österreichischer Truppenbeteiligung ausspräche. Durch 
Vermittlung der hannoverschen Diplomatie wurde dieser Schritt 
Dänemarks herbeigesühri, Österreich zeigte aber gleichwohl wenig 
Lust, seine Streitkräste durch Entsendung von Truppen nach Holstein 
zu zersplittern, und so unterblieb die geplante Ejekution vorläuflg 
ganz. 

I n der ersten Sitzung des reaktivierten Bundestages vom 
2. 9. 1850 beantragte der Holstein-Lauenburgische Gesandte, mit der 
Ratifikation des Friedens ein Inhibitorium an die Statthalterschaft 
in Rendsburg zu verbinden, daß diefe fich fernerer kriegerischer Maß­
nahmen, namentlich alles Überschreitens der holsteinsche« Grenze zu 
enthalten habe. Von der Bundesversammlung wurde jedoch das In ­
hibitorium allein und vereinzelt für nicht ausreichend gehalten, um 
Ruhe und Ordnung wiederherzustellen 1 4 ) , und da niemand gern 
Truppen entsenden wollte, wurde der dänische Antrag aus Erlaß des 
Inhibitoriums abgelehnt. Run aber übte Dänemark auf Hannover 
einen Druck durch Hinweis aus den Bundesbefchluß vom 21. 10. 
1830 aus, dem zufolge fämtliche Bundesregierungen zur Hilfs­
leistung verpflichtet waren, wenn eine des Beistandes des Bundes 
bedürftige Regierung sich wegen Dringlichkeit der Gefahr unmittel­
bar an eine benachbarte Regierung wandte. Dänemark drohte also, 
daß es auf Grund dieses Bundesbeschlusses von der hannoverschen 
Regierung militärische Hilfe verlangen werde, wenn der erbetene 
Beistand des Bundes ausbliebe. 

Für Hannover war dies Grund genug, am 25. 10. 50 dem 
Beschluß der Bundesversammlung zuzustimmen, der von der Statt­
halterschaft die Einstellung aller Feindfeligkeiten, die Zurückziehung 

" ) An Detmold in Frankfurt 30. 7. 50; an Platen in Wien 30. 7. 50. 
" ) Vlaten, Wien 3. 8. 1850. 
" ) Protokoll der 4. Bundestagssifeung v. 21. 9. 50, § 11. 
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der holsteinschen Truppen bis südlich der Eider und ihre Beurlau­
bung bis zu 2 / 3 ihrer Stärke sonderte16). Zur Überwachung dieser 
Maßregeln sollte Hannover einen Kommissar nach Holstein entsenden. 
Diese letzte Bestimmung kam dem hannoverschen Selbstgefühl weit 
entgegen und entfprach daher ganz den Wünschen des Königs, nur 
fürchtete man, daß aus der Rarnhaftrnachung eines Bundeskorn-
missers auch die Verpflichtung, Truppen zu stellen, gefolgert werden 
könne. Und erst, nachdem man fich vergewissert hatte, daß diese 
Folgernng daraus nicht gezogen würde, sandte man den zum 
Bundeskommissar designierten Geheimen Legationsrat v. Hammer­
stein zum Empsang seiner Instruktionen nach Franksurt. 

I n Hannover war es inzwischen zu einem Wechsel des Mini­
steriums gekommen. Schon den ganzen Sommer hindurch hatten die 
Zwistigkeiten zwischen dem Konig und dem Ministerium angedauert, 
namentlich wegen der Forderung der Heeresreduktion, worin der 
König einen Eingriff in seine Kommandogewalt erblickte. Am 21. 
9. 1850 stimmte nun Detmold, der hannoversche Gesandte in Frank­
furt, einem Beschluß der Bundesversammlung in der kurhessischen 
Streitfrage zu, der eine Anerkennung der Ausnahmegesetze von 1832 
bedeutete. Damit konnte das hannoversche Ministerium sich unmöglich 
einverstanden erklären. Es berief Detmold nach Hannover und hier 
wurde beschlossen, die hannoversche Zustimmung zum Bundes­
beschluß vom 21. 9. 50 nachträglich zurückzunehmen. Die Dekorie­
rung Detmolds mit dem Guelsenorden durch den König, der damit 
seine anders gerichtete Gesinnung zeigen wollte, veranlaßte das Ent­
lassungsgesuch der Minister, und nachdem der König endlich Männer 
gesonden hatte, die bereit waren, die Regiernngsgeschäfte zu über­
nehmen, trennte er sich gern von dem Ministerium Stuve-Bennigsen, 
dessen festes Zusammenhalten ihm von jeher zuwider gewesen 
w a r 1 6 ) . 

I n Wien knüpsie man große Erwartungen an diesen Minister­
wechsel, denn Stüve hatte im Febrnar 1850 den Beitritt Hannovers 
zu dem sogenannten Vierkönigsbündnis verhindert und galt über­
haupt als Preußenfreund. Das neue Ministerium Münchhausen, 
dem auch zwei politische Freunde Stoves, Lindemann und 

1 5 ) Protokoll der 11. Bundestagssitjung vom 25. 10. 1860 
") J . E . B . Stüve: Aufzeichnung über das Verhältnis der März-

minister zum König Ernst August und die Gründe ihres Abdankeng, s. ©. 
Stüve a.a .O. n , S . 417—446. 



_ 79 — 

Th. Meyer, angehörten, setzte aber im großen und ganzen die Politik 
Stüves fort, der eine möglichst selbständige Stellung Hannovers er­
strebt hatte und sich weder von Preußen noch von Österreich völlig 
ins Schlepptau hatte nehmen lassen wollen. Insbesondere wurde 
das hannoversche Bemühen, keine Truppen nach Holstein zu ent­
senden, durch den Ministerwechsel nicht im mindesten beeinflußt. 

Die Versuche des österreichischen Gesandten, Grafen Langenau, öie 
neue hannoversche Regierung zu bewegen, doch etwas Truppen zu 
der holsteinschen Expedition zu stellen, scheiterten infolgedessen trotz 
der Unterstützung von russischer Seite und trotz des Hinweises, daß 
Rußland bei einer Intervention in Holstein die Frankfurter Bundes­
versammlung förmlich anerkennen und nötigensalls militärische Hilfe 
gegen Preußen leisten wolle. 1 7) Münchhausen legte ihm vielmehr 
als Absicht der hannoverschen Politik dar, „nur das moralische Ge­
wicht, nicht aber die materielle Beteiligung Hannovers in die Wag­
schale zu legen" 1 7). Und an Detmold wie an Kielmannsegge, der in 
besonderer Mission nach Wien entsandt war, erging die erneute An­
weisung, sich gegen eine materielle Beieiligung Hannovers an 
Ejekutionsmaßregeln in Holstein zu erklären 1 8 ) . 

Trotz dieser unzweideutigen Instruktion ging jedoch Detmold, 
der völlig im österreichischen Fahrwasser schwamm, auf eine An­
regung des Grafen Thun ein, daß die Ejekution allen beim Bunde 
vertretenen Staaten zu übertragen sei, allerdings unter der Voraus­
setzung, daß Österreich in erster Linie einrücke, und die Korps der 
übrigen Staaten gewissermaßen die Reserve bildeten 1 9). Harnmer-
stetn, der zur Empfangnahme seiner Instruktion in Franksort weilte, 
mißbilligte Detmolds eigenmächtige Abstimmung, riet aber zur Be­
teiligung Hannovers, wenn die Ausforderung an sämtliche in Frank-
surt vertretene Bundesglieder gerichtet werde l ö ) , und auch Kiel­
mannsegge fragte aus Wien an, ob Hannover sich in diesem Falle 
allein ausschließen wolle 2 0). 

Münchhausen war jetzt damit einverstanden, sich zur Stellung 
hannoverscher Reservetruppen bereit zu erklären. I m Ministerrat 
wurde jedoch dagegen vorgebracht, die Folge einer solchen Erklärung 
werde sein, daß man das Hauptkorps von vornherein nicht stark 

1 7 ) Notatmn Hannover 3. 11. 50. 
, 8 ) Schreiben vom 9. 11. 1850. 
i e ) Hammerstein, Frankfurt 11. 11. 1850. 
2 0) Kielmannsegge, Wien 6. 11. 1850. 
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genug mache und gleich die Reserven mit heranziehe2 1). Insolge-
defsen beschloß man zunächst, Detmolds Berhalten für unvereinbar 
mit feinen Instrnftionen, an denen festgehalten werden müsse, zn 
erklären, und erst am 17. 11. 50 erging an den hannoverschen Be­
vollmächtigten in der Militärkommission in Frankfurt die Ermächti­
gung, einem Beschlüsse, die Ejekution sämtlichen Bundesregierungen 
zu übertragen, sür den Fall zuzustimmen, daß die hannoverscherseits 
in möglichst geringer Zahl zu stellenden Truppen nur als Reserven 
ausgestellt und zum Schutz der hannoverschen Grenzen verwandt 
würden 2 2). 

Begreiflicherweise ging man auf diese hannoverschen Wünsche, 
die nur bezweckten, die Kosten einer im Fall einer allgemeinen Eje­
kution sowieso notwendigen Mobilmachung hannoverscher Truppen 
der Bundeskasfe aufzubürden, nicht ein, und Detmold wie Hammer­
stein konnten trotz aller Bemühungen für Hannover nichts günstigeres 
erreichen, als die Aufstellung einer Reserve von 8000 Mann, und 
sie rieten zur raschen Annahme diefes Borschlages, da sonst zweifel­
los eine Beteiligung Hannovers in erster Linie beschlossen werden 
würde 2 3 ). I n Hannover aber fürchtete man durch Beteiligung an 
der Ejekution in Konflikt mit Preußen zu geraten, das gedroht 
hatte, sich einer Entsendung von Bundestrnppen nach Holstein mit 
Waffengewalt zu widersetzen. Und in diese Gefahr wollte man das 
Land nicht bringen. Daher lehnte die hannoversche Regiernng am 
21. 11. 50 die Stellung der verlangten 8000 Mann Reserven ab. 
Würde sie trotzdem beschlossen, schrieb Münchhausen an Detmold 2 4), 
so werde man, wie in der hessischen Sache, saktisch nicht Folge 
leisten. Das Programm der Regiernng sei, am Bunde sestzuhalten, 
solange wie möglich, sich aber von der wesentlich süddeutschen Ver­
sammlung nicht zu Beschlüssen zwingen zu lassen, die dem Lande 
Gesahren zu bringen drohten, ohne genügenden Schutz gegen sie zu 
besitzen. Zum ossenen Bruch zwischen Hannover und dem Bunde 
kam es jedoch nicht, da Österreich und Preußen sich am 29. 11. 50 
zu Olmütz einigten und nun eine Teilnahme der übrigen Bundes­
staaten an der Ejekution nicht mehr verlangt, diese vielmehr von 
Österreich und Preußen allein ausgeführt wurde. 

" ) Minister Sindemann, Hannover 14. 11. 1850. 
" ) An Oberst p. Bennigsen in Frankfurt 17. 11. 1850. 
» Detmold, Frankfurt 19. 11. 50; Hammerftein, Frankfurt 19.11.50. 
J«) Münchhausen an Detmold, Hannoper 21. 11. 50. 
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Hannover sträubte sich also gegen die Beteiligung an der Eje­
kution, nicht weil es die deutsche Sache der Herzogtümer nicht hätte 
preisgeben wollen, sondern lediglich, weil es in einen Kampf mit 
Preußen verwickelt zu werden fürchtete. I m Gegenfatz zu dem 
kleinen Braunfchweig, das einen Durchmarsch von Bundestruppen 
nach Schleswig nicht gestatten wollte, erklärte die hannoversche Re­
gierung, einem solchen Durchmarsch keine Hindernisse in den Weg 
legen zu wollen. 

Gleichwohl stand das Ministerium Münchhausen - Lindemann 
der Sache der Herzogtümer nicht gänzlich interesselos gegenüber. 
Hannover seilte ja den Bnndeskommissar nach Holstein enrsenden, 
und das hannoversche Ministerium setzte sich nun dafür ein, daß der 
Bundeskommissar auch berechtigt sein solle, auf den Verständigungs­
versuch, der damals gerade zwischen dem König von Dänemark und 
der Statthalterschaft gemacht wurde, sördernd einzuwirken. 

Der dänische Vertreter Bülow bemühte sich immer, die Wirk­
samkeit des Kommissars bei den Vertrauensmännern, die aus den 
Herzogtümern und dem Königreiche zu gemeinsamen Beratungen 
zusammengetreien waren, ganz auszuschließen, da seine Regierung 
eine gewaltsame Unterwersong Holsteins wünschte; und Österreich 
stellte sich in der Regel bei den Beratungen über die Instruktion des 
Bundeskommissors aus die Seite Dänemarks. Hammerstein aber 
erklärte frei heraus, daß nach Ansicht seiner Regierung die dauernde 
Pazisikation das Wichtigste sei, und daß sie zu einer Ejekution, 
wenn nicht gleichzeitig eine Vermittlung des Bundes bei der nach­
folgenden Pazifikationsverhandlung einträte, schwerlich die Hand 
bieten werde. I n diesem Falle müsse Hannover sich vielmehr 
weigern, den Bundeskommissar zu stellen2 6). Insolge dieses ener­
gischen Austretens Hammersteins wurde vom Ejekutionsausschuß 
am 21 . 11. 50 in der Instruktion für den Bundeskommifsar als 
Zweck des Voaziehungsoerfahrens festgesetzt, die Waffenruhe in 
Holstein möglichst aus friedlichem Wege und unter Wahrung der 
IRechte des Bundes und des Bundeslandes Holstein herzustellen, und 
den Bundesbefchluß vom 17. 9. 1846 dabei als Richrschnur zu 
nehmen. 

Mit der preußischen Unterwersong unter das österreichische 
Machtgebot zu Olmütz verloren die Mittelstaaten für Östeereich an 

») v. Hammerstein, Frankfurt, 18. und 20. 11. 50. 
Uttel)«!. %<Xf)tbU<l) 1926. 
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Wert. Formell wurde zwar die Entscheidung über die hessische, wie 
die schleswig-holsteinische Frage in die Hände der gesamten deutschen 
Staaten gelegt, in Wirklichkeit aber konnte Österreich unbehindert 
seinen Willen durchsetzen. 

Als nächste Maßregel für Holstein war zu Olmütz die Ent­
sendung gemeinsamer Kommissare von Österreich und Preußen fest­
gesetzt-26), die im Ramen des Bundes von der Statthalterschaft die 
Einstellung der Feindseligkeiten, die Zurückziehung der Truppen 
hinter die Eider und ihre Verminderung auf ein Drittel verlangen 
und im Weigerungsfalle gemeinschaftliche Exekution androhen 
sollten. Darauf, daß v. Hammerstein bereits als Bundeskommissar 
für Holstein bestimmt und mit Instruktion versehen war, nahm 
Österreich weiter keine Rücksicht. Die peinliche Lage, in die Han­
nover hierdurch geriet, wurde jedoch glücklich behoben, indem von 
Hammerstein am 18. 12. 5 0 zum hannoverschen Finanzminister er­
nannt wurde, und man ihm hannoverscherseits keinen Nachfolger gab. 

Am 28. 12. 50 erteilte die Bundesversammlung der öster­
reichischen Regierung Vollmacht, die in der Olmützer Punktation 
genannten Angelegenheiten nach Maßgabe der Bundesgesetze und 
der in dieser Angelegenheit bereits vorliegenden Bundesbeschlüsse zu 
regeln 2 7 ) . Hannover stimmte ebenso wie die übrigen in Frankfurt 
vertretenen Regierungen diesem Beschlüsse zu. Detmold ließ sich 
jedoch durch Einwendnngen formeller Art bestimmen, von dem be­
absichtigten Zusatz Abstand zu nehmen, daß der Inhalt der für 
v. Hammerstein bestimmt gewesenen Instruktion als das Minimum 
der sür Holstein nnd Deutschland zu sichernden Rechte angenommen 
werde. 

I n Hannover war man mit dem Vorgehen Detmolds, der 
wieder einmal eine Anordnung seiner Regierung nicht befolgt hatte, 
durchaus nicht einverstanden und er wurde deshalb angewiesen, noch 
nachträglich zu dem Beschluß wegen der Olmätzer Punftation eine 
Erklärung abzugeben, in der die kaiserliche Regierung gebeten wurde, 
zum mindesten die Punkte des Bundesbeschlusses vom 17. 9. 1846 
zu wahren 2 8). Diese nachträgliche Erklärung gab Detmold am 
14. 1. 51 in der Bundesversammlung ab. Daß sie praktisch ohne 

n ) Wortl. der Abmachungen zu Olrnüfc s. Prot. d. 20. Sit}, der Bund.» 
Persamml. bom 5. 12. 1850, § 64. 

") Prot, der 24. Sitj. der Bund.*Vers. tiom 28. 12. 1850, § 74. 
2 8 ) An Detmold 31. 12. 1850. 


